


Feuerwehr und MHD übten vor dem Kanzleramt in Bann 

Der Kanzler stieß ins Horn: 
"Es brennt, es brennt ... " 
Ehrenbrandmeister Helmut Schmidt griff selbst zum Strahlrohr 

Zu ihrem .. Ehrenbrandmeister" er­
nannte die Freiwillige Feuerwehr 
Stommeln (Gemeinde Pulhelm l Erft­
kreis) Bundeskanzler Helmut 
Schmidt. Mit der Ehrung verband 
die Feuerwehr eine Großübung im 
Hof des Bundeskanzleramtes, an 
der außer der Feuerwehr auch der 
Rettunghubschrauber " Christoph 3 " 
(Köln) teilnahm . In einem langeren 
Gespräch informierte sich der Bun­
deskanzler bei den begleitenden Arz­
ten des Malteser-Hilfsdienstes uber 
ihre Tatigkelt. Der Rettungshub­
schrauber war im Parkgelande des 
Bundeskanzleramtes gelandet . Von 

Bei der Übung der Freiwilligen Wehr vor 
dem Bundesk anzleramt legte Helmut 
Schmidt se lbst Hand mit an - und " traf ' 
zie lsicher: aus dem Fenster im zwei ten 
Stock zu sc haue nde Sekretärinnen. 

hier aus mußte er auch einen Einsatz 
fliegen : Einem Jungfeuerwehrmann 
war die Aufregung auf den Magen 
geschlagen. er mußte nach ärztlicher 
Versorgung in ein Krankenhaus ge­
flogen werden . 
Mit 90 Feuerwehrmannern und 15 
Einsatzfahrzeugen war die Feuerwehr 
Stammeln in die 22 Kilometer ent­
fernte Bundeshauptstadt gefahren. 
Nachdem Bundeskanzler Helmut 
Schmidt im Dezember die ihm ange­
tragene Auszeichnung nicht persön­
lich in Empfang nehmen konnte und 
Staatsminister Wischnewski nach 
Stammeln geschickt hatte, lud er 

Mit von de r Parti e war auch der Rettungs­
hubschrauber " C hri stoph 3" aus Köln 
mit se iner MHD-Besatzung. Der Bunde s­
kanzler ließ sich ausführli ch über die 
Einsa tzmögli chkeiten unterric hten. 

jetzt die Wehr kurzerhand nach Bann 
ein. Wehrchef Jakob Dünwald ver­
band den Besuch mit einer Groß­
übung im Hof des Bundeskanzleram­
tes. Der Kanzler: Der Burger schulde 
allen Helfern Dank: Schmidt sprach 
den Organisationen seinen Respekt 
und seine Anerkennung aus. 
Bei einem Erbsensuppenessen - ser­
viert aus der Gulaschkanone der 
Freiwilligen Feuerwehr Stammeln -
informierte sich Bundeskanzler Hel­
mut Schmidt In einem zwanglosen 
Gesprach über Ausbildung . Ausrü­
stung und Tätigkeit der Feuerwehr 
und des MHD. 

Links: Ehrenbrandmeister der Freiwilligen 
Feuerwehr Stommeln (bei Köln) wurde 
Bundeskanzler Helmut Schmidt. Bei einem 
Besuc h der Stommelner Wehrmänner 
am 2. M ärz in Bonn stieß Schmidt kräftig 
ins Horn: " Es brennt, es brennt, die Feuer­
wehr, die renn t!" Das traditionelle Signal 
hatte Lehrer Esc hbach (in einer Feuer­
wehruniform au s der Jahrhundertwende) 
vorinton iert. 

Unten: Oie Gattin des Bundeskanzlers 
unterhi e lt si ch - noch lange nachdem 
ihr M ann bereit s wieder se inen Amtsge­
schäften nachging - mit den Wehrmän­
nern aus Stommeln. Mit der Drehlei ter 
ging sie mutig "i n die Luft"". 
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Bundesinnenminister Prof_ 
Dr. Maihofer: 18,7 Prozent 
mehr für die Zivilverteidigung 

In der Bundestagsdebatte über den 
Haushalt 1978 des Bundesministe­
riums des Innern am 25. Januar 1978 
wurde auch über die finanzielle Aus­
stattung der Zivilverteidigung disku­
tiert. Der CDU/ CSU-Bundestagsabge­
ordnete Spranger führte in seiner 
Rede u. a. aus: 

"Wir haben schon seit Jahren zu 
verstärkten Anstrengungen im Be­
reich der zivilen Verteidigung aufge­
fordert. Sie sind zwingend notwendig. 

Die Mängel auf diesem Gebiet sind 
katastrophal , nicht nur, was die Un­
terkünfte und Ausrüstungen, was 
die riesige Finanzierungslücke anbe­
langt. Auch das Mißverhältnis zwi­
schen den Aufwendungen für die 
militärische Verteidigung und den 
Aufwendungen tür die zivile Verteidi­
gung ist eklatant. Mit irgendwelchen 
neuen Konzeptionen , wie sie nun 
vorgelegt werden , die bewährte 
Strukturen lediglich ummodeln bzw. 
an eine gleichbleibende Finanzmasse 
lediglich anpassen , können drese 
Probleme nicht behoben werden . 

Die zivile Verteidigung braucht keine 
Schreibtischkonzepte. Sie braucht 
mehr Geld und konkrete Initiativen. 

Und dazu fordern wir die Bundesre­
gierung auf. 

Es wird auch endlich Zeit , die mit 
der sogenannten Entspannungspolitik 
vielerorts geweckten Illusionen abzu­
bauen und mit einem klaren politi­
schen Bekenntnis zur Notwendigkeit 
der zivilen Verteidigung ein Klima 
der Verteidigungsbereitschaft zu 
schaffen . Nur wer sein Haus rechtzei­
tig bestellt, kann eventuellen Notfäl­
len beruhigt entgegensehen. 

Daß sich die Hilfsorganisationen der 
zivilen Verteidigung hieran mit gro­
ßem Engagement und Idealismus 
wie in der Vergangenheit auch künf­
tig beteiligen, hat ein entsprechendes 
Hearing der CDU /CSU-Fraktion erge­
ben. Auf die Mitwirkung dieser Hilfs­
organisationen darf bei der Stärkung 
der zivilen Verteidigung auch künftig 
nicht verzichtet werden ." 

Bundesinnenminister Prof. Dr. Mai­
hofer (F.D.P.) griff in seiner Rede 
die Kritik des Abgeordneten Spranger 
auf und erklärte für die Bundesregie­
rung : 

" Zum Thema Zivile Verteidigung ha­
ben Sie gesagt, wir bräuchten keine 
Schreibtischkonzepte. Hier geht es 

Gasexplosion in Paris 

Eine Serie von schweren Gasexplo­
sionen hat am 17. Februar minde­
stens zehn Todesopfer und 40 zum 
Tei l schwer Verletzte unter Bevölke­
rung und Rettungsmannschaften 
gefordert. Vermutlich als Folge meh­
rerer Leitungsbrüche kam es im 16. 
Bezirk von Paris innerhalb von 45 
Minuten zu drei Explosionen . Dabei 
wurden die unteren Stockwerke von 
drei Wohnhäusern zerstört; ein vier­
tes Haus geriet in Brand. Die Druck­
welle der zweiten und stärksten Ex­
plosion tötete auf einen Schlag fünf 
Menschen in der Zuschauermenge, 
die sich nach dem Knall der ersten 
Explosion am Ort des Geschehens 
eingefunden hatte. Polizei und Feu­
erwehr evakuierten daraufhin das 

nicht um SChreibtischkonzepte, son­
dern um eine Neuorganisation des 
Katastrophenschutzes mit dem Ziel 
des Abbaus von Doppelarbeit, von 
Doppelanschaffungen usw. Im übri­
gen werden die Haushaltsansätze 
dieses Jahres immerhin eine Erhö­
hung des Zivilverteidigungsetats um 
insgesamt 18,7 Prozent bringen. Alte 
diese haushaltsmäßigen und verwal­
tungsmaßigen Maßnahmen, die mit 
den Ländern abgestimmt und mit 
den Hilfsorganisationen besprochen 
werden, lassen eine erhebliche Ver­
besserung des Verhältnisses von 
Aufwand und Ertrag bei der Zivilver­
teidigung erwarten. Das ist jedenfalls 
mein Urteil, das ich selbst aus den 
Fachgesprächen gewonnen habe." 



ganze Viertel, räumten drei nahegele­
gene Schulen, während Gasarbeiter 
in allen Häusern der Umgebung das 
Gas abstellten. Unsere Bilder zeigen 
das in Brand geratene Haus inmitten 
einer mit Explosionstrümmern über­
säten Umgebung sowie die Bergung 
und den Abtransport einer verletzten 
Frau durch die Feuerwehr. 

Luftrettungsstaffel Bayern 
flog fünfmal um den Globus 

Flächenflugzeuge der Luftrettungs­
staffel Bayern führten im Jahre 1977 
1105 Beobachtungsflüge durch. Sie 
waren dabei 1106 Stunden in der 
Luft; die bei diesen Einsätzen 
zurückgelegte Strecke von ca. 
200000 km entspricht etwa dem fünf­
fachen Erdumfang. 1977 meldeten 
die Flugzeuge der Luftrettungsstaffel 
11 Waldbrände, 3 Gebäudebrände, 
8 Flächenbrände und 15 z. T. schwere 
Verstöße gegen den Umweltschutz. 

Mit Flugbeobachtern der Staatsforst­
verwaltung , der Feuerwehren und 
des THW wurden 33 Einsätze zur 
Waldbrandüberwachung geflogen, 
73 Flüge mit Beobachtern des ADAC 
und der Landespolizei dienten der 
Verkehrsüberwachung. Bei 20 Flügen 
für den Denkmalschutz wurden bei 
Weißenburg u. a. die bisher unbe­
kannten Reste von 2 Römerkastellen 
entdeckt. Sechsmal wurden Flug­
zeuge der Luftrettungsstaffel zur 
Suche nach vermißten Personen und 
Flugzeugen eingesetzt. Im Mai 1977 
nahmen 3 Flugzeuge der LRST an 
dem Flugbeobachterlehrgang des 
Innenministeriums in Eichstätt teil. 

Die restlichen Flüge dienten der 
Waldbrand- und Umweltbeobachtung 
ohne Flugbeobachter des Katastro­
phenschutzes oder der Forstverwal­
tung , zur Hochwasserbeobachtung, 
Obungszwecken usw. 

Für 1978 verfügt die Luftrettungsstaf­
fel Bayern auf 32 Stützpunkten über 
154 Flächenflugzeuge, 5 Hubschrau­
ber und 512 Flugzeugführer, von 
den 283 als sogenannte Einsatzflug­
zeugführer eingeteilt sind . Alle Flug­
zeuge können von den zuständigen 
Behörden und Hilfsorganisationen 
schnell und unbürokratisch angefor­
dert werden. Durch die große Zahl 
von Stützpunkten entfallen lange 
Anflugwege. Der Flugstundenpreis 
der Flächenflugzeuge beträgt ca. 
10 % dessen , was tür einen moder­
nen Turbinenhubschrauber bezahlt 
werden muß. So können Flächenflug­
zeuge über lange Zeit und ggf. auch 

vorbeugend zur Luftüberwachung 
eingesetzt werden , ohne unverhält­
nismäßig hohe Kosten zu verursa­
chen. Alle Flüge, die die Staffel 1977 
durchführte, auch zur Waldbrand­
überwachung an Pfingsten , wurden 
von Piloten und Stützpunkten der 
Luftrettungsstaffel bezahlt. 

Minister besuchte 
BVS-Schutzraumausstellung 

Vom 15. bis 22. Februar 1978 fand 
in Hannover die "Constructa 1978", 
die größe Baufachmesse Europas, 
statt . Im Rahmen dieser fast aus­
schließlich von Baufachleuten be­
suchten Ausstellung war der Bundes­
verband für den Selbstschutz mit 
seiner Ausstellung "Der Schutzraum 
- Konstruktion und Nutzung" vertre­
ten, um aufzuzeigen, wie technisch 

problemlos die Errichtung eines 
Schutzraumes ist und wie vielseitig 
ein Schutzraum friedensmäßig ge­
nutzt werden kann . Der Bundesmini­
ster für Raumordnung , Bauwesen 
und Städtebau, Ravens, zuständig 
für sämtliche technische Vorschriften 
des Schutzraumbaus, besuchte bei 
einem Messerundgang auch den 
BVS-Stand. Unser Bild zeigt Minister 
Ravens im Gespräch mit Dipl.-Ing . 
Neckermann, dem Referenten für 
Bau und Technik des Bundesverban­
des für den Selbstschutz. 

Ein Todesopfer und 
1 9 Verletzte bei Zugunglück 
in Arnheim 

Beim Zusammenstoß des Trans-Eu­
ropa-Expreß " Rembrandt" mit einem 
niederländischen Eilzug ist am 28 . 
Februar bei Arnheim (Holland) eine 
Reisende in dem Eilzug ums Leben 
gekommen. Etwa 20 Reisende wur­
den verletzt. Die 37 Insassen des 
TEE aus Deutschland blieben weitge­
hend unverletzt. Das Unglück ereig-

nete sich hinter einer eingleisigen 
Brücke an der Stelle, wo die Strecke 
wieder zweigleisig wird. Der TEE 
München-Amsterdam hatte die 
Brücke bereits passiert, als dem Zug 
auf der Weiche der Eilzug entgegen­
kam . Die LOkomotiven und die vorde­
ren Wagen beider Züge - in dem 
holländischen Eilzug saßen überwie­
gend Schulkinder - wurden stark 
beschädigt ; die Lok des TEE entglei­
ste . Zu klären ist, welcher Lokführer 
das Halte-Signal vor der Brücke über­
fahren hat. 

Lehrgang "Vorbeugender 
Brandschutz, Brandverhütung 
und Brandbekämpfung" 

Ein Lehrgang zum Thema " Vorbeu­
gender Brandschutz, Brandverhütung 
und Brandbekämpfung im Bereich 
der Industrie, Wirtschaft und Verwal­
tung " findet in der Zeit vom 8. bis 
10. Mai 1978 unter Leitung von 
Brand-Ing. Isterling an der Techni­
schen Akademie Esslingen statt. Der 
Teilnehmerkreis: selbständige Unter­
nehmer, Geschäftsführer, Betriebs­
und Produktionsleiter, Sicherheitsin­
genieure, Aufsichtsbeamte des be­
hördlichen Brandschutzes und der 
Sachversicherer, Technische Auf­
sichtsbeamte der Berufsgenossen­
schaften , Brandschutzverantwortli­
che, Feuerwehrkommandanten und 
-beamte und andere Führungskräfte. 

Die einzelnen Referate lauten: Groß­
brandschäden sind vermeidbar -
Technologischer Fortschritt im 
Brandschutz - Vorbeugender Brand­
schutz im Hochbau - Der Brand­
schutzverantwortliche und die Be­
triebs-Feuerversicherung - Brenn­
stoffe sind Zündstoffe - Die Infra­
struktur und der vorbeugende Brand­
schutz in der Industrie - Nach einem 
Brand: Schadenminderung und Sa­
nierungsmaßnahmen - Schwachstel­
lenforschung und Schadstellen-Ana­
Iyse zur Optimierung der betriebli­
chen Brandverhütung - Brand­
schutz-Anstrichmittel und ihre 
zweckmäßige Anwendung - Selbsttä-
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tige Feuerlöschanlagen, insbesondere 
Sprinkleranlagen, CO,-Flaschen-
und Behälteranlagen, Einbaumög­
lichkeiten und Wirkungsweise -
Brandschutztechnische Konzeption 
für elektronische Datenverarbeitungs­
anlagen (EDVA) unter besonderer 
Berücksichtigung stationärer Feuer­
melde- und Feuerlöschanlagen (Ha­
lon) - Gesetzliche Bestimmungen 
- vertragliche Vereinbarungen - An­
regungen zu Problemlösungen. Pro­
grammanforderungen und Anmel­
dungen an : 

TECHNISCHE AKADEMIE 
ESSLINGEN, 
Fort- und Weiterbildungszentrum, 
Postfach 1269, 7302 Ostfildern 2 
(Nellingen), Telefon (07 11) 34 20 26, 
Telex 7-256475 akes d 

Aktion "Das sichere Haus'" 
warnt: 
Arzneimittel nicht in 
Kinderhand! 

Jede Woche sterben im Bundesgebiet 
zwei Kinder an einer Vergiftung durch 
Medikamente, Chemikalien und Nah­
rungsmittel. Von den jährlich über 
30000 Vergiftungsunfällen bei Kin­
dern entfallen etwa 14000 auf Arz­
neimittel. Kinder zwischen zwei und 
fünf Jahren sind besonders gefährdet. 
Sie erleiden rund 80 % sämtlicher 

Vergiftungsunfälle. Die Aktion "Das 
sichere Haus", die Bundesorganisa­
tion zur Verhütung von Unfällen im 
hauslichen Bereich und in der Frei­
zeit , weist darauf hin, daß ein Großteil 
dieser Unfälle vermeidbar gewesen 
ware. In 63 % der Fälle hatten die 
Kinder ungehindert Zugang zu den 

Giftstoffen, 70 % der Unfälle gescha­
hen durch mangelnde Aufsicht. 

Die Aktion richtet daher die drin­
gende Mahnung an alle Eltern , Arz­
neimittel und Chemikalien nicht in 
Reichweite von Kinderhänden aufzu­
bewahren . Manche für Erwachsene 
harmlose Mittel sind für Kinder schon 
in geringer Dosis giftig . " Das sichere 
Haus" rät Eltern , in Apotheken kin­
dergesicherte Verschlüsse für Arz­
neimittel zu fordern . Die - verschließ­
bare - Hausapotheke sollte an einem 
trockenen, für Kinderhände uner­
reichbaren Ort angebracht werden . 

Bei Vergiftungsunfallen darf keine 
Minute Zeit verloren gehen. In größe­
ren Städten sind Kliniken für Giftun­
fälle Tag und Nacht im Einsatz. 

Mehr über Kinderunfälle beinhaltet 
das " Sicherheitslexikon für alle 
Haushalte " (Herausgeber: Arbeitsmi­
nisterium Nordrhein-Westfalen), das 
gegen Einsenden eines mit Anschrift 
versehenen DIN-A 5-Freiumschlags 
(70 Pf.) kostenlos von der Aktion 
"Das sichere Haus", Prinzenstr. 35 , 
8000 München t9, zu erhalten ist. 

NRW-Innenminister Hirsch 
will Finanzsituation der 
Feuerwehren verbessern 

Besorgt über starke Einnahmeausfälle 
bei der Feuerschutzsteuer hat der 
nordrhein-westfälische Innen minister 
Dr. Burkhard Hirsch die Finanzmini­
sterkonferenz aufgefordert, für eine 
rasche Verbesserung der finanziellen 
Situation zu sorgen und einen ent­
sprechenden Gesetzentwurf des Bun­
desrates beschleunigt vorzulegen . 

Wie Minister Dr. Hirsch in Düsseldorf 
erklärte, konnten seit 1974 durch 
Ausfälle bei der Feuerschutzsteuer 
dringende Projekte für den Feuer­
schutz in Nordrhein-Westfalen nicht 
durchgefÜhrt werden . 

Der beträchtliche Ausfall , von dem 
vor allem Nordrhein-Westfalen betrof­
fen ist, wurde einmal durch den kon­
junkturell bedingten Rückgang der 
Prämien der Feuerversicherungen, 
zum anderen dadurch verursacht, 
daß die Bundesregierung die Berech­
nungsgrundlage für Versicherungsar­
ten ändern mußte, die zur Feuer­
schutzsteuer herangezogen werden. 

So wurden die verbundenen Haus­
ratsversicherungen aus der Be­
steuerung genommen. 

Gegenüber der Einnahmeschätzung 
der Finanzplanung blieb 1975 die 

Feuerschutzsteuer um rd. 15 Mio. 
DM = rd . 33 % , im Jahre t976 um 
rd. 19 Mio. DM = rd. 39 %, im Jahre 
1977 um rd . 14 Mio. DM = rd . 28 % 
hinter den Erwartungen zurück. Diese 
Mittel bilden den Grundstock einer 
Ergänzungsfinanzierung für Feuer­
schutzmaßnahmen, die das Land 
als Beihilfe den Gemeinden zuteilt . 

Dringende Aufgaben des Feuerschut­
zes können derzeit nicht wahrge­
nommen werden, weil die Gemeinden 
durch die Vielzahl anderer verpflich­
tungen nicht in der Lage sind , diesen 
Beihilfeausfall mit eigenen Mitteln 
auszugleichen . 

Aus der Tatsache, daß das Land 
Nordrhein-Westfalen wegen seiner 
städtischen Strukturen etwa 40 % 
aller in der Bundesrepublik beschäf­
tigten hauptberuflichen Feuerwehr­
leute hat, ergibt sich außerdem der 
sehr hohe Personalkostenanteil , den 
die Gemeinden aufbringen müssen . 

So lag Nordrhein-Westfalen 1974 
mit 13,26 DM pro Kopf der Bevölke­
rung an Personalausgaben für die 
Feuerwehr deutlich über dem Bun­
desdurchschnitt von 8,60 DM ; wäh­
rend umgekehrt die für den Feuer­
schutz notwendigen Investitionen 
auf Grund der schlechten Mittellage 
in Nordrhein-Westfalen mit nur 5, t8 
DM deutlich unter dem Bundesdurch­
schnitt mit 7,10 DM je Einwohner 
lagen. Angesichts der durch Indu­
strialisierung und Verstädterung er­
höhten Gefahrenlage, gibt dies-
so der Innenminister - Anlaß zur Be­
sorgnis. 

Wie sehr Nordrhein-Westfalen an 
einem Ausgleich des Einnahmeaus­
falls durch eine möglichst schnelle 
Änderung des Feuerschutzsteuer­
rechts interessiert ist, ergibt sich 
besonders aus einer Übersicht über 
den gegenwärtigen Bundesschlüssel , 
der die Bedürfnisse des nordrhein­
westfälischen Feuerschutzes nicht 
genügend berücksichtigt. Im bevölke­
rungsreichsten Bundesland konnten 
1976 an Feuerschutzsteuermitteln 
nur t ,77 DM pro Kopf der Bevölke­
rung ausgegeben werden. Der Betrag 
lag um 1,01 DM unter dem Bundes­
durchschnitt. 

Minister Dr. Hirsch betonte, alle Bür­
ger hätten einen Anspruch auf 
gleichwertigen Schutz. Deswegen 
müsse man darüber nachdenken , 
wie das allgemeine Verfassungsge­
bot, den Gemeinden künftig eine 
gleichartige Finanzausstattung zu 
gewähren , in diesem Aufgabenbe­
reich verwirklicht werden könne. 



Brandstiftung im Materiallager? 

Zwei Holzbaracken, in denen Material 
für den Zivil- und Katastrophenschutz 
- Decken, Pumpen und Kleidung­
gelagert wurde, brannten Anfang 
März in Bonn vollständig nieder. Die 
Feuerwehr konnte in einem nächtli­
chen Einsatz verhindern , daß die 
Flammen auf die anderen der insge­
samt 15 Lagerhallen übergriffen. Das 
Depot wird von der Beschaffungs­
stelle des Bundesinnenministeriums 
unterhalten. 

Am Vorabend hatte ein Wachmann 
- so die offizielle Polizeiauskunft -

Dr. Albert Sittkus trat in den 
Ruhestand 

Dr. Albert Sittkus, Wissenschaftlicher 
Direktor im Bundesamt tür Zivilschutz 
und u. a. Leiter der Meßstelie Schau­
insland bei Freiburg , ist mit Erreichen 
der Altersgrenze am 28. Februar 1978 
aus dem Dienst ausgeschieden . 

Seit dem 1. Januar 1937 war Dr. Sitt­
kus Assistent am Freiburger Physika­
lischen Institut und wurde schon 
1945 Assistent von Prof. Dr. Gentner, 
mit dem er bereits 1950 begann, die 
möglichen Auswirkungen der vielen 
Testexplosionen nuklearer Spreng­
körper zu untersuchen. Die Sorge 
um das Wohl der Menschen, gepaart 
mit der fundierten Neugier eines Wis­
senschaftlers, trieb ihn dazu , schon 
lange bevor der Zivilschutz institutio­
nell gegründet war. Seine so begon­
nenen Arbeiten wurden dann von 
der 1951 ins Leben gerufenen 
" Schutzkommission" beim Bundes­
ministerium des Innern verstärkt und 
noch enger auf die Belange des Zivil­
schutzes ausgerichtet. Das hatte zur 
Folge, daß er 1953 aus dem Universi-

gegen 20 Uhr einen anonymen Tele­
fonanruf erhalten, in dem ein Unbe­
kannter angekündigt habe, daß in 
derselben Nacht " noch etwas passie­
ren " werde. Der Wachmann hielt 
das für einen dummen Scherz - bis 
nach Mitternach der zweite Anruf 
kam , zu einer Zeit, als eine der bei­
den Baracken bereits in hellen Flam­
men stand . Augenzeugen berichteten , 
daß diese Halle " schlagartig " in 
Brand geraten sei. Der Sachschaden 
wird auf rund 200000 DM geschätzt. 
Unser Bild zeigt die Feuerwehr im 
Einsatz an der BrandsteIle. 

tätsdienst ausschied , jedoch noch 
im gleichen Jahr wissenschaftlicher 
Mitarbeiter der Schutzkommission 
wurde. 1959 wurde Dr. Sittkus Bun­
desbeamter und übernahm die Meß­
stelle " Schauinsland" und konnte 
sich somit weiterhin der Forschung 
widmen . Es gelang ihm u. a., den 
radioaktiven Gehalt in der Luft und 
in atmosphärischen Niederschlägen 
einwandfrei meßbar zu machen. Oie 
von ihm entwickelte Meßmethode 
wurde vom Deutschen Wetterdienst 
übernommen. Oie langjährigen Meß­
reihen geben inzwischen einen ge­
schlossenen Überblick über die 
Strahlen belastung der Bevölkerung 
in der Bundesrepublik Deutschland 
aus den Kernwaffentests. Es war also 
eine Pioniertat. 

Dr. Sittkus führte ferner Untersu­
chungen über die Verfrachtung ra­
dioaktiver Stoffe sowie deren Ab­
scheidung auf der Erde durch und 
gewann dabei Erkenntnisse, die letzt­
lich vom Warndienst in ein praktika­
bles Verfahren zur Fallout-Vorhersage 
umgesetzt wurden. 

Seine intensive Beschäftigung mit 

der Strahlungsmeßtechnik trug ent­
scheidend dazu bei, daß das Bundes­
amt für Zivilschutz "Technische 
Richtlinien für Strahlenmeßgeräte" 
ausarbeiten konnte. Danach wurden 
die entsprechenden Meßgeräte ent­
wickelt . Eine großartige wissenschaft­
liche Leistung gelang Dr. Sittkus 
auch durch die Messung der Fein­
struktur der Schwaden, der soge­
nannten " heißen Teilchen " . Dadurch 
wurden Probleme aufgezeigt, die 
bei der Belastung biologischer Ob­
jekte entstehen. 

So war es nur eine folgerichtige Ent­
wicklung, daß er im Jahre 1970 neben 
seiner sonstigen Aufgaben auch zum 
Geschäftsführer der Schutzkommis­
sion berufen wurde. 

Unser Foto : Als Anerkennung für 
sein humanitäres Wirken als Wissen­
schaftler und Beamter wurde Dr. 
Sittkus im Namen des Präsidenten 
des BZS, Dr. Kolb, verbunden mit 
den besten Wünschen für eine ge­
sunde und friedvolle Zukunft, durch 
Abteilungspräsident Haedge, die Pla­
kette des Bundesamtes für Zivilschutz 
überreicht. 

Seminar " Trinkwassernotver­
sorgung als VorsorgemaB­
nahme nach dem Wassersi­
cherstellungsgesetz (WasSG)" 

Zwischenzeitlich wurde diese Lehr­
veranstaltung im Benehmen mit dem 
Bundesminister des Innern neustruk­
turiert. Das Seminar über die "Trink­
wassernotversorgung als Vorsorge­
maßnahme nach dem Wassersicher­
stellungsgesetz (WasSG)" wird zwei­
einhalb Tage dauern. 
Daraus ergeben sich neue Termine: 
26. 4.-28. 4. 1978 
27 . 9.-29. 9. 1978 
(Vgl. ZS-MAGAZIN 12177, Seite 5). 
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Landeplatz und Hangar für "Christoph 1" eingeweiht 

Jetzt hat auch der Münchner Ret­
tungshubschrauber .. Christoph 1" 
eine feste Bleibe. In Anwesenheit 
von Staatssekretär Erich Kiesl wurde 
am 24 . Februar der Hangar mit Unter­
stellhalle. Landeplatz und Betan­
kungseinrichtung am Stadt ischen 
Krankenhaus München-Harlaching 
seiner Bestimmung übergeben. Zu 
den Gesamtkosten von 730000 DM 
hat das Innenministerium dem Ret­
tungszweckverband München (Lan­
deshauptstadt und Landkreis Mün­
chen) eine halbe Million DM Zuschuß 
gewahrt. 

Der Hangar am Krankenhaus macht 
die tägtichen Überführungsflüge von 
Oberschleißheim zum Standort und 
zurück überflüssig . Der Hubschrauber 

Großes Bundesverdienstkreuz 
für Graf Landsberg-Velen und 
Georg von Truszczynski 

Mit dem Großen Verdienstkreuz zum 
Verdienstorden der Bundesrepublik 
Deutschland sind am 25 . Januar in 
Düsseldorf der Leiter des Malteser 
Hilfsdienstes. Dieter Graf Lands­
berg-Velen. und der Generalsekretär 
des MHD. Konsul Georg von Trusz­
czynski , ausgezeichnet worden. Mit 
dieser Verleihung wurde die aus den 
Anfängen des nunmehr 25 Jahre be­
stehenden Malteser-Hilfsdienstes 
geleistete Aufbauarbeit gewürdigt. 
In seiner Laudatio stellte der nord­
rhein-westfälische Kultusminister 

'. 

ist als wichtiges Rettungsmittel er­
kannt und auch überwiegend ange­
nommen worden . Das zeigt nicht 
zuletzt die Statistik, die für 1977 ge­
genüber dem Vorjahr (Zahlen in 
Klammern) eine deutliche Steigerung 
ausweist: 

Christoph 1 in München flog 976 
(906) Einsätze und transportierte 
674 (523) Patienten , Christoph 14 
in Traunstein war 565mal (111 ab 
September 1976) im Reltungseinsatz 
und half dabei 344 (81) Personen ; 
Christoph 15, seit 19. November 1977 
10 Straubing im Dienst. startete 
34mal und flog 19 Patienten. Der 
SAR-Hubschrauber der Bundeswehr 
in Nürnberg transportierte bei 766 
(446) Einsätzen 661 (317) Personen. 

Girgensohn die uneigennützige und 
erfolgreiche Tätigkeit der Ausge­
zeichneten im In- und Ausland her­
aus, wobei sie sich insbesondere 
Verdienste um den Aufbau des Kata­
strophenschutzes sowie bei zahlrei­
chen Hilfseinsätzen des MHD im Aus­
land erworben hätten. 

Unser Foto zeigt Kultusminister 
Girgensohn (rechts), Graf Landsberg­
Velen (links) und Georg von Trusz­
czynski nach der Verleihung der ho­
hen Auszeichnung . 

KatSG für Niedersachsen 
vom Landtag verabschiedet 

Mit einem Gesetz, das der nieder­
sächsische Landtag Mitte Februar 
einstimmig verabschiedete, ist der 
Katastrophenschutz in Niedersachsen 
auf eine gesetzliche Grundlage ge­
steilt worden . Erstmals wird damit 
der Katastrophenschutz als spezielle 
Materie der Gefahrenabwehr aus 
dem allgemeinen Bereich des Sicher­
heits- und Ordnungsrechts herausge­
nommen. Die Erfahrungen aus den 
Waldbrand- und Wasserkatastrophen 
der vergangenen Jahre sind für die 
im Gesetz verankerten finanziellen 
und organisatorischen Bestimmungen 
grundlegend gewesen. Das Gesetz 
faßt in einem knappen und klaren 
Text die wichtigsten sachlichen Ge­
bote zusammen und gibt den Behör­
den und Organisationen die vor allem 
zur zentralen Leitung der Katastro­
phenbekämpfung notwendigen recht­
lichen Befugnisse. 



Helmut Freutel / Günter Sers 

Strenge Anforderungen 
an Atemschutzgeräteträger 
Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen sollen zum Tragen 
von Atemschutzgeräten untaugliche Personen von dieser Tätigkeit ausschließen 

Sicherheitsstrategie 

Wo immer es um die Sicherheit und 
Gesundheit von Mitarbeitern geht, 
ob im Bereich von Betrieben , der Feu­
erwehren oder des Katastrophen­
schutzes, sollte es im Interesse der 
jeweiligen Führungsebene liegen, 
die Sicherheitsarbeit und die Unfall­
verhütung als erklärte Ziele von ho­
hem Stellenwert zu begreifen . Die 
obersten Führungsebenen müssen 
wissen, daß auch ihr Erfolg oder Miß­
erfolg in der Sicherheitsarbeit im 
Rahmen der Gesamt-Beurteilung ihrer 
Führungseigenschaften eine herausra­
gende Rolle spielt. 

Doch nicht nur das eigene Sicher­
heitsbewußtsein ist von entscheiden­
der Bedeutung, sondern auch die 
Sicherheitsbewußtseinsbildung in 
den Unternehmen oder Organisatio­
nen , tür die man Verantwortung trägt. 
Um dieses Bewußtsein zu fördern, 
steht ein reiches Instrumentarium 
zur Verfügung, dessen man sich nur 
zu bedienen braucht. 

Zu einer erfolgreichen betriebsinter­
nen Sicherheitsstrategie gehört auch, 
daß allen Mitarbeitern die unmit1elba­
ren Zusammenhänge zwischen Unfall­
geschehen, Bränden, Produktionsaus­
fall , Beeinträchtigung der Einsatzfa­
higkeit und die Auswirkungen au f 
Kosten und Verlust ins Bewußtsein 
gerückt werden . 

Arbeitsmedizinische Vorsorge 

Die rechtliche Verpflichtung zum Ar­
beitsschutz ist in unserem Grundge­
setz festgelegt. Der Artikel 2.2 "Jeder 
hat das Recht auf Leben und körperli ­
che Unversehrtheit", in Verbindung 
mit Artikel 20.1 " Die Bundesrepublik 
Deutschland ist ein demokratischer 
und sozialer Bundesstaat", verpflichtet 
alle Verantwortlichen, Arbeitsschutz 
zu betreiben. Zu diesen Verantwortli­
chen zäh len alle Beteiligten, das sind: 
jeder einzelne Arbeitnehmer, jedes 
Unternehmen, die Verbände und der 
Staat. Die staatlichen Organe haben 

Im Ausbildungszentrum der HauptsteIle für das Grubenrettungswesen in Hohenpelßen­
berg werden Atemschutzgeräteträger In der Benutzung von Atemsc hutzgeräten ge­
schult. Unser Bild zeigt den Leiter der Hauptste Ile, Dipl.-Ing. Ernst Fürst, Technischer 
Aufsichtsbeamter der Bergbauberufsgenossenschaft für den süddeutschen Raum, 
beim Unterricht. 

eine Reihe von Gesetzen und andere 
Vorschriften erlassen , um den Arbeits­
schutz zu verwirklichen: 

• Gewerbeordnung, 
• Reichsversicherungsordnung , 
• Gesetz über technische Arbeits­
mittel , 
• Das Gesetz über Betriebsärzte, Si­
cherheitsingenieure und andere Fach­
kräfte für Arbeitssicherheit, 
• Verordnung über Arbeitsstätten , 
• Verordnung über gefährliche 
Arbeitsstoffe, 
• Betriebsverfassungsgesetz . 

Diese gesetzlichen Sicherheitsbemü­
hungen werden erweitert und ergänzt 

durch Vorschriften von Organisationen 
und In stitutionen für bestimmte Auf­
gabenbereiche. Auf verschiedenen 
Ebenen arbeiten Ausschüsse und Ar­
beitskreise ständig an der Verbesse­
rung solcher Vorschriften, Richtlinien 
und Regeln . Hersteller von Geräten, 
die der Sicherheit dienen , sind aus 
eigenem Verantwortungsgefühl heraus 
ebenfalls bestrebt, einen höchstmögli­
chen Grad an Zweckmäßigkeit und 
Betriebssicherheit zu erreichen. Auch 
das Vorsch riftenwerk der Berufsge­
nossenschaften ist im Laufe der Jahr­
zehnte entwickelt worden und ge­
wachsen. Sowohl in technischer als 
auch in rechtlicher Hinsicht spiegelt 
es die unterschiedlichen Einflüsse 
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Links: Oie HauptsteIle besitzt eine 300 Meter lange Obungsstrecke mit bergbauspezifischen Merkmalen und unterschiedlichen 
Schwierigkeitsgraden zur Oberprüfung physischer und psychischer Belastbarkeit von Atemschutzgeräteträgern. Hier wird das Zu­
sammenspiel von Mensch und Gerät geübt. - Rechts: Als eine vom Deutschen Ausschuß für das Grubenrettungswesen zugelassene 
Prü'stelle für Bergbau-Gasschutzgeräte und einer vom Bundesarbeitsministerium anerkannten Prüfstelle für umgebungsluftunabhän­
giga Atemschutzgeräte unterhält die HauptsteIle ein eigenes laboratorium. Hier wird gerade der dynamische Tolraum einer Schutz­
maske ermittelt. 

Arbeiten an Gas-Analyse-Geräten gehören ebenfalls zu den 
Aufgaben des Laboratoriums. 

Mit Hilfe dieses Gerätes - ein Dräger-Apertometer - wird das 
objektive Blickfeld von Atemschutzmasken ermittelt. 

wider, die in einem Zeitraum von meh­
reren Jahrzehnten wirksam geworden 
sind . 
Der technisch-industrielle Fortschritt 
unserer Zeit hat fast alle Lebensberei­
che erfaßt. Dies macht sich auch in 
starkem Maße bei der Aufgabenstel­
lung der Feuerwehren bemerkbar. 
Schon längst ist die Brandbekampfung 
nicht mehr die Hauptaufgabe der Feu-

8 

erwehr, sondern es überwiegen die 
Hilfeleistungseinsätze, was sowohl 
in der Ausbildung von Feuerwehran­
gehörigen als auch in der Ausrustung 
sichtbaren Ausdruck findet. 

Unfallverhutungsvorschriften und 
Dienstvorschriften. die der Erhaltung 
von Gesundheit und Leben der Feuer· 
wehrangehörigen dienen, mußten 

in dem gleichen Malle, in dem der 
technische Fortschritt zu Veränderun· 
gen im Aufgabenbereich führte, den 
veränderten Verhältnisse angepaßt 
werden. Dem trägt auch die neue Un­
fallverhütungsvorschrift "Allgemeine 
Vorschrift " (VBG 1), die am 1. April 
1977 in Kraft getreten ist, Rechnung. 
Sie beinhaltet auch einen Abschnitt 
"Arbeitsmedizinische Vorsorge", der 



Links: Die zu untersuchenden Teilnehmer werden u. a. über Klebeelektroden an die Geräte angeschlossen. Forschungen dieser 
Art werden auch im Ausland angestellt, da man bisher noch relativ wenig über den Grad der physischen und psychischen Belastbar­
ke it und über die altersabhängige Leistungseinschränkung im Feuerwehr- und Rettungsdienst weiß. - Rechts: Der Umfang der stati­
stischen Ergebnisse aller Untersuchungen dieses Forschungsvorhabens Ist so groß, daß eine wissenschaftliche Auswertung nur 
mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung möglich ist. 

Die HaupisteIle führt mit finanziellen Mitteln des Hauptverbandes 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften ein Forschungsvor­
haben durch mit dem Thema " Belastbarkeitsvoraussetzungen 
für Träger von Atemschutzgeräten". 

Auf einem laufenden Endlosband werden im Rahmen des For­
schungsvorhabens bei allen letngangsteilnehmern über emp­
findliche Geräte Herzschlag, Pulsfrequenz, Blutdruck und luft­
verbrauch gemessen. 

nach Inhalt und Aufbau für die Zukunft 
eine Konzentration der Vorschriften 
au f dem Gebiet der arbeitsmedizini­
schen Vorsorgeuntersuchungen er­
möglicht. Gemäß Anlage 2 zur VBG 1 
müssen Versicherte arbeitsmedizini­
schen Vorsorgeuntersuchungen unter­
zogen werden, wenn damit zu rechnen 
ist, daß sie bei ihrer Tätigkeit biologi­
schen, chemischen oder physikali-

sehen Einwirkungen ausgesetzt sind 
oder ganz bestimmte Tätigkeiten 
ausüben. Die Liste, in der diese Tätig­
keiten im einzelnen aufgeführt werden , 
ist in Vorbereitung . 

Gesundheitliche Eignung 

Die Vielseitigkeit des Feuerwehrdien­
stes, insbesondere der praktische 

Einsatz, zwingt dazu, an Feuerwehr­
männer strenge Anforderungen hin­
sichtlich der körperlichen und fachli­
chen Eignung zu stellen. Man darf 
nicht vergessen, daß Feuerwehrange­
hörige, wie andere Berufe auch, wenn 
sie nicht gerade im Einsatz sind , Tä­
tigkeiten ausüben, die kaum noch 
große körperliche Anstrengungen 
verlangen. Die technisch-industrielle 
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Links: Vor der Benutzung von Atemschutzgeräten für Arbeit und Rettung müssen deren Träger wegen den damit verbundenen nicht 
unerheblichen Belastungen und u. U. auch Unfallgelahren nach den Grundsätzen der im nebenstehenden Beitrag beschriebenen 
"G 26" ärztlich untersucht werden. - Rechts: Da s Hauptanliegen der .. G 26" ist es, "Anhaltspunkte für gezielte arb eitsm edizinische 
Vorsorgeuntersuchungen" zu geben. mit dem Ziel, "Personen, die 8 U S gesundheitlichen Gründen zum Tragen von Atemschutzgeräten 
nic ht geeignet sind, davon auszuschließen" . Dazu kann auch die Erstellung eines EKG mit und ohne Belastung dienen. 

Entwicklung der letzten Jahrzehnte 
hat ja mehr und mehr dazu geführt, 
daß körperliche Kraft , Geschicklichkeit 
und Ausdauer nicht mehr so gefragt 
sind, weil sie durch Mechanisierung 
sowie Kraft und Energie sparende 
Technisierung ersetzt worden sind . 

Die Folgen sind ein gewisser Mangel 
an körperlicher Fitness. 

Nun gehört es aber zu den Aufgaben 
von Feuerwehrführungskräften, nur 
gesundheitlich geeignete Personen 
zum Dienst in der Feuerwehr zuzulas­
sen. Entscheidend für die körperliche 
Eignung sind Körperbeschaffenheit , 
Gesundheitszustand und Alter. Bei 
Zweifeln an der Gesundheit soll ein 
Amtsarzt oder ein mit den Aufgaben 
der Feuerwehr vertrauter Arzt den 
Feuerwehrangehörigen untersuchen. 

Diese generellen Grundsätze bestehen 
schon seit vielen Jahren. Sie sind Be­
standteil der FeuerwehrdienstlJor­
schrift FwDV 7 " Atemsch utz", die 
in ih rem Abschnitt 2 die Rahmenbe­
dingungen über Anforderungen an 
die Träger von Atemschutzgeraten 
enthält. Im Bereich des erweiterten 
Katastrophenschutzes gibt es ahnliche 
Sicherheitsbestimmungen, die als 
Anlage im " Nachtrag zur LSHD-Dv 
522 " festgelegt sind und nach denen 
z. Z. immer noch verfahren wird . In 
einer neuen Dienstvorschrift, die im 
Bundesamt für Zivilschu tz erarbeitet 
wird, werden auch die diesbezüglichen 
Bestimmungen der FwDV 7 vollinhalt­
lich erhalten sein. 
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Die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Ge mei n deu n fallversi cheru ng sve rbän d e 
wird in Kürze die "Berufsgenossen­
schaftlichen Grundsätze für arbeits­
medizinische Vorsorgeuntersuchungen 
für Träger von AtemSChutzgeräten 
für Arbeit und Rettung ", kurz G 26 
genannt, bundeseinheitl ich einführen. 

Die G 26 bezieht sich auf einen ganz 
bestimmten Anwendungsbereich , und 
zwar geht sie davon aus, daß die Ver­
wendung von Atemschutzgeräten für 
den Träger eine spürbare zusätzliche 
Belastung darstellt. Hierfür enthält 
die G 26 Grundsätze, die Anhalts­
punkte für gezielte arbeitsmedizini­
sche Vorsorgeuntersuchungen geben, 
um Personen , die aus gesundhei tli­
chen Gründen zum Tragen von Atem­
schutzgeräten nicht geeignet sind , 
von dieser Tätigkeit ausschließen zu 
können. Als Atemschutzgeräte werden 
in diesem Zusammenhang alle Atem­
schutzgeräte für Arbeit und Rettung 
angesehen. Atemschutzgeräte, die 
zur Flucht und Selbstrettung dienen, 
fallen nicht in den Anwendungsbe­
reich der G 26. 

Für die Durchführung arbeitsmedizini­
scher Vorsorgeuntersuchungen wer­
den die Atemschutzgeräte in drei 
Gruppen eingeteilt. Dazu heißt es in 
der G 26 wörtlich : 

"Diese Gruppeneinteilung wird durch 
die unterschiedliche Belastung be­
stimmt, die insbesondere vom Gewicht 
des Gerätes und von seinen Strö-

mungswiderständen bei Ein- und Aus­
atmung abhängt. Un ter Gerätegewicht 
ist das vom Benutzer am Körper zu 
tragende Gewicht des Gerätes ein­
schließlich Atemanschluß zu verste­
hen. 

Gruppe 1: 
GerategewIcht unter 5 kg 

Die Strömungswiderstände des Atem­
schutzgerätes beim Ein- und Ausat­
men sind gering. 

Beispiel : SChlauchgeräte mit zwangs­
belü fteter Haube als Atemanschluß 
ohne Ausatemventil; die unter ge­
ringstmöglichem Überdruck in der 
Haube anstehende Atemluft kann frei 
abströmen. 

Gruppe 2: 
Gerätegewicht unter 5 kg 
Die Strömungswiderstände des Atem­
sChutzgerätes beim Ein- und/oder 
Ausatmen sind erhöht. 

Beispiel : Druckluft-Sch lauchgeräte, 
die Atemansch lüsse mit Ausatemven til 
besitzen, Sandstrahler-Atemschutzge­
rä te, Frischlu ft-Saugschlauchgeräte, 
Filtergeräte. 

Ausnahme bei geringer körperlicher 
Belastung: In Gruppe 1 können einge­
reiht werden Filtergeräte mit Schweb­
stoff-Filter bei geringer Staubbeauf­
schlagung sowie FIltergeräte mit Gas­
filter, Dru ckl u ftsch lauchgeräte und 
Fisch luftdruckschlauc hgeräte. 

Gruppe 3: 
Gerätegewicht über 5 kg 
Die Strömungswiderstände des Atem-



Links: Zum Atemschutzlehrgang gehört auch das Oben von Beatmung und Herzmassagedruck an de r "Recording Resusci Anne", 
einer Obungspuppe mit elektronischen Kontrolle inrichtungen. Lichtsignale zeigen Erfolg oder Mißerfolg der Herz-lungen-Wiederbe­
lebung an. Gleichzeitig werden die wichtigsten Daten auf Diagrammpapier registriert. - Rechts: Vor dem anstrengenden Weg durch 
die Obungsstrecke werden unter fachkundiger Aufsicht die Atemschutzgeräte angelegt. Dann geht es hinein in das dreistöckige laby­
rinth von Gängen mit einer Reihe von unbekannten Hindernissen, die es zu überwinden gilt. 

schutzgerätes beim Ein- und Ausat­
men sind erhöht. 

Beispiele : Frei tragbare Isoliergeräte, 
wie Behältergeräte mit Druckl uft 
(Preßlu ftatmer), Regenerationsgeräte." 

Für die Feuerwehren kommt nur die 
Gruppe 3 in Betracht, da es sich hier­
bei in erster Linie um Preßluftatmer 
und Regenerationsgeräte handelt, 
die auch un ter dem Begriff " schwerer 
Atemsch utz" fungieren . Weil , wie 
schon erwähnt, Fi ltergeräte nach den 
Bestimmungen der Feuerwehren keine 
Einsatzgeräte, sondern hauptsäc hlich 
Fluchtgeräte sind , wurde von Untersu­
chungen nach den Gruppen 1 und 2 
abgesehen. 

Bei den Untersuchungsarten wird 
unterschieden zwischen der Erstunter­
suchung vor Aufnahme einer Tätigkeit 
mit Atemschutzgeräten und Nachun­
tersuchu ngen wä hrend dieser Tätig­
keit . 

Oie Eignungsuntersuchung, eine Fest­
stellung der physischen und psychi­
schen Eignung, erstreckt sich sowohl 
auf Tätigkeiten mit Atemschutzgeräten 
bei der Ausbildung und Übung als 
auch im Einsatz. Diese mehr allge­
meine Untersuchung schließt die Er­
hebung der Vorgeschichte und die 
Berü cksichtigung spezifischer ar­
beitsmedizinischer Kriterien mit ein . 

Dabei hat der Arzt gewisse Ausschlu ß­
kriterien zu beac hten. So wurde z. B. 
festgelegt, daß Jugendliche unter 

18 Jahren und in der Regel Personen 
über 50 Jahren fü r das Tragen von 
Atemschutzgeräten im Rettungswesen 
und für das Tragen von Atemschutzge­
räten der Gruppe 3 nicht geeignet 
sind . Es ist jedoch in das Ermessen 
des Arztes gestellt , einer bedingten 
Eignung zuzustimmen , wenn unter 
Berücksichtigung des Lebensalters, 
der Be~ufserfahrung und der Tätigkeit 
des Untersuchten ni cht zu befürchten 
ist, daß er sich selbst und Dritte ge­
fährdet. Zur Eignungsuntersuchung 
sind ferner erforderlich: Rön tgenauf­
nahme der Lunge bzw. Berücksichti­
gung eines Röntge nbefundes jüngeren 
Datums, eine Lungenfunktionsprüfung, 
Blutdruckmessung und Pulsfrequenz 
im Sitzen und Stehen sowie ein näher 
bezeichnetes Elektrokardiogramm. 

Als von vornherein nicht geeignet 
angesehen werden Personen mit : 
allgemeiner Körperschwäche, 
Bewußtseins- und Gleichgewichts­
störungen , 
chronischem Alkoho lmißbrauch, 
Stoffwechselkrankheiten u. v. a. m. 

Ein Atemschutzlehrgang mit 
Vorsorgeuntersuchung 
und Teilnahme an einem 
Forschungsvorhaben 

Oie Bergbau-Berufsgenossenschaft , 
Bezirksverwaltung München , unterhält 
in Hohenpeißenberg in Oberbayern 

eine Hauptsteile für das Grubenret­
tungswesen . 

Die Redaktion des ZS-MAGAZINS be­
suchte die HauptsteIle an läßlich eines 
dort stattfindenden Atemschutzlehr­
ganges. Diese Lehrgänge werden u. a. 
in Verbindung mit namhaften Herstel­
lerfirmen für Atemschutzgeräte durch­
geführt. In einem Gespräch mit dem 
Leiter der HauptsteIle, Dipl.-In g. Ernst 
Fürst, Technischer Aufsich tsbeamter 
der Bergbau-Berufsgenosse nschaft , 
ergaben sich interessante Einblicke 
in die wesentl ichen Aufgaben dieses 
Unternehmens. 

Die HauptsteIle fü r das Grubenret­
tungswesen in Hohenpeißenberg ist 
eine Dienststelle der Bergbau-Beru fs­
genossenschaft, Bochum , die fünf 
Bezirksverwaltungen hat, wovon eine 
die hier zuständige Bezirksverwaltung 
München ist. Die Hauptsteile in Ho­
henpeißenberg ist vom Deutschen 
Ausschuß für das Grubenrettungswe­
sen als zweite Prüfstelle (neben Essen) 
für Bergbau-Gasschutzgeräte zugelas­
sen worden . Oie HauptsteIle wurde 
außerdem vom Bundesarbeitsministe­
rium als Prüfstelle für Atemschutzge­
räte , die von der Umgebungsatmo­
sphäre unabhängig wirken , anerkannt. 

Dazu unterhält die HauptsteIle ein 
eigenes PrÜl aboratori urn . Dieses Labor 
wird vom Hauptverband der gewerbli­
chen Berufsgenossen schaften mit 
finanziel len Zuwend ungen unterstützt, 
weil die hier durc hgeführten Aufgaben 
nicht nur bergbauspezifisch sind , so n-
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Links: Nur der Blitz des Fotografen erhellt die Finsternis und läßt tür den Bruchteil einer Sekunde einen LehrgangsteIlnehmer erken­
nen, der sich keuchend durch die "Marterstrecke" bewegt. - Rechts: Lediglich das rasselnde Pfeifen des Lungenautomaten und 
das fast unvermeidliche Anschlagen des Helmes an die Stempel kündigten dem Fotografen das "nächste" Opfer an, das hier über 
eine abschüssige Strecke kriecht. 

links: Das geht an die Puste! Eine endlose leiter, elektrisch betrieben, muß mit einer ganz bestimmten Geschwindigkeit bestiegen 
werden, nicht zu langsam, nicht zu schnell, bis das Zählwerk selbsttätig abschaltet. Dann merkt man, daß man außer Herz und lunge 
auch noch Oberschenkel hat. - Rechts: Das Begehen der Obungsstrecke, die auch beheizt oder verqualmt werden kann, ist zwar 
eine körperliche Strapaze, doch gibt diese Übung dem Atemschutzgeräteträger Vertrauen in sein Gerät und seine eigene Kondition. 

dern der Allgemeinheit zugute kom­
men. 
Die Hauptsteile führt Lehrgänge für 
Oberführer, Truppführer und Geräte­
warte von Gruben- und Gasschutz­
wehren für den Bergbau durch. Ferner 
werden Lehrgänge für Sicherheits­
fachkräfte für den Bergbau nach der 
Bergbau-Arbeitssicherheitsverordnung 
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(BergASiv v. 17. 10. 74) sowie für Si­
cherheitsbeauftragte durchgefü hrl. 
Weitere Lehrgangsteilnehmer sind 
Atemschutzgeräteträger der Industrie 
(ca. 15 bis 16 Lehrgänge von je einer 
Woche Dauer jährlich). Auch das Bun­
desamt für Zivilschutz läßt hier Gerä­
terwartlehrgänge (etwa zwei Lehrgänge 
pro Jahr) durchführen. 

In allen Lehrgängen werden die Teil­
nehmer mit den Atemschutzgeräten, 
ihrer Prüfung und Wartung vertraut 
gemacht, wobei die Praxis nicht zu 
kurz kommt. Es finden drei Arten von 
Übungen statt, die sich in ihrem 
Schwierigkeitsgrad steigern : zunächst 
eine Übung mit Maske und Fi lter, dann 
eine Übung mit Preßluftatmer in einer 



Jeder macht's auf seine Weise. Auch wenn sich dabei schon mal die Füße mit den Hindernissen verheddern. Hauptsache, die Strecke 
wird bewältigt. In der unverqualmten Strecke ist die Quälerei nicht ganz so groß. 

Links: Um besser durch dieses Dammrohr kriechen zu können, schiebt der Teilnehmer seinen Preßluftatmer vor sich her. Charakteri­
stisch für Preßluftatmer sind ein oder zwei Druckluftbehälter, in denen der komprimierte Atemluttvorrat mitgeführt wird. - Rechts: 
Diese Gruppe hat es hinter sich. Die Geräte sind abgenommen. Verschwitzt und noch immer etwas außer Atem greifen die Männer 
zu einem Gläschen Korn, das helfen soll, die Lebensgeister wieder zu heben. 

nicht verqualmten Übungsstrecke 
mit erheblichen körperlichen Bela­
stungen, danach eine Übung in einer 
Übungsstrecke, bei der ein Entste­
hungsbrand unter schwerem Atem­
schutz gelöscht werden muß. 

FOr diese Übungen hat die HauptsteIle 
eine dreistöckige Prüfst recke mit einer 

Gesamtlänge von Ober 300 mund 
vielen eingebauten Schwierigkeiten. 

Die verdunkelte Strecke ist aus Si­
cherheits- und Kontrollgründen von 
außen einzusehen und wird außerdem 
von einem zentralen Leitpult aus 
überwacht. Die Strecke gleicht 
Grubenausbauten mit hölzernen 

Stempeln , Gleisstrecken, Förderwa­
gen, Ladebändern , KIelterstrecken, 
Kriechstrecken, Treppen und Stiegen, 
Rutschen, Rohren, einer Endlos­
Treppe und zwei " Hämmern ". Ein 
weiterer ca. 100 m langer ausgemauer .. 
ter Stollen , ohne eingebaute Hemm­
nisse, dient der Übung in der Brand­
bekämpfung. 
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Oben: Gruppenweise geht es mit dem fahrbaren Feuerlöschgerät in einen ausgemauer· 
ten Stollen, wo jeder Teilnehmer Gelegenheit hat, an einer brennenden Ölwanne das 
Ablöschen eines "Entstehungsbrandes" unter schwerem Atemschutz zu üben. - Unten: 
Auch wenn in den nächsten Sekunden der Stollen sich mit dem schwarzen Rauch des 
brennenden Öls und einer weIßen Pulverwolke des löschmittels füllen wird, Ist diese 
Aufgabe, verglichen mit der Bewältigung der "Marterstrecke'", ein Kinderspiel. 
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Die HauptsteIle ist in allen Ausschüs­
sen tätig, die sich mit Atemschutz 
befassen : Im Deutschen Ausschuß 
für das Grubenrellungswesen, im 
Fachnormenausschuß und in den 
Fachausschüssen der Berufsgenos­
senschaften. Die HauptsteIle arbeitet 
mit an der Erstellung von Normen 
für die Leistung von Atemschutzgerä­
ten und an der Erstellung von Anwen­
dungsrichtlinien für Träger für Atem­
schutzgeräte wie auch bei der Erstel­
lung von Grundsätzen tür die ärztliche 
Untersuchung von Atemschutzgeräte­
trägern . 

Die HauptsteIle führl mit finanziellen 
Milleln des Hauptverbandes der ge­
werblichen Berufsgenossenschaften 
(Bonn) ein Forschungsvorhaben durch 
mit dem Thema " Belastbarkeitsvor­
aussetzungen für Träger von Atem­
schutzgeräten" . Dieses Forschungs­
vorhaben läuft schon das vierte Jahr 
und wird im April d. J. abgeschlossen 
sein . Das kann bedeuten, daß die 
Grundsätze für arbeitsmedizinische 
Vorsorgeuntersuchungen tür Träger 
von Atemschutzgeräten, falls sich 
neue Erkenntnisse ergeben sollten, 
im Interesse des betroffenen Perso­
nenkreises modifiziert werden müssen. 

Der Umfang der statistischen Ergeb­
nisse aller Untersuchungen dieses 
Forschungsvorhabens ist so groß, 
daß eine wissenschaftliche Auswer­
tung nur mit Hilfe der elektronischen 
Datenverarbeitung möglich ist. 

Sicherheit am Arbeitsplatz 

Die aufgeklarte Industriegesellschaft 
mißt der Sicherheit am Arbeitsplatz 
mehr und mehr die Bedeutung zu , 
die tür den einzelnen Menschen er­
wartet werden darf. Dabei leisten Ar­
beitsschutzmillel wie Atemschutzge­
räte einen wichtigen Beitrag . 

Rettungsmannschaften , Feuerwehren 
und Grubenwehren stehen oft gefähr­
lichen und unübersichtlichen Situatio­
nen gegenüber, wenn sie zur Rettung 
von Menschenleben oder zur Abwen­
dung großer Sachschäden zu Gefah­
renherden vordringen müssen. Das 
ist gewöhnlich ohne orts- und um­
luftunabhängige Isoliergeräte unmög­
lich. Gesetze und Vorschriften, For­
schung und Ausbildung sorgen dafür, 
daß immer bessere Geräte auf dem 
Markt kommen und die Unfall- und 
Gesundheitsgefahren für die Verwen­
der dieser Geräte immer geringer wer­
den. 



Bei einem Großbrand in der Frankfurter Inn enstadt wurde ein sechsstöcklges Texlilka ufhaus teilweise zerstört. Personal und Kunden 
konnten sich rechtzeitig In Sicherheit bringen. Die Fra nkfurter Feuerwe hr ersc hien mit starken Einsatzkräft en an der BrandsteIle. 

Einen Schaden von 30 bis 
40 Millionen Mark hat ein 
Großfeuer angerichtet, das 
am 27. Februar in einem 
Kaufhaus in der Innenstadt 
Frankfurts ausbrach . Men­
schen wurden bei dieser 
Brandkatastrophe nicht 
in Mitleidenschaft gezogen, 
da der Sicherheitsbeauf­
tragte des Unternehmens 
die etwa 500 Personen (Mit­
arbeiter und Kunden) in 
Minutenschnelle über Laut­
sprecher aus dem brennen­
den Gebäude dirigieren 
konnte. 

Wieder einmal: 
Brandursache 
Schweißarbeiten 

Nach den Ermittlungen 
der Polizei ist der Brand 
infolge Schweißarbeiten 

an einem RollgiUer außer­
halb des Kaufhauses ent­
standen. Oie nach innen 
fallenden Schweißperlen 
setzten die Auslage eines 
Schaufensters in Brand. 
Zunächst war es nur ein 
Brautkleid, das in Flammen 
aufging. Dann griff das 
Feuer auf die Dekoration 
über und breitete sich 
schlagartig weiter auf die 
gesamte Verkaufs fläche 
des Erdgeschosses (ca. 
1500 m' ) aus. Die Ausdeh­
nung des Feuers wurde 
dadurch begünstigt, weil 
es von einem gewaltigen 
Luftzug angefacht wurde, 
der dadurch entstand, daß 
die großen Schaufenster­
scheiben platzten und we­
gen des Heraussträmens 
von Personal und Kunden 
die Ausgänge des Hauses 
offen standen. 

Es ist bewiesen , daß jährlich 
Mill ionenwerte vernichtet 
werden und zahlreiche 
Menschen zu Schaden 
kommen oder sterben müs­
sen, weil bei Schweißarbei­
ten die Sicherheitsvorschrif­
ten nicht beachtet worden 
sind . Diese Sicherheitsvor­
schriften im Sinne des § 7 
der Allgemeinen Feuerversi­
cherungsbedingungen wur­
den gemeinsam aufgestellt 
von dem Deutschen Ver­
band für Schweißtechnik 
e. V. und dem Verband der 
Sachversicherer e.V. Darin 
heißt es : 
"Autogene und elektrische 
Schweiß- und Schneidarbei­
ten sowie Arbeiten mit Löt­
brennern und Lötlampen 
zum Löten, Auftauen, Ab­
brennen von Farbanstrichen 
und dergleichen sind in­
folge der offenen Flammen, 

der Schweiß- und Schneid­
funken , des abtropfenden 
flüssigen Metalls, der stark 
erhitzten Metallteile und 
der Lötöfen außerordentlich 
feuergefährlich. Durch den 
Funkenflug ist die Umge­
bung im Umkreis von min­
destens 10m brandgefähr­
det. Außerdem sind solche 
Arbeiten an Behältern und 
Rohrleitungen für feuerge­
fährliche Flüssigkeiten, 
auch wen n sie entleert sind , 
explosionsgefährlich. 

Das autogene und elektri­
sche Schweißen, Schneiden 
und Löten ist deshalb in 
der Nähe leicht entflamm ba­
rer Stoffe und Flüssigkeiten 
grundsätzlich zu vermeiden. 

Die zu bearbeitenden Teile 
sind vielmehr in die für 
solche Feuerarbeiten geeig­
nete Reparaturwerkstatt , 
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Der Brand, nach Angaben der Polizei auf Schweiß arbeiten zu­
rückzuführen, griff in Windeseile um sich. Das ganze Erdgeschoß 
brannte aus. Wegen der starken Rauchentwicklung konnte die 
Feuerwehr nur unter schwerem Atemschutz arbeiten. 

Schlosserei oder Schmiede 
zu bringen. 
Ist das aus zwingenden 
Gründen nicht durchführ­
bar, dann sind mindestens 
folgende Punkte zu beach­
ten : 

1. Feuerarbeiten dürfen 
nur von erfahrenen Arbeits­
kräften ausgeführt werden, 
die sich der damit verbun­
denen Gefahr voll bewußt 
sind. Für Aufsicht und ge­
eignete Hilfs- und Lösch­
kräfte ist rechtzeitig vor 
Beginn der Arbeiten zu 
sorgen. 

2. Bewegliche brennbare 
Gegenstände und lagernde 
feuergefährliche Stoffe, 
auch Staub und Abfälle, 
sind vor Beginn der Arbeiten 
aus der Umgebung der Ar­
beitsstelle zu entfernen. 
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3. Ortsfeste brennbare Bau­
teile, wie Balkenwerk, Holz­
wände, -böden und -türen 
sind vor Beginn der Arbei­
ten durch nicht entflamm­
bare Schutzbeläge, Wasser, 
feuchte Tücher oder Sand 
zuverlässig gegen Flammen, 
Funken und glühende Me­
tallteilchen zu schützen. 

4. Decken und Wanddurch­
brüche. Rohrdurchlässe, 
Fugen und Ritzen sind vor 
Beginn der Arbeiten gegen 
die Nachbarräume feuersi­
cher abzudichten. Die ne­
ben bzw. über und unter 
der Arbeitsstelle liegenden 
Räume sind während der 
Ausführung der Arbeiten 
laufend auf etwa auftreten­
des Feuer (z . B. durch Wär­
mefortleitung, Funkenflug 
oder dergI.) zu untersuchen. 

Ordnung muß sein! Inmitten des Chaos, das der Brand verur­
sacht hatte, entdeckte der Fotograf diesen Feuerwehrmann, 
der ordentlich einen Hut aus der. Dekoration auf den Ständer 
legte und anschließend behutsam ein Blumenarrangement nie­
dersetzte. 

5. Brennbare Umkleidungen, 
Isolierungen aus Holzwolle 
oder Torfmull und derglei­
chen sind vor Beginn der 
Arbeiten aus der Gefahren­
zone zu entfernen. 

6. Behälter, Rohrleitungen 
und Kanäle für feuergefähr­
liche Stoffe, Flüssigkeiten 
oder Gase sind vor Arbeits­
beginn zu entleeren, zu 
reinigen und, soweit mög­
lich , mit Wasser zu füllen . 
Ist eine Füllung mit Wasser 
nicht möglich, so sind die 
erwähnten Teile mit Stick­
stoff oder Kohlensäure zu 
füllen . 

7. Löschwasservorrat und 
geeignete Handfeuerlöscher 
sind stets vor Arbeitsbeginn 
bereitzustellen . 

8. Beim zeitweiligen Able­
gen von brennenden 

Schweiß- und Schneidbren­
nern sowie Lötlampen ist 
die offene Flamme beson ­
ders zu hüten und dauernd 
zu beobachten . 
9. Nach Abschluß der 
Feuerarbeiten sind die Ar­
beitsstelle, die neben, über 
und unter der Arbeitsstelle 
liegenden Räume und die 
weitere Gefahrenzone auf 
Brand, Rauch oder Brand­
geruch gründlich und wie­
derholt mindestens noch 
mehrere Stunden nach Ab­
schluß der Arbeiten zu 
überprüfen. Beim Ablöschen 
auch geringfügiger Brand­
oder Glimmstellen ist be­
sondere Sorgfalt geboten, 
vor allem ist auf schwer 
zugängliche Stellen zu ach­
ten . Erforderlichenfalls ist 
die Feuerwehr vorsorglich 
zu verständigen. 



Sofern kein ausreichender 
Feuerschutz sichergestellt 
ist, müssen Arbeiten mit 
Schweißgeräten und Löt­
lampen unterbleiben und 
durch gefahrlose Verfahren 
ersetzt werden . 

Die Sicherheitsvorschrift 
ist auch in italienischer, 
spanischer und türkischer 
Sprache lieferbar." 

Hitze und starke Ver­
qualmung gefährdeten 
Feuerwehrmänner 

Obwohl die Feuerwehr 
durch eine Passantin des 
Kaufhauses schon vier Mi­
nuten nach der ersten und 
zwei Minuten nach der 
zweiten Alarmierung an 

es heißt, in den vergange­
nen Jahren wiederholt und 
nachdrücklich gedrängt 
worden, eine vollautomati­
sche Löschanlage einbauen 
zu lassen. Erst nach der 
letzten Begehung im No­
vember 1977 wurde diese 
Anlage unter Androhung 
eines Zwangsgeldes von 
8900,- DM erneut gefordert. 

Immer wieder sind Unacht­
samkeit, Fahrlässigkeit und 
Leichtsinn Ursache verhee­
render Brandschäden nach 
Schweißarbeiten. Auch 
der größte deutsche Feuer­
schaden Anfang 1971 in 
der Größenordnung von 
170 Millionen Mark entstand 
durch Schweißarbeiten. 

Hohe Temperaturen von 
Flammen (ca. 3200· C) und 
Lichtbogen (über 40000 Cl, 
abtropfender Schlacke (ca. 
10000 Cl, Schweißspritzer 
und Funken (ca. 10000 Cl, 
Wärmeleitung in Werkstük­
ken (bis zu mehreren 

der BrandsteIle eintraf und 
unverzüg lich mit den 
Löscharbeiten begann, 
brannte das Erdgeschoß 
aus; die Decke zur ersten 
Etage wurde stark beschä­
digt. Der erste Löschangriff 
wurde im Bereich des 
Haupteingangs mit einem 
B-Rohr geführt und an­
schließend der Bereich der 
Rolltreppe zum ersten 
Obergeschoß gesichert. 
Dieser Bereich konnte mit 
vier C-Rohren gehalten 
werden und dadurch ein 
Übergreifen auf die oberen 
fünf Etagen vermieden wer­
den. 

Noch Stunden nach dem eigentlichen Brand war die Feuerwehr 
mit Nachlösch-, Aufräum- und Auspumpa rbeIten beschäftigt. 

100· C) und Wärmestrahlung 
zwingen deshalb zur Einhal­
tung strenger Sicherheits­
vorschriften . 

Eine risikogerechte Anpas­
sung der Brandschutzein­
richtungen ist für Fachleute 
kein unlösbares Problem. 

Gleichzeitig mit dem ersten 
Löschangriff wurden zwei 
Trupps unter schwerem 
Atemschutz in die oberen 
Etagen beordert, um nach 
eventuell noch im Gebäude 
befindlichen Personen zu 
suchen und sie zu retten . 
Starke Verqualmung er-

schwerte diese Aufgabe. 
Diese Trupps mußten spä­
ter, da ihnen wegen der 
Hitze der Rückzug versperrt 
war, über Leiterbühnen 
aus dem 6. Stock geborgen 
werden . 

Die Feuerwehr setzte im 
Verlauf der Brandbekämp­
fung zwei Großraumentlüf­
ter, zwei B-Rohre, 12 C­
Rohre, mehrere Löschfahr­
zeuge und 80 Preßluftatmer 
ein. 

Automatische Feuer­
löschanlage fehlte 

Als einziges Kaufhaus dieser 
Größe besaß das sechsstök­
kige Textilkaufhaus keine 
Sprinkleranlage, die nach 
Auffassung von Feuerwehr­
experten die Folgen des 
Entstehungsbrandes in 
Grenzen gehalten hätte. 

Die Geschäftsleitung des 
Unternehmens war, wie 

Automatische Brandschutz­
systeme garantieren einen 
optimalen Wirkungsgrad . 

Hierzu zählen auch die 
Sprinkleranlagen, die wegen 
ihrer vielfältigen Einsatz­
möglichkeiten besondere 
Bedeutung erlangt haben 
(s. auch "Das Minimagazin" 
in ZS-MAGAZIN Nr. 2/ 78). 

H. F. 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Der Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittel­
bare Körperschaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern), sucht 

für seine Öffentlichkeitsarbeit eine Mitarbeiterin 

mit abgeschlossenem Hochschulstudium (z. B. Publizistik, 
Pädagogik, Soziologie, Politologie, Psychologie). 

Sie sollte das 45. Lebensjahr nicht überschritten haben. 
Es ist ihre Aufgabe, über Zivilschutz und Katastrophenschutz 
zu informieren und über Gefahren und Schutzmöglichkeiten 
aufzuklären, insbesondere über Selbsthilfemaßnahmen. 
Zielgruppe ihrer Tätigkeit soll vornehmlich der weibliche Teil 
der Bevölkerung sein. 
Erfahrungen auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung und 

der Öffentlichkeitsarbeit sind von Vorteil. Fehlendes Wissen 
über Zivilsch utz und Selbstschutz kann vermittelt werden. 
Geboten werden eine Vergütung bis Vergütungsgruppe 
IIa BAT sowie die im öffentlichen Dienst üblichen Soziallei­
stungen. Trennungsgeld und Umzugskostenvergütung wer­
den nach den gesetzlichen Bestimmungen gewährt. 
Bewerbungen mit ausgefülltem Personalbogen, handge­
schriebenem Lebenslauf, Lichtbild aus neuester Zeit sowie 
beglaubigten Ausbildungs- und Befähigungsnachweisen sind 
bis zum 30. März 1978 zu richten an den 

Bundesverband für den Selbstschutz 
- BundeshauptsteIle -

Eupener Straße 74 - 5000 Köln 41 
Personal bogen wird auf schriftliche Anforderung übersandt. 
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Bundeslnnenmlnlster Prof. Or. Malhofer: 

"Entscheidender Schritt für eine 
geregelte Zusammenarbeit im Katastropenschutz" 
Unterzeichnung des deutsch- luxemburg ischen Abkommens uber die gegenseitige Hi lfeleistung 
bei Katastrophen oder schweren Unglucksfallen am 2. Marz 1978 in Luxemburg 

Ministerpräsident uQd Au- nunmehr eine Bekräftigung Wie aus den Berich ten der nerhalb der Staaten Euro-
ßenminister Thorn , der lu- und Ausweitung in dem deutschen Verhandlungsde- pas und dient der wachsen-
xernburgische Innenminister Abkommen findet. legation hervorgeht, ist den Zusammenarbeit der 
WOhlfart, Bundesinnenmini- Bundesinnenminister Prof. das neben einer sorgfältigen europäischen Nachbarn 
ster Maihofer und Botschaf- Dr. Werner Ma ihafer erklärte Vorbereitung vor allem dem auf allen Gebieten des tagli-
ter Meyer-Lohse haben an läßlich der Unterzeich- ausgesprochenen freund- chen Lebens. Gerade im 
am 2. März in Luxemburg nung des Abkommens: schafllichen Verhandlung s- humanitären Bereich muß 
ein Abkommen über die 

" Mit der heute hier in Lu-
klima zuzuschreiben. Dafür alles getan werden, um 

gegenseitige Hilfeleistung möchte ich Ihnen an dieser die zur Menschenrellung 
bei Katastrophen oder xemburg vollzogenen Un- Stelle meinen persönlichen und Schadensbekämpfung 
schweren Unglücksfällen terzeichnung eines Abkom- Dank aussprechen. Ich hof- verfügbaren Millel optimal 
unterzeichnet. rnens über die gegenseitige fe. daß das Beispiel Luxem- auszuschöpfen. 

Hilfeleistung bei Katastro- burgs Signalwirkung auch 
Das Abkommen regelt Art phen oder schweren Un- auf andere europäische 

Es ist in unserer Zeit nicht 

und Verfahren der grenz- glücksfällen zwischen der Staaten haben wird ... 
mehr zu vertreten, die Ret-

überschreitenden Hilfelei- Bundesrepublik Deutsch- tung von Menschenleben 

stung. Es sieht vor, daß land und dem Großherzog- Allerdings ist ein noch so an Staatsgrenzen scheitern 

die Hilfe auf Anforderung tum Luxemburg haben gut formuliertes Vertrags- zu lassen. Deshalb begrüße 

des von einer Katastrophe beide Staaten einen ent- werk dann nichts wert, ich es sehr, daß mit diesem 

oder einem schweren Un- scheidenden Schrill getan wenn es nicht von dem Vertrag nunmehr auch im 

glück betroffenen Vertrags- für eine geregelte Zu sam- Willen der Partner getragen Katastrophenschutz der 

partners durch die Entsen- menarbeit auf dem Gebiet wird , es mit Leben zu erful- Gedanke partnerschaftlicher 

dung von Hilfsmannschaften des Katastrophenschutzes. len. Ich meine damit, daß Zusammenarbeit im europä-

geleistet wird , die - je nach Dieses Abkommen ist Aus- die darin gebotenen Mög- ischen Rahmen seinen 

Lage des Falles - in der druck der engen freund- lichkeiten des Gedanken- sichtbaren Niederschlag 

Bekämpfung von Großbrän- schafllichen Beziehungen austausches sowie gemein- gefunden hat. 

den , im Sanitätswesen , in zwischen unseren Staaten . samer Ausbildungsveran- Diese kooperative EinsteI-
der Bergung und behelfs- Es zeigt den Willen der staltungen und Übungen lung halle das Großherzog-
mäßigen Instandsetzung Regierungen der Bundes- intensiv genutzt werden tum Luxemburg bereits 
oder auch für die Abwehr republik Deutschland und sollten . Wie ich hörte . sind im Hubschrauber-Rellungs-
von Gefahren bei Chemie- des Großherzogtums Lu- bereits gemeinsame Übun- dienst unter Beweis gestellt. 
Unfällen ausgebildet sind. xemburg, im Interesse ihrer gen im Grenzgebiet der 

Bürger eine wirksame, ver- Mosel geplant, in deren Als gegen Ende 1975 in 
Im übrigen enthalt das Ab- trauensvolle und reibungs- Verlauf das heute unter- WitIlich der Katastrophen-
kommen u. a. Bestimmun- Iase Zusammenarbeit uber zeichnete Abkommen eine schutzhubschrauber ,Chri-
gen über den erleichterten die Grenzen hinweg sicher- erste Bewährung sprobe stoph 10' stationiert wurde. 
Grenzübertritt sowie über zustellen . zu bestehen haben wird . haben Sie in unbürokrati-
die Zusammenarbeit zur Das begrüße ich sehr. scher Weise die Genehmi-
Verhinderung von Katastro- Der Verlauf der Vertragsver- gung für Rellungsdienst-
phen einschließlich gemein- handlungen gibt mir Gele- Das Abkommen wird vor Einsätze des Hubschraubers 
samer Ausbildungsveran- genheit, mit großer Genug- allem den Kommunen im auch auf luxemburgischem 
stallungen. Dem humanitä- tuung darauf hinzuweisen, deutsch-luxemburg ischen Gebiet erteilt und darüber 
ren Zweck des Abkommens daß Luxemburg nach Frank- Grenzgebiet nutzen, es be- hinaus an einigen Kranken-
entsprechend erfolgt die reich als zweiter europa- schränkt sich aber nach häusern des Landes befe-
Hilfeleistung grundsätzlich ischer Staat mit der Bun- seinem Sinn und Zweck stlgte Hubschrauber-Lande-
kostenlos. lediglich bei den desrepublik ein solches keineswegs nur auf diesen plätze errichtet. damit Starts 
besonders kostspieligen Hilfeleistungsabkommen Bereich. Vielmehr ist die und Landungen gefahrlos 
Einsätzen von Flugzeugen vereinbart hat. Es entspricht Hilfeleistung grundsätzlich möglich sind . 
können die Kosten je zur guter luxemburgischer Tra- an jedem Ort der beiden 
Hälfte aufgeteilt werden. dition , mit pOlitiSChem Staaten möglich, wo sie Dieser Beweis guter Zu-

Weitblick die lebenswichti- erforderlich wird . sammenarbeit gibt mir die 
Ministerpräsident Thorn und gen Interessen seiner Be- Überzeugung, daß auch 
Bundesinnenminister Maiho- völkerung stets mit Nach- Diese Ausgestaltung des das heute unterzeichnete 
fer brachten ihre Genug- druck wahrzunehmen . Die Vertrages entspricht damit Abkommen seinen Zweck, 
tuung zum Ausdruck, daß Verhandlungen mit Luxem- auch in vorbildlicher Weise Menschen , die in Not gera-
die bereits bestehende burg konnten in kurzer Zeit den völkerverbindenden ten Sind , rasche Hilfe zu 
nachbarliche Zusam men- erfolgreich zum Abschluß Gedanken der offenen gewahren, jederzeit voll 
arbeit im Rettungswesen gebracht werden. Grenzen, insbesondere in- und ganz erfüllen wird." 
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BMI-Staatssekretär informierte sich bei nordhessischen THW-Ortsverbänden 

Der Parlamentarische Staatssekretär 
im Bundesinnenrninisterium, Andreas 
von SChoeler, hat Anfang März seine 
Informationsgespräche über den Be­
reich des Katastrophenschutzes mit 
einem Besuch bei verschiedenen 
THW-Ortsverbänden in Nordhessen 
fortgesetzt. Nachdem von Schoeler 
kürzlich die Einrichtungen des THW­
Ortsverbandes Frankfurt besichtigte, 
ließ er sich nunmehr bei den Ortsver­
bänden Korbach, Bad Wildungen, 
Fritzlar und Homberg über die aktuel­
len Probleme und Anliegen des THW 
unterrichten. 

Der Besuch des Staatssekretärs be­
gann mit einem ausführlichen Ge­
spräch bei der Kreisverwaltung des 
Kreises Frankenberg-Waldeck in Kor­
bach . Landrat Dr. Reccius und d ie 
leitenden Verwaltungsbeamten des 
Kreises gaben Staatssekretär von 
Schoeler einen umfassenden Über­
blick über das Potential, über das 
der Landkreis zur Bewältigung von 
Katastrophen verfügt. In den Bericht 
mit eingeschlossen war eine Darstel­
lung der Einsatzkräfte und des Mate­
rials von Feuerwehr, THW, DRK und 
Regieeinheiten. Die Zusammenarbeit 
der Organisationen - so berichtete 
Landrat Dr. Reccius - verlaufe rei­
bungslos. 

Besuch bei den Ortsverbänden 

Staatssekretär von Schoeler, Ministe­
rialrat Dr. Andrews (Referent für Kata­
strophenschutz im Bundesinnenrnini­
sterium) , THW-Direktor Dipl.-Ing . Ah­
rens, THW-Landesbeauftragter Dr. Reß 
und der dortige THW-Geschäftsfuhrer 
Albert besuchten anschließend Ein­
richtungen und Einheiten des THW 
im nordhessischen Raum . 

Der THW-Ortsverband Korbach, mit 
Ortsbeauftragtem Intemann an der 
Spitze, ist mit seinen über 65 Helfern 
augenblicklich noch in einer stadtei­
genen Scheune untergebracht. Eine 
Lagerhalle wird derzeit zur neuen 
Unterkunft um- und ausgebaut. 
Staatssekretär von Schoeler ließ sich 
über dieses Problem unterrichten; 
es wird damit gerechnet, daß die Un­
terkunft mit einem Kostenaufwand 

von 250000 DM noch in diesem Jahr 
hergerichtet werden kann. 

Im Gegensatz dazu hat sich der Orts­
verband Bad Wildungen in einem 1974 
errichteten Neubau bereits häuslich 
eingerichtet. Die fast 100 Helfer um 
den Ortsbeauftragten Henneberg ha­
ben bei der Neubaumaßnahme für 
rund 25000 DM Eigenleistungen er­
bracht. 1977 erhielt der Ortsverband 
Garagen für den umfangreichen Fahr­
zeugpark und die Ausrüstung , zu der 
sogar ein Boot gehört. Das THW hat 
am nahegelegenen Edersee - dank 
der Initiative des Ortsbeauftragten -
einen eigenen Wasserübungsplatz 
angelegt. In Bad Wildungen besteht 

Die Katastrophenschutz-Zentralwerk­
statt in Fritzlar, die Staatssekretär 
von Schoeler ebenfalls besuchte, be­
treut rund 400 Fahrzeuge, über 50 
Funkgeräte und auch die Atemschutz­
geräte der Einsatzkräfte. Mit knapp 
über zwanzig Mitarbeitern sorgt der 
Leiter der Werkstatt , Urbaneck, dafür, 
daß Fahrzeuge und Gerät gebrauchs­
tüchtig bleiben. 

Gespräch mit den Führungs­
kräften 

Mit Orts- und Kreisbeauftragtem Thie­
le , der die Geschicke des THW-Orts­
verbandes Homburg (Schwalm-Eder-

Besichtigung der zur Zei t im Um- und Ausbau befindlichen neuen Unterkunft des THW­
Ortsverbandes Korbach (von links): Ministerialrat Dr. Andrews, Refe rent für Katastro­
phenschutz Im Bundesministerium des Innern, THW-Geschäftsführer Albert, ParI. 
Staatssekretär von Schoeler und THW-Direktor Dipl.-Ing. Ahrens. 

das THW seit 25 Jahren, davon 21 
Jahre unter der Führung von Ortsbe­
auftragtem Henneberg. 

In Fritzlar ist das THW in einer ehema­
ligen Kaserne untergeschlüpft; ein 
eigenes Übungsgelände ermöglicht 
praxisnahe Ausbildung. Ortsbeauftrag­
tem Draude stehen 68 Helfer zur Ver­
fügung , wenn es u. a. darum geht 
- wie kürzlich - Fußgängerbrücken 
in einem Erholungsgebiet zu bauen . 

Kreis) lenkt, und den Führungskräften 
des THW und der anderen Katastro­
phenschutz-Organisationen führte 
Staatssekretär von Schoeler in Hom­
berg ein kurzes abschließendes Ge­
spräch. 

Eine große Zahl der 105 THW-Helfer 
des Ortsverbandes Homberg und der 
benachbarten Ortsverbände trafen 
sich am frühen Abend zu einem Infor­
mationsg espräch mit Ministerialrat 
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Dr. Andrews und THW-Direktor Dipl.­
Ing. Ahrens. Der Referent für den Ka­
tastrophenschutz im Bonner Innenmi­
nisterium, Dr. Andrews, berichtete 
den THW-Helfern über die beabsich­
tigten gesetzlichen und finanziellen 
Verbesserungen im Rahmen der Ver­
pflichtung des Bundes für den erwei­
terten Katastrophenschutz. Dr. 
Andrews meinte, die zur Zeit in der 
Erarbeitung befindliche Novelle zum 
Gesetz über die Erweiterung des Kata­
strophenschutzes von 1968 sollte bis 
zum Sommer mit den Hilfsorganisatio­
nen und den Ländern abgestimmt, 
im Herbst dem Bundestag vorgelegt 
und noch 1978 abgeschlossen werden. 

Das THW soll in dieser Novelle aus­
drucklich als " Verstärkungsteil " des 
Bundes gekennzeichnet und damit 
auch gesetzlich verankert werden . 

Auch der Direktor des THW, Dlpl.-Ing. 
Ahrens, bezeichnete es als eine we­
sentliche Angelegenheit, daß die Auf­
gaben des THW nach 25 Jahren erst­
mals in einem Gesetz festgelegt wer­
den: "Das stärkt unsere rechtliche 
Si tuation." 

Kein Personalabbau 
vorgesehen 

Zur Neuordnung des Katastrophen­
schutzes erklärte Staatssekretär von 
Schoeler im Hinblick au f das THW 
dem ZS-MAGAZIN: 

"Oie Uberlegungen zur Neuordnung 
des Katastrophenschutzes werden 
zur Zei t noch mit den Ländern und 
den im Katastrophenschutz mitwirken­
den Organisationen erörtert. 

In bezug auf das THW und den von 
diesem getragenen Fachdiensten sieht 
der Gesetzentwurf zur Novellierung 
des Gesetzes über die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes folgende 
Änderungen vor: 

1. In den Novellierungsentwurf ist 
auch eine Bestimmung über die Mit­
wi rkung des THW im einheitlichen 
Katastrophenschutz aufgenommen 
worden. Damit erhält die Tätigkeit 
des THW eine eindeu tige Rechts­
grundlage. 

2. Die Aufgaben im Bereich des vom 
THW getragenen Bergungs- und In­
standsetzungsdienstes werden künftig 
vom Bund in bundeseigener Verwal­
tung wahrgenommen. Das gilt auch 
für Aufgaben im Bereich anderer 
Fachdienste, soweit das THW hierfür 
schon bisher Einheiten und Einrich­
tungen gestellt hat. 
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3. Die Organisation des THW auf 
Kreisebene und seine Einbindung 
in das örtliche Katastrophenschutz­
poten tial wird beibehalten , daneben 
sind aber die organisatorischen Vor­
aussetzungen für denkbare Ein­
satze des THW auf überörtlicher 
Ebene geschaffen worden . 

4. Die zustandigen Katastrophen-

genen Verwaltung nicht aus dem fr le­
densmäßigen Katastrophenschutz 
der Kreisebene herausgelöst wird. 

Im Hinblick auf das vom THW abzu­
deckende Aufgabenspektrum und 
die hierfür zur Verfüg ung stehenden 
Haushaltsmittel ist ein Abbau der bis­
herigen Personal-Iststärke nicht vor­
gesehen." 

Die Unterkunft - 1974 neu errichtet - und die Ausstattung des THW-Ortsverbandes 
Bad Wlldungen, der auch über einen Wasserübungsplatz am Edersee verlügt, Im Blick­
punkt des Interesses (von rechts): THW-Ortsbeaurtragter Henneberg, Geschäftsführer 
Albert, THW-Olrektor Olpl.-Ing. Ahrens, Staatssekretär von Scboeler, Ministerialrat Or. 
Andrews und ein Vertreter der Baubehörde. 

schutzbehörden können THW-Einhei­
ten sowohl im Frieden als auch im 
Verteidigungsfall unmittelbar zu Ein­
sätzen heranziehen. Hierdurch soll 
sichergestellt werden, daß das THW 
auch nach Einführung der bundesei-

Rund 400 Fahrzeuge 
und ein halbes Hun­
dert Funkgeräte 
werden In der Kata­
strophenschutz-Zen­
tralwerkstatt In Frltz­
lar gewartet. Hier 
verfügt man auch 
über eine Atem­
schutzgeräte-Werk­
statt. 

Problem: Dienstbeteiligung 

Auf die Frage nach der Regelung der 
Dienstbeteiligung der Helfer, die vom 
Wehrdienst freigestellt sind , sagte 
Staatssekretär von Schoeler: 



" Mir sind die Klagen über Dienst­
pflichtverletzungen von Helfern be­
kannt. Das Helferstatut für die Bun­
desanstalt Technisches Hilfswerk defi­
niert eindeutig und einheitlich für 
alle THW-Helfer die von diesen einge­
gangene Verpflichtung zur Dienstlei­
stung und enthält konkrete Aussagen 
über die Teilnahme an dienstlichen 
Veranstaltungen (Nr. 4.2 und 4.3). 

Verstöße gegen die Dienstpflichten 
- z. B. mangelhafte Dienstbeteiligung 
oder unentschuldetes Fernbleiben 
vom Dienst - können geahndet wer­

. den 

a) nach § 8 Abs. 3 KatSG durch Fest­
setzung einer Geldbuße nach den 
Vorschriften des Ordnungswidrigkei­
tengesetzes (Anzeige durch den Orts­
beauftragten an den zuständigen 
Hauptverwaltungsbeamten) , 

b) nach Anhang 2 des Helferstatuts 
für die Bundesanstalt THW durch Er­
mahnung und nach zwei erfolglosen 
vorangegangenen Ermahnungen 
durch Einleitung eines Ausschlußver­
fahrens seitens des Ortsbeauftragten. 

Ich bin mit der Leitung der Bundesan­
stalt THW der Auffassung , daß diese 
beiden Möglichkeiten ausreichen, 
einen geordneten Dienstbetrieb si­
cherzustellen und Dienstpflichtverlet­
zungen schon am Anfang wirksam 
zu unterbinden. Voraussetzung hierzu 
ist allerdings, daß die Ortsbeauftragten 
diese Möglichkeiten nutzen und die 
hierzu notwendigen, wenn auch unan­
genehmen Entscheidungen treffen . 

Nach Angabe der Leitung der Bundes­
anstalt Technisches Hilfswerk können 
die Ortsverbände, die die zur Verfü­
gung stehenden Ahndungsmöglichkei­
ten ausschöpfen , den gewünschten 
Erfolg nachweisen. 

Daß vom THW ausgeschlossene und 
vom Dienst im Katastrophenschutz 
entpflichtete Helfer auch' anschließend 
zum Wehrdienst herangezogen wer­
den, dient zwar der Wehrgerechtigkeit 
und der Abschreckung vor Dienst­
pflichtverletzungen, liegt aber außer­
halb der Einwirkungsmöglichkeit des 
Technischen Hilfswerkes und auch 
des Bundesministers des Innern. Die­
ses Problem wird mit dem Bundesmi­
nister der Verteidigung erörtert. 

Zum Ausstattungsdefizit 

Zum Problem des Ausstattungs­
defizits gab der Staatssekretär dem 
ZS-MAGAZIN folgende Erläuterungen : 

" Auch die Bundesregierung sieht in 
der unzureichenden Ausstattung der 
Einheiten und Einrichtungen ein Kern­
problem des Katastrophenschutzes. 

Oie nach dem Gesetz über die Erwei­
terung des Katastrophenschutzes vom 
9. Juli 1968 vorgesehene Verstärkung 
der Ausstattung mußte aus Haushalts­
gründen gestreckt oder teilweise zu-

Erinnerungsgabe für den prominenten 
Besucher aus Bonn - THW-Geschätts­
führer Albert überreicht Staatssekretär 
von Schoeler einen gravierten Zinnteller. 

rückgestellt werden , so daß bei den 
Einheiten inzwischen erhebliche Aus­
stattungsdefizite vorhanden sind. 

Trotz der Anhebung der Finanzaus­
stattung für die Beschaffung von Aus­
rüstung in den letzten Jahren reichen 
die Mittel nicht aus, um den erhebli­
chen Nachholbedarf zu decken. Das 
gilt nicht nur für den THW-Landesver­
band Hessen , sondern trifft in glei­
chem Maße für alle Landesverbände 
des THW zu. 

Da auch in den nächsten Jahren keine 
entscheidende Verbesserung der fi­
nanziellen Situation des Katastrophen­
schutzes zu erwarten ist, hat die Bun­
desregierung ein Modell zur Konsoli­
dierung des Katastrophenschutzes 
entwickelt, dessen Grundzüge vom 
Bundeskabinett am 6. Juli 1977 gebil­
ligt worden sind. Danach wird der 
Bund die vorhandenen Haushaltsmittel 
künftig schwerpunktmäßig zur Durch­
führung der vorrangigen V-Fall-spezi­
fischen Aufgaben einsetzen. Dazu 
gehört auch der vom THW getragene 

Bergungs- und Instandsetzungsdienst. 
In den zur Zeit unter Beteiligung von 
Ländern, kommunalen Spitzenverbän­
den und Hilfsorganisationen durchge­
führten Abstimmungsverfahren sollen 
u. a. die Ausstattungsgegenstände 
festgelegt werden, die künftig mit 
Bundesmitteln verstärkt beschafft 
werden . 

In Durchführung dieses Programms 
sind durch Beschluß des Haushalts­
ausschusses die Ansätze für die Be­
schaffung von Ausstattung für das 
HaUShaltSjahr 1978 um 10 Mio. DM 
angehoben worden . 

Zusätzlich ist die Bundesregierung 
bemüht, durch verstärkte Übernahme 
von Bundeswehrmaterial das Ausstat­
tungsdefizit zu mindern ." 

Die Verdienstausfall­
entschädigung 

Ein internes, aber doch wiederholt 
angesprochenes Problem ist die Ver­
dienstausfall-Entschädigung für selb­
ständige und freiberufliche Helfer. 

Hier ist - so Staatssekretär von 
Schoeler dem ZS-MAGAZIN gegenüber 
- eine baldige Verbesserung in Sicht : 

" Die Entschädigungssätze für Ver­
dienstausfall beruflich selbständiger 
oder freiberuflich tätiger THW-Helfer 
wurden letztmalig 1965 festgesetzt 
und betragen zur Zeit noch 4,- DM 
je Stunde und 40,- DM bzw. 80,- DM 
je Tag (THW-Abfindungsrichtlinie vom 
5 . Januar 1965). Sie entsprechen damit 
nicht mehr den gegenwärtigen Ein­
kommensverhältnissen. 

Das Bundesamt für Zivilschutz hat 
daher schon mit Bericht vom 6. De­
zember 1977 vorgeschlagen, die Ent­
schädigungssätze der wirtschaftlichen 
EntwiCklung anzupassen und entspre­
chend zu erhöhen. Dies wird zur Zeit 
im BMI vorbereitet. 

Auch die freiwilligen Helfer der übri­
gen vom Bund getragenen Zivil­
schutzorganisationen, wie Bundesver­
band für den Selbstschutz und Warn­
dienst, erhalten Entschädigungssätze 
in gleicher HÖhe wie die THW-Helfer. 

Da für die Helfer des BVS und des 
Warndienstes zur Zeit der Entwurf 
einer Rechtsverordnung nach § 11 
des Gesetzes über den Zivilschutz 
vorbereitet wird , der eine Anpassung 
der Entschädigungssätze an die ge­
genwärtige Einkommenslage vorsieht , 
ist im Interesse der Einheitlichkeit 
und Gleichbehandlung eine Anhebung 
der Entschädigungssätze für das THW 
nicht vor Erlaß dieser Rechtsverord­
nung möglich." 
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Mit über 1000 Gästen be­
ging der Malteser-Hilfs­
dienst Im ehrwürdigen Gür­
zen ich in Köln am 25. Fe­
bruar sein 251ahriges Beste­
hen. Der Festakt, der unter 
dem Leitwort " Malteser­
Hilfsdienst - 25 Jahre Dienst 
am Nächsten " stand, war 
nicht nur wegen der Tatsa­
che, daß höchste Prominenz 
aus Kirche, Staat und Ge­
sellschaft die Leistungen 
des MHD auch offentlieh 
anerkannte. ein Ereignis 
von besonderer Bedeutung: 
der Präsident des MHD, 
Friedrich Wilhelm Fürst 
von Hohenzollern, drückte 
es so aus: "Der Malteser­
Hilfsdienst ist ein Glied 
unserer Gesellschaft: er 
lebt aus und mit der Gesell­
schaft, er will für sie da 
sein. Das Gedenken seines 
25jahrigen Bestehens be­
deutet daher mehr als eine 
rein interne Angelegenheit; 

I . --

1 
~ 

es ist ein bffentliches Ereig- Mit über 1000 Gästen feierte der MHD am 25. Februar im Kölner Gürzenlch sein 25jährlges 

nis, und die Öffentlichkeit Beste hen. 
hat somit ein Anrecht, daran ------------------------------------

Anteil nehmen zu können ." 

Prominente Ehren­
gäste 

Aus der langen Liste der 
Ehrengäste seien hier nur 
stellvertretend die fuhrenden 
Reprasentanten erwahnt: 
Großkanzler Quintin Jermy 
Gwyn, Vertreter des Qrdens­
regierung des Souveranen 
Malteser-Ritterordens in 
Rom, Bundestagsvizepräsi­
dent Dr. Schmitt-Vocken­
hausen, der Paderborner 
Erzbischof Dr. Degenhardt, 
Bundesinnenminister Prof. 
Dr. Maihofer, der Landtags­
präsident von Nordrhein­
Westfalen , Dr. Lenz, der 
nordrhein-westfälische In­
nenminister Dr. Hirsch, der 
Regierungspräsident von 
Köln, Dr. Heidecke, Kölns 
Bürgermeister Or. Biens 
sowie Oberstadtdirektor 
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Prom inente Repräsenta nten aus Kirche, Staat und Gesellschaft würdigten die humanitäre Arbeit 
des MHD. 



Rossa, zahlreiche Bundes­
und Landtagsabgeordnete, 
Vertreter der politischen 
Parteien, der Kirche, des 
Deutschen Caritasverban­
des, des Zentralkomitees 
der Katholiken , der Bun­
des-, Landes- und Kommu-

nalbehörden, der Bundes­
wehr, der Hilfsorganisatio­
nen, der kirchlichen Orden , 
der ausländischen Malte­
ser-Organisationen , schließ­
lich Botschafter und diplo­
matische Vertreter von über 
20 Staaten. 

Der Begrüßung durch den 
Präsidenten des MHD, Fürst 
von Hohenzollern , folgte 
ein Überblick über die Lei­
stungen des MHD in den 

zurückliegenden 25 Jahren, 
wobei der Leiter des MHD, 
Graf Landsberg-Velen , alle 
Bereiche des umfangrei­
chen Hilfsangebots des 
MHD erwähnte und auf 
Probleme bei der Erfüllung 
des Auftrages einging : 

" Überwiegend junge Men­
schen sind es, die zu uns 
kommen - fast 70 % unse­
rer Mitglieder haben ein 
Lebensalter unter 35 Jahren 
- und ihre stetig wachsende 
Zahl erscheint doch recht 
beachtlich, sofern man Zah­
len nicht nur an ihrer Quali­
tät , sondern an ihrem Aus­
sagewert bemißt. Beachtlich 
schon deshalb, weil diese 
jungen Menschen aus eige­
nem, freiem Entschluß mit-

zumachen bereit sind , ohne 
daraus unmittelbare Interes­
sensvorteile oder materiel­
len Zugewinn erwarten zu 
können . 
Der Malteser-Hilfsdienst 
ist somit auch eine ,Bür­
gerinitiative', wenngleich 

stand unter dem leitwort 
"Malteser-Hilfsdienst - 25 
Jahre Dienst 3m Nächsten", 

Frledrich Wllhelm Fürst von 
Hohenzollern, Präsident des 
MHD. 

auf seine Art, indem er-
im Gegensatz zu anderen 
Zusammenschlüssen unter 
diesem Modewort - einmal 
nicht etwas fordert , einmal 
nicht etwas haben oder 
nehmen, sondern geben 
will. Vielleicht diente uns 
allen das Nachdenken dar­
über, wohin der Weg führt, 
wenn unsere Gesellschaft 
immer mehr zu einer An­
sammlung von Forderungen 
wird , wenn immer weniger 

bedacht wird, daß jede For­
derung vorab eine Leistung 
bedingt. 

Beachtlich ist die Zahl unse­
rer Freiwilligen aber auch 
unter einem weiteren, sehr 
ernst zu nehmenden Aspekt. 
Die moderne Gesellschaft 
läuft nämlich Gefahr, in 
ihrem Sozialbewußtsein , 
in ihrer Sozialgesetzgebung 
und in ihren daraus abgelei­
teten Verhaltensnormen 
einem Trend zu erliegen , 
der den einzelnen Bürger 
Stück um Stück seiner per­
sönl ichen Mitverantwortung 
tür den humanitären Be­
reich entfremdet . .. 

Sachwalter eines 
Auftrags 

Wir, die freigemeinnützigen 
Hilfsinstitutionen, verstehen 
uns nicht nur als Beauf­
tragte des Staates in einigen 
seiner Obliegenheiten , son­
dern wir verstehen uns min­
destens gleichrangig als 
Sachwalter eines originären 
gesellschaftspolitischen 
Auftrages. Unser hierauf 
bezogenes Begehren nach 
staatlicher Unterstützung 
im Rahmen des geltenden 
Subsidiaritätsprinzips mag 
zwar stets in die Form eines 
Antrages oder gerne auch 
einer Bitte gekleidet sein , 
in der Sache aber ist es 
ein legitimer Anspru ch. 

Wollten hingegen Verant­
wortliche in unserer Gesell­
schaft diesen Anspruch 
verneinen, wollten sie das 
Wirken unserer Institutionen 
schmälern , so wäre das 
einerseits vernunftswidrig , 
da ein großes ehrenamtli­
ches Kräftepotential dann 
unausgeschöpft bliebe, 
und es wäre andererseits 
ein Verstoß gegen das Ge­
meinwohl ; es wäre letztlich 
sogar inhuman. 

Die vorgetragenen Aspekte 
lassen nun deutlich werden, 
wie sehr unsere Ausbil­
dungstätigkeit, über die 
damit verbundenen konkre­
ten Ziele hinaus. unschätz­
bare Motivierungshilfen 
zugunsten unserer humani­
tären Belange vermitteln 
kann. Darum sind wir der 
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Bundesregierung aufrich tig 
dankbar für ihre Einleitung 
und kontinuierliche Förde­
rung der Ausbildungspro­
gramme, sei es die Unter­
weisung der Bevölkerung 
in Erster Hilfe, sei es die 
Ausbildung von Schwe­
sternhelferinnen oder von 
F ü h rersc he in erwerbern 
in den ,Sofortmaßnahmen 
am Unfallort' . Wir danken 
der Bundesregierung be­
sonders dafür, daß sie von 
Anfang an, in Übereinstim-
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mung mit unserem plurali­
stischen Ordnungsbild . 
alle zentralen Hil fsverbande 
mit diesen Aufgaben betraut 
hat. 

Ausbildung hat 
Priorität 

Der Malteser-Hilfsdienst 
hat der Ourchführung der 
vorgenannten Ausbildungs­
projekte immer Priorität 
eingeräumt und wird dies 
auch künftig tun. Rund 

1 725000 in Erster Hilfe 
Ausgebildete sei t 1952. etwa 
54000 Schwesternhelferin­
nen seit Beginn dieses Pro­
jekts im Jahre 1962 und 
ca. 1 041 485 Unterweisun­
gen in den ,Sofortmaßnah­
men am Unfallort' seit In­
krafttreten des Gesetzes 
1969 sind das bisherige 
statistische Ergebnis. 
Damit hoffen wir, den in 
uns gesetzten Erwartungen 
gerecht geworden zu sein . 
zumal berücksichtigt wer-

den muß. daß die drasti­
schen Kürzungen der öf­
fentlichen ZuschLisse in 
den letzten Jahren es nicht 
mehr zuließen . die Ausbil ­
dungsprogramme im ge­
wünschten und organisato­
risch durchaus möglichen 
Umfang fortzuführen . ge­
schweige denn noch aus­
zuweiten . 
Hierher paßt fe rner die An­
merkung. daß der Bundes­
zuschuß pro Kopf des in 
Erster Hil fe Ausgebild eten 



vor nunmehr 25 Jahren 
au f 10,- DM festgelegt wo r­
den ist und heute 13,- DM 
beträgt; das entspricht einer 
Anhebung um 30 %. Wie 
glücklich könnten wir uns 
schätzen, wären die Ausbil­
dungskosten im gleichen 
Zeitraum ebenfalls nur um 
diesen Prozentsatz gestie­
gen! 

Wenn dennoch , trotz weni­
ger Geld, mehr erbracht 
werden konnte, dann vor 
allem dank des großartigen 
Einsatzes unserer Ausbilder 
und Helfer. Ideelle Einsatz­
freude darf man nutzen, 
aber niemals ausnutzen. 
Freiwilligem Handeln im 
öffentlichen Interesse sollte 
deshalb eine öffentliche 
Anerkennung zuteil werden , 
die nicht nur verbal , son­
dern in nachhaltiger Unter­
stützung ihren angemesse­
nen Ausdruck findet. 

Engagement im 
Katastrophenschutz 

Gewiß haben wir uns ge­
meinsam den Zwängen 
eines angespannten Staats­
haushaltes zu beugen . 
Gleichwohl möchten wir 
darauf vertrauen dürfen, 
daß der Förderung unserer 
Aufgaben die ihr gebüh­
rende Aufmerksamkeit er­
halten bleibt, auch wenn 
es den Hilfsverbänden we­
sensfremd ist, sich auf dem 
politischen Forum mittels 
lautstarker Demonstrationen 
Gehör zu verschaffen .. . 

Die andere, aus dem öffent­
lichen Auftragssektor her­
vorzuhebende Aktivi tät ist 
unser Engagement im Kata­
strophenschutz des Bundes 
und der Länder. Im Rahmen 
des erweiterten Katastro­
phenSChutzes des Bundes 
haben wir insgesamt 285 
Einheiten (Sanitäts-, Kran­
kentransport-, FernmeIde­
und Betreuungs-Züge) nach 
den geltenden Bestimmun­
ten aufgestellt und ihre 
Helfer entsprechend ver­
pflichtet. Damit belegt der 
Malteser-Hilfsdienst seine 
von Anbeginn bekundete 
Bereitschaft zur Mitarbeit, 
wobei er allerdings seine 

Position in folgenden drei 
Punkten markiert sieht: 

Erstens in der Wahrung 
des im Bundesgesetz zur 
Erweiterung des Katastro­
phenschutzes verankerten 
Subsidiaritätsprinzips, dem­
zufolge die Behörden zu­
sätzliche Einheiten oder 
Einrichtungen nur bilden , 
soweit diejenigen der mit-

länder - in der Entlastung 
der Hilfsgesell schaften von 
den Kosten , die ihnen durch 
ihre Mitwirkung anfallen, 
was sich aus der Natur der 
Sache eigentlich von selbst 
versteht. 
Die genannten drei Markie­
rungspunkte sind für den 
MHD - und vermutlich nicht 
nur für ihn - unverzichtbare 
Elemente seiner partner-

Katastrophenschutz, diesen 
gewünschten Beitrag zum 
Gemeinwohl erbringen . 

Darum sollte sich , wer so 
appelliert, auch mit seiner 
ganzen Person und ostenta­
tiv hinter solches Beispiel 
stellen. Darum dürfen wir 
gerade hierzu eine klare 
politische Aussage erwar­
ten . .. 

Weihbischof Dr. Freiherr von Twickel, Freifrau von Twickel, Erbgraf Waldburg, Bundesminister 
Prof. Dr. Maihofer, Bundestagsvizepräsident Or. Schmitt-Vockenhausen, Großkanzler Gwyn, Fürst 
Hohenzollern, Erzbischof Or. Oege nhardt (erste Reihe von links). 

wirkenden Hilfsgesellschaf­
ten nicht ausreichen. 

Zweitens in der Respektie­
rung der bisher ebenfalls 
durch das Gesetz abgesi­
cherten Eigenständigkeit 
der mitwirkenden Hilfsge­
sellschaften , was sich in 
der Konsequenz auch auf 
den Rechtsstatus unserer 
Helfer erstrecken muß und 
darum deren Unterstellung 
unter eine unmittelbare 
Weisungsbefugnis des zu­
ständigen Hauptverwal­
tungsbeamten nicht zuläßt. 

Unsere Helfer befinden sich 
im Katastrophenschutz als 
Angehörige unserer Organi­
sationen und das haben 
sie zu bleiben! 

Drittens schließlich - das 
betrifft nur einige Bundes-

schaftlichen Beteiligung. 
Das mögen Bund, Länder 
und Gemeinden bei den 
anstehenden Überlegungen 
zur Novellierung des Kata­
strophenSChutzes berück­
sichtigen , zumal ihnen nach 
eigenen Erklärungen an 
einer Fortsetzung der bis­
lang guten Kooperation 
auf diesem Gebiet gelegen 
ist. 

Es wird häufig und gerne 
an den Bürger appelliert, 
nicht immer nur nach dem 
Staat zu rufen, sondern 
durch eigene Leistungen 
zum Gemeinwohl beizutra­
gen. Dem pflichten wir vor­
behaltlos bei, freilich unter 
Hinweis darauf, daß schon 
seit geraumter Zeit viele 
tausend Mitglieder unserer 
Verbände, nicht zuletzt im 

Die Auslandseinsätze 

Unsere Einsätze im Ausland , 
die gewiß Anspruch auf 
eine sorgfältige Berichter­
stattung hätten , seien we­
nigstens kurz erwähnt. Sie 
sind , je nach der gegebenen 
Situation , entweder in Ab­
sprache mit der Bundesre­
gierung oder in Zusammen­
arbeit mit kirchlichen Ein­
richtungen oder auch aus 
eigenem Entschluß durch­
geführt worden. 

Im Herbst und Winter 
1956/ 57 hat unsere seiner­
zeit noch recht junge Orga­
nisation vor ihrer ersten 
Bewährungsprobe gestan­
den, als es die nach Öster­
reich eingeströmten Flücht­
linge aus Ungarn zu be-

25 



treuen galt. Im Mai 1970 
übernahm ein MHD-Team 
das von der Bundesregie­
rung bereitgestellte Feldla­
zarett zur Versorgung der 
Geschädigten des damali­
gen furchtbaren Erdbebens 
in Peru . Im November des­
selben Jahres beteiligten 
wir uns an den Hilfsmaß­
nahmen für die Opfer der 
Flutkatastrophe in Ostpaki­
stan - dem heutigen Ban­
gladesh - ; diese Maßnah­
men wurden später - 1971 
- auf die pakistanischen 
Flüchtlingslager in Indien 
ausgedehnt. 

Von 1974 bis 1976 be­
kämpfte eine MHD-Gruppe 
die gesundheitlichen Folge­
schäden der Hungersnot 
in Äthiopien ; sie verknüpfte 
ihre humanitäre Arbeit zu­
gleich mit einem Entwick­
lungshilfe-Programm. Drei 
weitere Erdbebenkatastro­
phen riefen uns im Mai 
1976 nach Norditalien, im 
März 1977 nach Bukarest 
und im Herbst des letzten 
Jahres zur Beheb ung von 
Nachwi rkungen nochmals 
nach Norditalien sowie in 
die Osttürkei. 

Und in Südvietnam haben 
im Auftrage der Bundesre­
gierung mehrere hundert 
Malteser-Ärzte, -Kranken­
schwestern, -Pfleger und 
-Techniker mit Unterstüt­
zung einheimischer Kräfte 
fast neun Jahre lang - von 
1966 bis 1975 - das Men­
schenmögliche getan , um 
unsagbares Leid zu lindern . 

Sie taten es oftmals unge­
achtet ihrer persönlichen 
Gefährdung . Darum ist die 
Erinnerung an Vietnahm 
tür uns stets ein Gedenken 
an fünf Angehörige des 
MHD, die dort ihr Leben 
gelassen haben; und ferner 
ein Gedanke auch an jene 
Seiden, die vier Jahre in 
harter Unfreiheit haben 
verbringen müssen . Schon 
längst diktieren andere Ge­
schehen die Schlagzeilen ; 
doch wird unser Vietnam­
Team diesen Einsatz be­
stimmt nicht vergessen , 
wie auch in der vietnamesi­
sehen Bevölkerung - das 
bestätigte uns ein kürzlicher 
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Besuch des Landes - die 
deutsche Hilfe unvergessen 
ist , .. 

Vertrauen und 
Ansporn 

,Wahrung des Glaubens 
und Hilfe den Bedürftigen ' 
heißt seit 900 Jahren der 
Leitsatz des Malteserordens 
Ob der Leitsatz ein Anar­
chronismus oder noch gül­
tig ist, ob seine Einbringung 
in unsere Gemeinschaft 
eine Illusion der Gründer 
oder doch realistisch war , 
das unterlag und unterliegt 
vor allem der EntSCheidung 
unserer Helferschaft. Sie 
hat entschieden , indem 
sie da ist ; indem sie sich 
mit dem Leitsatz identifi­
ziert. Und darin erkennen 
wir den tiefsten Grund un­
serer Freude und Dankbar­
keit. 

Was bis zum heutigen Tag 
erreicht werden konnte , 
das gibt uns Vertrauen und 
stärkt unsere Kraft ; was 
mißlang und wo wir versag­
ten, das sei uns doppelter 
Ansporn , denn unser Auf­
trag endet nicht. 

Christliche Nächstenliebe 

ist ein recht anspruchsvolles 
Wort. Sein Wahrheitsgehalt 
erweist sich nicht in einem 
Lippenbekenntnis, das uns 
ohnehin niemand abnimmt. 

Nächstenliebe wird nur 
glaubwürdig , soweit wir 
und alle Gleichgesinnten 
sie vorleben ; soweit wir 
danach streben , mit ihr 
die Welt wieder etwas 
menschlicher zu machen ; 
soweit wir dadurch für Chri­
stus einzutreten bereit sind. 

Dazu bedarf es keines Fana­
tismus und keiner religiösen 
Schwärmerei , aber doch 
des bekennenden Glaubens. 

Und dazu gehört sehr viel 
Mut ; dazu gehört die 
Standhaftigkeit desjenigen, 
der sich durch die Pseu­
do-Heilverkünder unserer 
Tage nicht beirren läßt ; 
der nicht aufgibt, auch 
wenn er gegen einen Strom 
von Arroganz und Gleich­
gültigkeit zu schwimmen 
hat. 

Pater Alfred Delp hinterließ 
uns in einem kurz vor seiner 
Hinrichtung nach dem Auf­
stand des 20. Juni 1944 
geschriebenen Brief die 
Worte: 

,Brot ist wichtig . Freiheit 
ist wichtiger; am wichtig­
sten aber ist die ungebro­
chene Treue und die unver­
rate ne Anbetung .' 

Wir haben Brot , wir haben 
Freiheit ; unserem Schöpfer 
und Herrn in Demut begeg­
nen und seiner Liebe im 
Mitmenschen die Treue 
wahren , ist der Anruf an 
uns. - Folgen wir ihm!" 

Grüße und Glück­
wünsche 

Grußworte des Fürst-Groß­
meisters des Souveränen 
Malteser-Ritterordens, Fra 
Angelo de Mojana die Co lo­
gna, der wegen einer Er­
krankung seine Teilnahme 
an dem Festakt absagen 
mußte, übermittelte der 
Großkanzler des Ordens, 
Quintin Jermy Gwyn. Die 
Grüße der Deutschen Bi­
schofskonferenz sprach 
der Paderborner Erzbischof 
Dr. Degenhardt aus, der 
die Arbeit des MHD unter 
dem Leitsatz " Nicht reden, 
sondern handeln" würdigte. 

Für die Bundesregierung 
ergriff der Bundesminister 



Dr. Köppler, Domprobst Dr. Gielen, MdB Dr. Czaja, Oberstadtdirektor Rossa, MHD-Generalsekre tär 
von Truszczynski (von rec hts). 

des Innern, Prof. Dr. Werner 
Maihofer, das Wort. Maiho­
fer ging in seiner Rede auch 
auf die Sorgen und Nöte 
der Hilfsorganisationen 
ein: 

..Ich danke Ihnen für die 
Einladung zum 25jährigen 
Bestehen des Malteser­
Hilfsdienstes und über­
bringe Ihnen die herzli ch­
sten Glückwünsche der 
Bundesregierung. 

Es war für unser Land ein 
Glücksfall, daß sich Anfang 
der 50er Jahre, nicht lange 
nach der Katastrophe des 
Zweiten Weltkrieges, Män­
ner und Frauen im Malte­
ser-Hilfsdienst und anderen, 
damals neu gegründeten 
Organisationen zum freiwil­
ligen Dienst für die Bürger 
dieses Landes zusammen­
fanden . Sie leisteten damit 
einen wichtigen Beitrag 
auch zum Wiederaufbau 
unseres jungen Staates. 

Entschlossenheit und Ziel­
strebigkeit waren für die 
Gründer Ihrer Organisation 
bis heute kennzeichnend. 

So konnte sich der Malte­
ser-Hilfsdienst aus beschei­
denen Anfängen bald zu 
einer im In- und Ausland 

anerkannten humanitären 
Organisation entwickeln. 

Die Erfolgsbilanz des ver­
gangenen Vierteljahrhun­
derts ist lang. Au s der Fülle 
der Aktivitäten will ich nur 
wenige Beispiele hervorhe­
ben , die zugleich für die 
hervorragende Zusammen­
arbeit zwischen dem Malte­
ser-Hilfsdienst und der 
Bundesregierung sprechen. 

Gemeinsame 
Aktionen 

Ich erinnere an die gemein­
sam getragene Hilfsaktion 
für Vietnam, die angesichts 
ihrer zeitlichen Dauer und 
der außerordentlichen 
Schwierigkeiten , aber auch 
eines beispielhaften persön­
lichen Einsatzes der Ärzte, 
Schwestern und anderer" 
Helfer neue Maßstäbe für 
die deutsche humanitäre 
Auslandshilfe überhaupt 
gesetzt hat. 

Aber auch in unserem Land , 
gerade in dieser Stadt, hat 
der Malteser-Hilfsdienst 
beispielhaft Hilfe geleistet. 
Er hat sich gleich zu Beginn 
der Erprobungsphase des 
Hubschrauber-Rettungs-

dienstes spontan bereit 
erklärt, die Station in Köln 
zu übernehmen und da­
durch mit die Bresche ge­
schlagen für den Ausbau 
unseres heutigen bundes­
weiter Hubschrauberret­
tungsdienstes. 

Hervorheben will ich auch 
die seit vielen Jahren im 
Auftrag des Bundes mit 
vorbildlichem Einsatz 
durchgeführte Ausbildung 
in Erster Hilfe und von 
Schwesternhelferinnen, 
für die bereits nahezu 2 Mil­
lionen Mitbürger gewonnen 
worden sind. Wir werden 
unsere Anstrengungen in 
den nächsten Jahren noch 
verstärken um, und dies 
sage ich nicht erst heute, 
Sie noch besser in der Er­
füllung dieser großen Auf­
gaben zu unterstützen. 

Garant der 
Unabhängigkeit 

Die Bundesregierung, die 
eine Gesellschaft in Freiheit 
anstrebt, hat sich seit jeher 
als Garant der Unabhängig­
keit und des gewachsenen 
Eigenlebens der humanitä­
ren Hilfsorganisationen 

verstanden. Dazu gehört 
auch und gerade, daß die 
angestammten Betätigungs­
felder der Organisationen 
erhalten bleiben und abge­
sichert werden. Wir halten 
es für die Verpflichtung 
eines Staates. der die frei­
willige Hilfe der humanitä­
ren Organisationen zur Er­
füllung öffentlicher Aufga­
ben nutzt, hierfür auch die 
notwendigen materiellen 
Voraussetzungen mit zu 
gewährleisten, ohne diese 
Organisationen selbst hier­
durch in finanzielle Abhän­
gigkeit geraten zu lassen. 
Hilfe zur Selbsthilfe ist auch 
hier die politische Devise. 

Deshalb wird die Eigenstän­
digkeit dieser Organisation, 
auch bei der Neuorganisa­
tion des Katastrophenschut­
zes, unangetastet bleiben . 

Sie muß auch in einer ge­
setzlichen Neuregelung 
eher noch deutlicher als 
bisher ihren Niederschlag 
finden. 

Vorrang der 
Hilfsorganisationen 

Übereinstimmung besteht 
auch über den Vorrang 
der von den Hilfsorganisa­
tionen gestellten Einheiten 
gegenüber den Regieeinhei­
ten . An diesem Susidiari­
tätsprinzip, das bereits im 
geltenden Katastrophen­
schutz fest verankert ist, 
werden wir unverbrüchlich 
festhalten . Es wird ein zen­
traler Grundsatz auch jeder 
Neuordnung sein. Daß der 
Staat die für ihn tätigen 
Hilfsorganisationen von 
den Selbstkosten freizustel­
len hat, ist dabei eine 
Selbstverständlichkeit , der 
sich die Bundesregierung 
bewußt ist. 

Ich will nicht leugnen, daß 
es dem Bundesinnenmini­
ster in der Vergangenheit 
auf der konzeptionellen 
Grundlage des bisherigen 
Katastrophenschutzgesetzes 
mit seinen irrealen und 
von keiner Regierung jemals 
realisierten Kostenauswir­
kungen in Milliardenhöhe 
schwerfiel , für eine bessere 
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Finanzausstattung des Kata­
strophenschutzes Verständ­
nis zu wecken . Das nun­
mehr an realistischen 
Finanzdaten orientierte 
Neuordnungskonzept wird 
nach meiner Auffassung 
bei allen Politikern, jenseits 
aller Parteipolitik , zu einer 
wesentlich größeren Aufge­
schlossenheit gegenüber 
dem Katastrophenschutz 
führen . 

Das haben bereits die Bera­
tungen über den Haushalt 
1978 gezeigt, bei denen 
es mir gelang, für den Kata­
strophenschutz eine noch 
vor einem Jahr nicht für 
möglich gehaltene Anhe­
bung der Mittel um fast 
19 Prozent durchzusetzen. 
Das ist die höchste Steige­
rungsrate seit 1962. 

Dank und 
Anerkennung 

Dieses Signal soll uns, auch 
Sie. ermutigen. Es ist Aus­
druck eines gewachsenen 
Verständnisses für den Stel­
lenwert und die Vordring­
lichkeit der von den huma­
nitären Hilfsorganisationen 
geleisteten tätigen Näch­
stenhilfe in Not. 

Ich habe den Auftrag, dem 
Malteser-Hilfsdienst in Na­
men der Bundesregierung 
Dank und Anerkennung 
für den in 25 Jahren dem 
Deutschen Volke geleisteten 
Dienst am Nächsten zu 
sagen ." 
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Das Bild des Deut­
schen im Ausland 
mitgeprägt 

Der Präsident des Landta­
ges von Nordrhein-Westfa­
len , Dr. Wilhelm Lenz, 
sprach dem MHD zum Jubi­
läum den Dank der Volks­
vertretung aus und erwähn­
te, daß allein in NRW 13000 
ehrenamIliehe Helfer des 
MHD ihren Dienst verrich­
ten . Lenz betonte, daß 
durch die zahlreichen hu­
manitären Einsätze in vielen 
Teilen der Welt der MHD 
"das Bild des Deutschen 
im Ausland mitgeprägt" 
habe. Dr. Burkhard Hirsch, 
nord rhein-westfäl ischer 
Innenminister und derzeiti­
ger Vorsitzender der Innen­
ministerkonferenz der Bun­
desländer, sprach sich für 
die uneingeschränkte Selb­
ständigkeit der Hilfsorgani­
sationen aus und meinte, 
daß der Katastrophenschutz 
ohne freiwillige Helfer nicht 
auskommen könne. 

Bürgermeister Dr. Heribert 
Biens merkte in seinem 
Grußwort an , in Köln sei 
man erfreut, daß seinerzeit 
der MHD gerade in Köln 
sein Generalsekretariat ein­
gerichtet habe. 

Botschafter von fünf euro­
päischen und außereuropä­
ischen Staaten , in denen 
der MHD bereits tatkräftig 
humanitäre Hilfe geleistet 
hat, sprachen ihren Dank 
aus, so die Botschafter von 
Äthiopien, Italien, Malta, 
den Niederlanden und Peru . 

MHO-Prä sident Fürst von Ho­
henzollern, Großkanzler Gwyn, 
Bundestagsvizeprä side nt 
Or. Schmltt-Vockenhausen, 
Bundesinnenminister Prof. 
Or. Maihofer, MHO-Vizepräsi­
dent Erbgraf Waldburg zu 
Wolfegg und Waldsee, Freifrau 
von Twickel, die Gatt in des 
ersten Präsidenten und Milbe­
gründers des MHO, Weihbi­
schof Dr. Freiherr von Twickel , 
der Sohn des ersten MHO­
Präsidenten (von rechts). 

Zum Abschluß des beein­
druckenden Festaktes er­
griff der Herrenmeister des 
Johanniter-Ordens, Wilhelm 
Karl Prinz von Preußen, 
das Wort. Für die Hilfsorga­
nlsationen , und speziell 
für die Johanniter-Un­
fall-Hilfe , würdigte er die 
"enge, vertrauensvolle und 
freundschaftliche Zusam­
menarbeit " zwischen den 
Sanitätsorganisationen. 

Grußwort des 
Bundespräsidenten 

Höchste Anerkennung 
wurde dem MHD in einem 
Grußwort zuteil, das Bun­
despräsident Walter Scheel 
als Staatsoberhaupt der 
Bundesrepublik Deutsch­
land übersandte: 

" Seit seiner Gründung ist 
der Malteser-Hilfsdienst 
als eine der zentralen Ret­
tungs- und Katastrophen­
schutz-Organisationen der 
Bundesrepublik anerkannt. 
Er widmet sich in erster 
Linie dem Sanitätsdienst, 
dem Zivil- und Katastro­
phenschutz sowie der kari­
tativen und sozialen Betreu­
ung. 

Bei der Erfüllung dieser 
selbstgestellten Aufgaben 
hat sich der Malteser-Hilfs­
dienst im In- und Ausland 
hervorragend bewährt. 
Ich gratuliere herzlich zum 
25jährigen Bestehen und 
möchte aus diesem An laß 
nur einige der herausragen­
den Aktivitäten in Erinne­
rung rufen , die ihm zurecht 

große Anerkennung einge­
tragen haben. Hierzu zäh len 
die Hilfe bei der Flutkata­
strophe von 1962, die Tätig­
keit im Bereich der Flücht­
lingsbetreuung und der 
Krankenversorgung in Viet­
nam sowie in jüngster Zeit 
die Hilfsaktionen aus Anlaß 
der Erdbeben in Oberitalien 
1976 und in Rumänien 1977, 

Neben Großeinsätzen dieser 
Art steht die normale Arbeit , 
die ungefähr 25000 Helfe­
rinnen und Helfer des Mal­
teser Hilfsdienstes tagtäg­
lich vollbringen . Jährlich 
leisten die Malteser bei 
vielen tausen Veranstaltun­
gen Sanitätsdienste, führen 
zahllose Krankentransporte 
durch, betreuen behinderte 
Kinder, Hospitäler und Al­
tenheime. tm Auftrag der 
Bundesregierung hat der 
Malteser-Hilfsdienst inzwi­
schen mehr als eineinhalb 
Millionen Bürger in der 
Ersten Hilfe ausgebildet. 

Der große Umfang der Ar­
beit des Malteser-Hilfsdien­
stes und die sich daraus 
ergebende öffentliche Be­
deutung sollte die Hilfe 
von Mensch zu Mensch 
nicht vergessen lassen . 
Der praktische Dienst am 
Nächsten, den die Malteser 
immer wieder leisten, för­
dert die Anteilnahme am 
Schicksal der Mitmenschen. 

Sie ist vorbildhaft fur die 
Erziehung zur Menschlich­
keit, sie macht deutlich , 
daß auch und gerade im 
Sozialstaat die private Initia­
tive und die Leistung des 
einzelnen nicht entbehrt 
werden können . Daß die 
Malteser ihre Aufgaben 
auch im Ausland unter zum 
Teil schwierigen Bedingun­
gen und großen persönli­
chen Opfern erfüllen, dient 
der Verständigung der Völ­
ker untereinander und ist 
praktizierte Solidarität mit 
den Menschen in aller Welt. 

Ich danke den Mitarbeitern 
des Malteser-Hilfsdienstes 
für ihre Arbeit. Ihre großen 
Leistungen in den vergan­
genen 25 Jahren sind ein 
Anlaß, mit diesem Dank 
herzliche Wünsche für die 
vor Ihnen liegenden Aufga­
ben zu verbinden." 



Werkfeuerwehr 
erhält Sonderlöschfahrzeug 

Die Entwicklung von Technik und 
Industrie hat immer mehr neue, grö­
ßere gefährlichere Brandrisiken mit 
sich gebracht. Doch auch die Mittel 
und Methoden, diesen Risiken zu be­
gegnen , verfeinern sich immer mehr. 
Die Devise heißt : Mehr Technik gegen 
größere Gefahren . So nimmt auch 
die Zahl der Sonderlöschfahrzeuge 
mehr und mehr zu. 

Eine Frankfurter Chemiegruppe, schon 
seit Jahren auf der Suche nach neuar­
tigen Feuerwehrfahrzeugen, die ganz 
und gar auf die besonderen Einsatz­
bedingungen der Werksfeuerwehren 
in Chemiebetrieben abgestimmt sind, 
wurde vor einiger Zeit mit einem sol­
chen Fahrzeug beliefert. 

Brandherde in Chemiebetrieben haben 
vielfältige Ursachen : Gasexplosion, 
Mineralölbrand, Flüssigkeits- oder 
FeststOffentzündung mit zusätzlicher 
Gas- oder Ätzstoffentwicklung, Feuer 
in elektrischen Anlagen . 

In enger Zusammenarbeit zwischen 
den Werkfeuerwehren , Sicherheits­
und Brandingenieuren der Chemie­
werke und den Konstrukteuren eines 
Herstellers für Brandschutztechnik 
wurden die Grundforderungen an 
das Fahrzeug festgelegt. Diese ließen 
sich erst nach einer technischen Wei­
terentwicklung verwirklichen. Sie be­
zog sich unter anderem auf eine Rah­
men-Neuanfertigung des Frontlen­
ker-Kippertyps M 310 D 26 FK 6 x 4 
mit Radstanderweiterung von 3200 
auf 4100 mm. So entstand ein neues 
Dreiachs-Chassis tür Feuerwehr­
fahrzeuge unter der Bezeichnung 
FM 310 D 26 F 6 x 4. 

Das neue Fahrzeug hat viel Raum 
für Schaumbildner, Kohlensäure- und 
Pulverlöschmittel sowie Wassertanks. 
Es hat ferner Wasserschnellangriffs­
Einrichtung, Schläuche auf Haspeln, 
um sofort mit Kohlensäure-Schnee 
an den Brandherd herangehen zu 
können, sowie eine Schnellangriffs­
haspel mit Pulverpistole, einen Pul­
verwerfer auf dem Dach und ebenfalls 
dort ein Doppelrohr für Schaum- und 
Wassereinsatz mit leistungsstarker 
Pumpe und Zumischer-Automatik. 
Die Pumpe des Tro-SLF 48/ 65 hat 
eine Nennleistung für Wasser von 
4000 Litern in der Minute: die Tanks 
fassen insgesamt 6500 Liter Löschmit­
tel , in diesem Falle 5000 Liter Wasser 
und 1500 Schaumbilder. H. F. 

Schutz für Chemiewerk 

Oben : Das neue Tro-SlF 48/ 65 
Ist In seiner Konstruktion auf 
die Bekämpfung spezifischer 
Brandgefahren In Chemiebe­
trieben abgestellt. 

Mitte: Alle löschgeräte sind 
nach den Vorstellungen von 
Praktikern der Chemiebranche 
In Zusammenarbeit mit den 
Herstellern zusammengestellt 
worden. 

Links: Oie Pumpe dieses Fahr­
zeugs hat eine Nennleistung 
für Wasser von 4000 Litern 
In der Minute; die Tanks fassen 
Insgesamt 6500 Liter löschmit­
tel. 
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Fragen zur Unterbringung und Ausstattung des THW im Bundestag 

Bundesregierung strebt Verbesserung an 
ParI. Staatssekretär von Schoeler beantwortete Fragen des Bundestagsabgeordneten Würtz 

In der Bundestagssitzung am 20 . 
Januar 1978 beantwortete der Parla­
mentarische Staatssekretär im Bun­
desinnenministerium, Andreas von 
Schoeler (F.D.P.), die Fragen des 
Bundestagsabgeordneten Würtz (SPD): 

"Sind der Bundesregierung die wie­
derholt vorgetragenen Sorgen des 
niedersächsischen Technischen 
Hilfswerks (THW) in bezug auf leh­
lende Ausstattung und mangelhafte 
Unterbringung der Ortsverbände be­
kannt , und wenn ja, welche Maßnah­
men wurden bzw. werden ergriffen? " 

" Ist in diesem Zusammenhang eine 
baldige Änderung bei der unzurei­
chenden Unterbringung des Techni­
schen Hilfswerks (THW) des Ortsver­
bands Bassum und des Ortsverbands 
Hoya zu erwarten? " 

Von Schoeler erklärte dazu im Namen 
der Bundesregierung zur ersten Frage: 

"Der Bundesregierung Ist bekannt, 
daß Ausstattung und Unterbringung 
des Technischen Hilfswerks lrotz 
der in den vergangenen Jahren er­
reichten Verbesserungen nicht über­
all zufriedenstellend sind. Auch der 
Landesverband Niedersachsen ist 
insoweit betroffen . 

Eine Verbesserung der Ausstattung 
des THW, deren Mängel insbesondere 
im Kraltfahrzeugbereich liegen, wird 

durch die Neuordnung des Katastro­
phenschutzes angestrebt, deren 
Grundzüge vom Bundeskabinett am 
6. Juli 1977 gebilligt worden sind . 
Danach ist vorgesehen, daß der Bund 
seinen finanziellen Beitrag künftig 
schwerpunkt mäßig auf diejenigen 
Fachdienste konzentrieren wird , die 
in erster Linie V-Fall-spezifische Auf­
gaben zu erfüllen haben. 

Hierzu gehört Insbesondere auch 
der vom THW getragene Bergungs­
und Instandsetzungsdienst. 
Zur Verbesserung der Unterkunfts­
verhältnisse sind für 7 Ortsverbände 
des niedersächsischen THW ange­
messene Objekte angemietet worden. 
Bei weiteren Ortsverbänden wurden 
mit einem Aufwand von 212000 DM 
kleine Umbau maßnahmen in Angriff 
genommen. 1978 sind für 8 weitere 
Ortsverbände solche Maßnahmen 
mit einem Gesamtvolumen von ca. 
1 000000 DM geplant. Darüber hinaus 
ist bereits bisher fü r 12 Ortsverbände 
des THW Niedersachsen die Errich­
tung von Neubauten auf bundeseige­
nen oder zu erwerbenden Grundstük­
ken vorgesehen . Mit dem Baubeginn 
ist 1978/79 zu rechnen . 
Die Bundesregierung wird , unabhän­
gig von diesen schon geplanten Maß­
nahmen , bemüht sein, die Unterbrin­
gungssituation beim THW durch An-

mietung von neuen Objekten sowie 
durch Neu- und Umbau maßnahmen 
im Rahmen der finanziellen Möglich­
keiten zu verbessern. 

Der Fehlbedarf wird jedoch kurzfristig 
nicht voll zu befriedigen sein ." 

Zur zweiten Frage des Abgeordneten 
Würtz erklärte Staatssekretär von 
Schoeler: 

" Die Bundesregierung hat bereits 
Maßnahmen ergriffen, um für Abhilfe 
bei der unzureichenden Unterbrin­
gung der Ortsverbände Bassum und 
Hoya des niedersächsischen THW 
zu sorgen . 

Zur Verbesserung der Unterkunfts­
verhältnisse des THW-Ortsverbandes 
Bassum werden im Haushaltsjahr 
1978 70 480 DM bereitgestellt. 

Der THW-Ortsverband Hoya soll auf 
dem Gelände der Katastrophen­
schutzschule des Bundes - Außen­
steIle Hoya - untergebracht werden . 
Außerdem ist vorgesehen , daß Ge­
bäude der Katastrophenschutzschule 
des Bundes - Außen stelle Hoya -
teilweise mitgenutzt werden können . 
Die Stellungnahme der Schule zu 
dieser Planung steht noch aus. So­
bald sie eingegangen ist, werden 
die erforderlichen Vorbereitungen 
zur erstmaligen Herrichtung eingelei­
tet werden." 

STELLENAUSSCHREIBU~N~G=-__________________________ __ 

Beim Bundesverband lür den Selbstschutz, bundesunmittel­
bare Korperschaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern) ist zum 1. August 1978 die 
Stelle eines 

Leiters der BVS-Landesstell e 
Baden-Württemberg in Stuttgart 

neu zu besetzen. 

Der BVS Informiert die Bevölkerung über die Wirkung von An­
griffswaffen und über Schutzmöglichkeiten, insbesondere 
uber Maßnahmen und Aufgaben des Selbstschutzes. 
Der BVS unterstützt die Gemeinden und Landkreise, Behör­
den und Betriebe bei der Unterrichtung und Ausbildung der 
Bevölkerung im Selbstschutz. 

Von dem Stellen inhaber werden Führungseigenschaften, or­
ganisatorisChe Fähigkeiten, Durchsetzungsvermögen und Er­
fahrung im Umgang mit Mitarbeitern verlangt. Er hat ca. 120 
hauptamtliche Angestellte und 1470 ehrenamtliche Mitarbei­
ter zu fUhren sowie deren Einsatz und ihre Aus- und Fortbil­
dung zu überwachen. 
Zu seinen Aufgaben gehört die Kontaktaufnahme und die Zu­
sammenarbeit mit dem zuständigen Innenministerium, mit 
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Parteien , Organisationen und Massenmedien . Es werden da­
her Kontaktfähigkeit sowie Verhandlungsgeschick vorausge­
setzt. 
Wenn Sie glauben, diesen vielfältigen Aufgaben gewachsen 
zu sein und möglichst über umfassende Kenntnisse und Er­
lahrungen im Katastrophen- , Zivil- und Selbstschutz verfü­
gen , dann sollten Sie sich bewerben . Erwünscht ist ein Hoch­
schulabschluß oder das Vorliegen gleichwertiger Fähigkeiten 
und Erfahrungen. 
Geboten werden eine Vergütung bis Vergütungsgruppe 
Ib BAT sowie die im öffentlichen Dienst üblichen Soziallei­
stungen. 
Bewerbungen sind mit allen erforderlichen Unterlagen (Per­
sonalbogen , Lebenslauf, Lichtbild , Ausbildungs- und Befähi­
gungsnachweisen) bis zum 10. April 1978 an den 

zu richten. 

Bundesverband für den Selbstschutz 
- BundeshauptsteIle -

Eupener Straße 74 - 5000 Köln 41 

Ein Personalbogen wird Ihnen auf schriftliche Anforderung 
zugesandt. 



Kurt Knop, Ministerialdirigent im Innenministerium NRW 

Zivile Verteidigung in Nordrhein-Westfalen 
Aufgaben und lösungen am Beispiel des bevölkerungsstärksten Bundeslandes 

Ministerialdirigent Kurt Knop lei tet 
im Innenministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen die Abte ilung 
"Zivile Verte idigung, Zivilschutz, Feu· 
erschutz". Als Fachmann mit langjäh­
riger Ministerialerfahrung - zuletzt 
federführend hervorge treten bei der 
Erarbeitung des im Dezember 1977 
verabschiedeten Landeskata stro­
phenschutzgesetzes NRW - gibt Knop 
im folgenden Beitrag eine in dieser 
lückenlosen Zusammenstellung alle r 
Aufgaben und Probleme eine s Bun­
deslandes im Bereich der zivilen 
Verteidigung bisher noch nicht pUbli­
zierte Obersicht. Oie Ausführungen 
basieren auf einem Vortrag, den 
Knop kürzlich vor der Gesellschaft 
für Wehrkunde in Münster/ Westfalen 
gehalten hat. Dem Verfasser und 
dem Chefredakteur der Zeitschrift 
" Europäische Wehrkunde", General· 
leutnant a. O. Hinrichs, ist für die 
freundliche Erlaubnis des Abdrucks 
im ZS-MAGAZIN zu danken. Der Art i­
kel wird im März-Heft der " Europä­
ischen Wehrkunde" in voller Länge 
veröffentlicht. Das ZS -MAGAZIN 
druckt die grundlegende Zusamm en­
fassung Knops in zwei Teilen ab, 
Fortsetzung und Schluß finden un­
sere Leser in der April·Ausgabe. 

Oie Redaktion 

Vorbemerkung 

Den fachbezogenen Ausführungen 
seien wenige Bemerkungen vorange· 
stellt: 

Die erste Vorbemerkung resultiert 
aus Erkenntnissen der beiden Welt­
kriege. Diese haben eindeutig erwie­
sen, daß die Kriegsfüh rung nicht aus­
schließlich Sache der Streitkräfte ist. 
Oie Entwicklung der letzten Jahr­
zehnte von den konventionellen Waf­
fen bis zu weitreichenden Raketen, 
atomaren Sprengkörpern , biologi­
schen KampfmiUeln und chemischen 
Kampfstoffen hat dazu geführt, daß 
nicht nur die Bekämpfung und Ver­
nichtung der Streitkräfte eine andere 
Dimension erlangt hat , sondern auch 
die Gefährdung der Bevölkerung und 
des wirtschaftlichen Potentials in ein 
akutes Stadium getreten ist. 

Die Konsequenz aus diesen Erkennt­
nissen ist, daß sich ein zukünftiger 
Krieg in noch stärkerem Maße, als 

das noch im letzten Weltkrieg der 
Fall war, auf alle Lebensbereiche der 
gesamten Nation auswirken wird. 

Und so lange die Gefahr von mililäri­
sehen Auseinandersetzungen und 
ihrer Ausweitung auf alle Lebensberei­
che besteht, muß jeder Staat, ganz 
gleich , ob er dem einen oder dem 
anderen Machtblock angehörl oder 
sich neutral verhält , zur Erhaltung 
seiner Existenz und des Lebens seiner 
Bürger Maßnahmen der Daseinsvor­
sorge im militärischen und zivilen 
Bereich treffen . 

Meine zweite Vorbemerkung bezieht 
sich auf die politischen Ziele der west­
lichen Staaten. Die westliche Politik 
dient allein dem Ziel , den Frieden 
unter Wahrung der Freiheit und des 
Lebens der Menschen zu sichern so­
wie weltpolitische Spannungen abzu­
bauen . Da nicht auszusch ließen ist, 
daß ein potenlieller Gegner zur Errei­
chung seiner weltanschaulichen und 
machtpolitischen Ziele außer politi­
schen Pressionen auch die bewaffnete 
Auseinandersetzung in seine Überle­
gungen einbezieht, muß die westliche 
Politik befähigt sein , die Verteidi­
gungskraft des Bündnisses so stark 
zu halten , daß für jeden Gegner die 
militärische Auseinandersetzung ein 
unkalkulierbares Risiko bedeutet. 

Die Realisierung dieser Vorstellung 
darf sich nicht allein auf den mi litäri­
schen Sektor beschränken, sondern 
muß auch die zivile Verteidigung um­
fassen , damit die Abschreckung 
glaubhaft bleib t. Das gilt besonders 
für die Bundesrepublik Deutschland 
wegen ihrer wehrgeographisch expo­
nierten Lage an der Nahtstelle der 
beiden Machtblöcke im internationalen 
Spannungsfeld . 

Zivile Verteidigung 

Der zivilen Verteidigung sind in einem 
Verteidigungsfall vier große Aufgaben 
gestellt: 

• die Aufrechterhaltung der Staats­
und Regierungsfunktionen, 

• der Zivilschutz, 
• die Versorg ung der Bevölkerung 

und 
• die Unterstützung der Streitkräfte 

durch Erbringung von zivilen Lei­
stungen. 

Rechtsgrundlagen 

Die gesetzlichen Grundlagen für die 
Durchführung dieser Aufgaben sind 
seit 1968 geschaffen, bedürfen jedoch 
zum Teil noch der Konkretisierung 
durch Rechtsverordnungen und Ver­
waltungsvorschriften. Oie sogenannte 
Notstandsverfassung - 17. Gesetz 
zur Ergänzung des Grundgesetzes 
vom 24. 6. 1968 - und die Vorsorgege­
setze geben die Möglichkeit, das Ab­
wehrpotential des Staates entspre­
chend der Lageentwicklung 

• in Friedenszeiten, 
• in Krisenzeiten vor Feststellung 

des Spannungsfalls, 
• im Spannungsfall und 
• im Verteidigungsfall 

zu mobilisieren. Ihre Durchführung 
obliegt im Rahmen der Bundesauf­
tragsverwaltung grundsätzlich den 
Ländern und Gemeinden. 

Neue Verwaltungsorgane sind , von 
einigen Ausnahmen z. B. in der Ernäh­
rungsverwaltung abgesehen, in einem 
Spannungs- und Verteidigungsfall 
nicht vorgesehen , wohl aber muß die 
Verwaltung je nach Entwicklung der 
Lage von den Friedensau fgaben auf 
die Aufgaben eines Verleidigungsfalles 
umgestellt werden. 

Aufrechterhaltung der Regie­
rungs- und Staatsfunktionen 

Unter den genannten vier Aufgaben­
gebieten der zivilen Verteidig ung steht 
die " Aufrechterhaltung der Staats-
und Regierungsfunktionen" an erster 
Stelle. Es handelt sich bei dieser Rei­
henfolge nich t nur um eine numeri­
sche Spitzenstellung, sondern ganz 
eindeutig auch um einen Spitzenrang 
unter den Aufgaben der zivilen Vertei­
digung: Ohne die Aufrechterhaltung 
der Regierungsgewalt - und dieser 
Begriff umfaßt die Funktionsfähigkeit 
der öffentlichen Verwaltung auf allen 
Ebenen - ist ein Funktionieren der 
zivilen Verteidigu ng in einem Verteidi­
gungsfall nicht zu realisieren. Weder 
ein effektiver Zivilschutz, noch die 
Versorgung der Bevölkerung mit le­
bensnotwendigen Gütern und Leistun­
gen, noch eine zivile Unterstützung 
der Streitkräfte sind ohne eine funk­
tionierende öffentliche Verwaltung 
denkbar. Der Effektuierung von Regie-
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rung und Verwaltung in einem Vertei­
digungsfall muß daher das Hauptau­
genmerk gelten. 

Dem Ziele einer arbeitsfähigen und 
effektiven Verteidigungsverwaltung 
dient in erster Linie der Zivile Alarm­
pla n (ZAP). Der Zivile Alarmplan regelt 
die Alarmierung der für die zivile Ver­
teidigung zuständigen Behörden in 
Bund und Ländern und legt aufgrund 
der materiellen Verteidigungsplanung 
die Aufgaben der zivilen Verwallung 
bundeseinheitlich fest, die im Alarmfall 
zur Herstellung der vollen Verteidi­
gungsbereitschaft für den gesamten 
zivilen Bereich durchgeführt werden 
müssen. Dazu gehören auch diejeni­
gen Aufgaben , die im zivilen Sektor 
aufgrund der militanschen Planungen 
vorzubereiten smd. Aus diesem Grund 
sind die Maßnahmen des ZAP auch 
mit den Maßnahmen des Alarmplans 
der Bundeswehr - insbesonder zeitlich 
- abgestimmt. 

Das Kabinett unseres Landes hat be­
reits In seiner Sitzung am 25 . Juli 1962 
die Bildung von Befehlsstellen be­
schlossen. Die Befehlsstelle ist in ei­
nem Verteidigungsfall ein unverzicht­
bares Führungsinstrument der Behör­
denleitung. Sie dient der Aufrechter­
haltung der Staats- und Regierungs­
funktionen und der Leitung aller le­
bens- und verteidigungswichtigen 
Aufgaben der zivilen Verwaltung auch 
bei einer äußersten Zuspitzung der 
Verhältnisse. 

Zwar ist in Anpassung an die verän­
derte Verteidigungsstrategie der NATO 
grundsätzlich anzustreben, die Funk­
tionsfähigkeit der Behörden und öf­
fentlichen Einrichtungen an ihren 
Friedenssitzen auch im Verteidigungs­
fall so lange wie möglich aufrechtzu­
erhalten. Da aber nicht auszuschließen 
ist , daß die allgemeine Gefahrenlage 
eine Fortsetzung der Verwaltungstä­
tigkeit an den friedensmäßigen Ar­
beitsplätzen unmoglich macht, muß 
Vorsorge dafür getroffen werden , daß 
die lebens- und verteidigungswichti­
gen Aufgaben auf allen Verwaltungs­
ebenen auch weiterhin unter allen Um­
standen erfullt werden . Diesem Zweck 
dienen die auf Krels-, Bezirks- und 
Landesebene eingerichteten Aus­
weichunterkünfte, die im Interesse 
eines reibungslosen und schnellen 
Informationsflusses auf allen 
Verwaltungsebenen gleichartig organi­
siert und angelegt sind . 

Aus- und Fortbildung 

Der Aufrechterhaltung der Staats-
und Regierungsfunktionen dient letzt­
lich auch die Aus- und Fortbildung 
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des in einem Verteidigungsfall benö­
tigten Verwaltungspersonals. Ange­
sichts der unzureichenden finanziellen 
Ausstattung der zivilen Verteidigung 
und geringer gesetzgeberischer und 
politischer Aktivitäten im Anschluß 
an die Verabschiedung der sogenann­
ten Notstandgesetze war das Vorhan­
densein eines leistungsfähigen und 
geschulten Personals über Jahre hin­
weg einer der wenigen echten Aktiv­
posten, über den Staat und Verwal­
tung auf dem Gebiet der zivilen Ver­
teidigung verfügten . In Erkenntnis 
dieser Tatsache hat der Innenminister 
In den vergangenen Jahren eine Reihe 
von Aktivitäten entfaltet, um den Lei­
stungsstand der Bediensteten zu er­
halten, ihr Wissen um die Aufgaben 
der zivilen Verteidigung zu vertiefen 
und zugleich die Notwendigkeit einer 
stetigen Verbesserung des Ausbau­
standes der zivilen Verteidigung in 
das Bewußtsein der verschiedenen 
Verwaltungsträger zu rufen . 

Seit 1968 wurden jahrlich " Informa­
tionstagungen der zivilen Verteidi­
gung" in allen Regierungsbezirken 
veranstaltet. Auf diesen Tagungen, 
die auch in Zukunft fortgeführt werden 
sollen , wird den mit Aufgaben der 
zivilen Verteidigung befaßten Be­
diensteten der Bezirksregierungen, 
der Kreise und der kreisfreien Städte 
in regelmäßigen Abständen ein Uber­
blick über neuere Entwicklungen und 
aktuelle Probleme auf dem Gebiet 
der Gesamtverteidigung, insbesondere 
aber der zivilen Verteidigung , vermit­
telt. 

Ebenfalls seit 1968 wurden Be­
dienstete der Regierungspräsidenten, 
Kreise und kreisfreien Städte in drei­
tägigen Einweisungs- und zweitägigen 
Fortbildungslehrgängen über das Zu­
standekommen, die Führung und die 
Auswertung einer ABC-Lage und in 
eintägigen Lehrgängen über die Füh­
rung und Auswertung einer Luftlage 
mit Schwerpunkt auf dem Gebiet des 
Meldewesens unterrichtet. 

Ferner werden die Bediensteten, die 
an den ABC- und Luftlagelehrgängen 
teilgenommen haben, durch die Teil­
nahme an internationalen Warn­
dienstübungen landesweit an prakti­
schen Beispielen geschult. 

Das Land nutzt daruber hinaus seit 
1959 die alle zwei Jahre stattfindenden 
NATO-Stabsrahmenubungen, um unter 
Beteiligung einzelner Regierungsprä­
sidenten , Kreise und kreisfreier Städte 
die Bediensteten zu schulen und die 
zivil-militärische Zusammenarbeit zu 
vervollkommnen . 

In sieben Planuntersuchungen auf 
Kreisebene schließlich hat das Land 

seit 1967 besondere Prob leme im Be­
reich der materiellen und personellen 
Bedarfsdeckung einer gründlicheren 
Untersuchung zugeführt. In ganztägi­
gen Verwaltungsveranstaltungen wur­
den den mit Fragen der zivilen Vertei­
digung befaßten Bediensteten der 
Kreise, kreisfreien Städte, Regierungs­
präSidenten und entsprechenden Be­
hörden des Bundes sowie des militäri­
schen Bereichs die Ergebnisse der 
Untersuchungen vorgetragen. 

Zivilschutz 

Wenn man davon ausgeht, daß es 
das Ziel aller Verteidigungsanstren­
gungen - der militärischen ebenso 
wie der zivilen - ist, Leben , Freiheit 
und Integritat der Bürger unseres 
Landes gegen jede äußere Bedrohung 
zu sichern, so ist damit die Bedeutung 
eines intakten Zivilschutzes hinrei­
chend gekennzeichnet. Dabei gilt der 
Grundsatz, daß die Verhütung von 
Schäden unbedingten Vorrang vor 
der Beseitigung bereits eingetretener 
Schäden genießen muß. Wir können 
feststellen , daß der derzeitige Stand 
des Zivilschutzes diesem Grundsatz 
nur in sehr unzulänglicher Weise 
Rechnung trägt. 

Nichts kennzeichnet diesen unbefrie­
digenden Gesamtzustand des Zivil­
schutzes besser als die gegenwärtige 
Situation des Schutzraumbaues. Dabei 
ist der Schutzbau eine der wichtig­
sten , wenn nicht die wichtigste, zu­
gleich allerdings auch kostspieligste 
Vorsorgemaßnahme auf dem Gebiet 
des Bevölkerungsschutzes. Das 
Schutzbaugesetz von 1965 hat weder 
bei den privaten Hausschutzräumen 
noch bei den öffentlichen Schutzräu­
men eine Verbesserung bewirkt: Da 
es einerseits dem Bürger eine Ver­
pflichtung zum Schutzbau auf dessen 
eigene Kosten nicht zumuten wollte 
und andererseits die im Gesetz vorge­
sehene, mit einem Kostenerstattungs­
anspruch verbundene Schutzbau­
pflicht sich sehr schnell als finanziell 
nicht durchführbar erwies, wurde das 
Gesetz bereits nach drei Monaten 
zum größten Teil wieder außer Kraft 
gesetzt. Seitdem förderte der Bund 
den Schutzbau durch Zuschüsse, so­
weit hierfür im jeweiligen Haushalts­
plan Mittel zur Verfügung standen. 

In den vergangenen Jahren sind für 
den gesamten Schutzbau jährlich rd . 
40 Mio. DM bereitgestellt worden . 

Zur Verbesserung der Haushaltsstruk­
tur seit Ende 1975 ist die Förderung 
neuer Schutzbauvorhaben bis auf 
weiteres ganz eingestellt worden; z. Z. 



werden lediglich die durch Förde­
rungszusagen eingegangenen rechtli­
chen Verpflichtungen abgewickelt. 

Von der fortbestehenden Möglichkeit, 
Schutzräume unter Ausnutzung der 
erhöhten steuerlichen Abschreibung 
einzurichten, wird kaum Gebrauch 
gemacht, da die nicht uninteressanten 
steuerlichen Absetzungsmöglichkeiten 
nicht nur den Bauherren, sondern 
bedauerlicherweise auch den Architek­
ten und zum Teil selbst den Baube­
hörden wenig bekannt sind . 

In Nordrhein-Westfalen stehen insge­
samt rd. 450000 öffentliche und pri­
vate SChutzplätze zur Verfügung , die 
bei gleichmäßiger Belegung etwa 
2,6 % der Bevölkerung Schutz bieten 
können . 

Bekanntlich hat das Bundeskabinett 
Mitte 1977 einen Staatssekretäraus­
schuß beauftragt, bis Ende des Jahres 
ein neues Schutzbaukonzept vorzule­
gen. Es steht zu hoffen , daß ein neues 
Konzept in absehbarer Zeit zu einer 
fühlbaren Verbesserung des Bevölke­
rungsschutzes auf diesem Gebiet füh­
ren wird. 

Warndienst 

Der bundeseigene Warndienst hat 
die Aufgabe, die Bevölkerung vor 
Luftangriffen und Fernwaffenbeschuß 
sowie vor radioaktiven Niederschlägen 
und chemischen Kampfstoffen zu war­
nen und an lebens- und verteidi­
gungswichtige Behörden und Betriebe 
Durchsagen über die Luft- und ABC­
Lage zu geben. Erfahrungen im In­
und Ausland haben gezeigt, daß sich 
durch eine rechtzeitige Warnung die 
Bevölkerungsverluste wesentlich ver­
mindern lassen, und zwar selbst dann , 
wenn keine ausreichenden Schutz­
räume zur Verfügung stehen und nur 
normale Kellerräume aufgesucht wer­
den. 

Für die Alarmierung sind in Nord­
rhein-Westfalen rd . 17000 Sirenen 
aufgebaut; für den Endausbau sind 
noch weitere 3000 erforderlich. Die 
geringen Haushaltsmittel erlauben 
zur Zeit nur eine sehr langsame Stei­
gerung der Sirenenzahl , zumal mit 
wachsendem Ausbaustand auch die 
Zahl erneuerungsbedürftiger oder 
umzusetzender Sirenen zunimmt. 

Oie Zivilschutzsirenen stehen gleich­
zeitig für Feuer- und sonstigen Gefah­
renalarm zur Verfügung. Oie Alarm­
auslösung wird zentral von den zwei 
Warnämtern in Nordrhein-Westfalen 
aus vorgenommen. Für den Fall einer 
Störung des Leitungsnetzes oder einer 
kleinräumigen Gefahrenlage besteht 
zusätzlich die Möglichkeit einer örtli-

ehen oder z. T. einer kreisweisen Aus­
lösung . 

Seine Informationen über die Luft­
und ABC-Lage erhält der Warndienst 
zum einen von zivilen Warndienstver­
bindungsstellen bei den Luftverteidi­
gungssteIlen der NATO, zum anderen 
von den über das Gebiet der Bundes­
republik verteilten, teilweise automa­
tisch arbeitenden ABC-Meßstelien. 

Insgesamt gesehen ist der Warndienst 
eine der am weitesten fortgeSChritte­
nen Maßnahmen auf dem Gebiet der 
zivilen Verteidigung . 

Aufenthaltsregelung 

In einem Verteidigungsfall wird das 
Schicksal der Bevölkerung weitgehend 
davon abhängen , wie sich der Ein­
zelne gegenüber den allgemein dro­
henden Gefahren verhält. Teile der 
Bevölkerung, die ihre Wohnorte 
fluchtartig verlassen, um sich an­
derswo in vermeintliche Sicherheit 
zu begeben, werden sich großen Ge­
fahren aussetzen. Oie von ihnen ange­
strebten Ziele würden sie voraussicht­
lich nicht erreichen , der Wirkung 
feindlicher Waffen wären sie weitge­
hend schutzlos ausgeliefert; darüber 
hinaus würden sie Gefahr laufen , un­
mittelbar in Kampfhandlungen zu ge­
raten . 

Oie Verwaltung wäre durch größere 
Fluchtbewegungen vor unlösbare Pro­
bleme hinsichtlich der Versorgung 
der Bevölkerung gestellt. Aber auch 
die Operationsfreiheit und -fähigkeit 
der Streitkräfte wäre stark gefährdet, 
wenn nicht gar in Frage gestellt. Es 
ist deshalb eine Hauptforderung unse­
rer Verteidigungspolitik, daß im Ver­
teidigungsfall grundsätzlich jeder an 
seinem gewöhnlichen Aufenthaltsort 
verbleibt. Dieser Grundsatz des " Zu­
hausebleibens" (Stay-put-Politik) gilt 
innerhalb des ganzen Bündnisses 
der NATO. 

Dieser Grundsatz kann indessen nicht 
ohne Ausnahme angewandt werden. 
Gerade bei der wehrgeographischen 
Lage der Bundesrepublik muß damit 
gerechnet werden, daß einzelne Ge­
biete einer besonders intensiven Be­
drohung ausgesetzt sind. Die dort 
wohnende Bevölkerung muß durch 
geeignete Maßnahmen vor der ihr 
drohenden Gefahr so gut wie möglich 
geschützt werden . Oie dafür notwen­
digen Vorkehrungen sind im Rahmen 
der Aufgabe " Aufenthaltsregelung " 
zu treffen. Oie erforderlichen Rechts­
grundlagen hierzu enthält § 12 des 
Gesetzes über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes vom 9. 7. 1968. 

Im einzelnen sind vorgesehen Maß­
nahmen 

1. zur Beschränkung des Aufenthalts­
wechseis (stay-put) 

2. für gelenkte Bevölkerungsbewegun­
gen (Evakuierungen) und 

3. für ungelenkte Bevölkerungsbewe­
gungen (Fluchtbewegungen) . 

§ 12 des KatSG verpflichtet die Länder, 
Gemeinden und Gemeindeverbände 
zur Vorbereitung und späteren Durch­
führung aller dazu erforderlichen 
Maßnahmen. 

Beschränkung des Aufent­
haltswechsels 

Zum Schutz vor Gefahren oder zum 
Zwecke der Verteidigung kann ange­
ordnet werden, daß der gewöhnliche 
Aufenthaltsort nur mit Erlaubnis ver­
lassen werden darf. Der Bundesmini­
ster des Innern gibt den Erlaß einer 
solchen Anordnung allgemein frei. 
Oie Anordnung ist von den kreisfreien 
Städten und Kreisen zu erlassen , wenn 
die örtlichen Verhältnisse es erfordern , 
oder eine entsprechende Weisung 
der vorgesetzten Behörde vorliegt. 
Für die Erteilung der Erlaubnis zum 
Aufenthaltswechsel sind gleichfalls 
die kreisfreien Städte und Kreise zu­
ständig . 

Gelenkte Bevölkerungs­
bewegungen (Evakuierung) 

Der Grundsatz des Zuhausebleibens 
kann - wie zuvor schon gesagt - nicht 
ohne Ausnahme angewandt werden . 
In den durch Kampfhandlungen be­
sonders bedrohten Gebieten kann 
der Bevölkerung ein Verbleiben nicht 
zugemutet werden , da sie hier aller 
Voraussicht nach in zu hohem Maße 
gefährdet wäre. Es muß vielmehr ver­
sucht werden , eine rechtzeitige Verle­
gung in Gebiete von geringerer Ge­
fährdung zu ermöglichen. 

Unter bestimmten Voraussetzungen 
ist eine planmäßige Verlegung (Evaku­
ierung) der Bevölkerung aus beson­
ders gefährdeten Gebieten vorgese­
hen. Hiernach kommen für Evakuie­
rungen in Frage: 

a) Räumungen in mutmaßlichen Ab­
wehrschwerpunkten 

b) Räumung in der Umgebung beson­
ders bedrohter Anlagen 

c} kurzfristige und kleinräumige Aus­
weichbewegungen . 

Eine Räumung mutmaßlicher Abwehr­
schwerpunkte kommt nur für be­
stimmte nach Zahl und Umfang eng 
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begrenzte Gebiete in Betracht, die 
nach der militärischen LagebeurteI­
lung schon im Frieden als Schwer­
punkt eines möglichen Abwehrkamp­
fes erkennbar sind . 

Die Notwendigkeit der Verlegung der 
Bevölkerung aus dem Umkreis beson­
ders bedrohter Anlagen ergibt sich 
aus der besonderen Gefährdung sol­
cher Anlagen und Ihrer Umgebung. 
Es handelt sich dabei durchweg um 
bevorzugte Ziele taktischer Luftan­
griffe oder strategischer Raketenein­
satze. Die Verlegung der Bevölkerung 
aus der Umgebung dieser Anlagen 
erfolgt in ihre nähere Umgebung, bei 
Städten in ihre Randgebiete. 

Im Gegensatz zu den für mutmaßliche 
Abwehrschwerpunkte und die Umge­
bung besonders bedrohter Anlagen 
friedensmäßig geplanten und vorzube­
reitenden Räumungsmaßnahmen zie­
len Ausweichbewegungen auf den 
Improvisierten Schutz der Bevölkerung 
vor einer durch den Kampfverlauf 
bedingten unmittelbaren akuten Ge­
fahrdung ab. Die fnedensmaßigen 
Vorbereitungen werden daher darauf 
abgestellt, daß nach Beendigung der 
im allgemeinen nur einen begrenzten 
Zeitraum andauernden akuten Gefähr­
dung eme Rückkehr der betroffenen 
Bevölkerung in die eigene Wohnung 
erfolgen wird . 

Ungelenkte Bevölkerungs­
bewegungen (Flucht) 

Es muß damit gerechnet werden , daß 
es trotz aller behördlichen Gegenmaß­
nahmen in einem Alarm- und Verteidi­
gungsfall zu größeren Fluchtbewe­
gungen kommt. Diese spontanen. 
meist panikartigen Massenbewegun­
gen werden nicht nur größte Anforde­
rungen bel der Betreuung und Unter­
bringung der Flüchtenden stellen ; 
die Bewegungen sind außerdem ge­
eignet, militärische Operationen der 
NATO erheblich zu behindern. 

Ziel aller Maßnahmen ,m Rahmen 
der Fluchtlingslenkung muß daher 
sein , Fluchtbewegungen möglichst 
frühzeitig und umfassend unter Kon­
trolle zu bringen. Um zu verhindern , 
daß sie auf längeren Durchmarschwe­
gen von anderen Bevölkerungsteilen 
Zulauf erhalten und zu größeren 
Flüchtlingsströmen anwachsen, 
kommt fruhzeitigen Maßnahmen des 
Auffangens und Auflösens erhebliche 
Bedeutung zu . Flüchtlingsbewegungen 
sind zwar ihrer Entstehung, Größe 
und ihrem Fluchtziel nach unvorher­
sehbar. Mangels Vorausschaubarkeit 
der Entwicklung sind auch vorberei-
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tende Maßnahmen zur Flüchtlingslen­
kung im Frieden nur bedingt möglich . 
Gleichwohl ist es moglich und erfor­
derlich , auch in diesem Bereich groß­
räumige Rahmenplanungen zu erstel­
len. Dies gilt vor allem für die Ermitt­
lung von Unterbnngungsmöglichkeiten 
und die Festlegung von Lenkungs­
punkten und Sammelräumen sowie 
bestimmter Straßen fur die Weiterlei­
tung größerer Flüchtlingsbewegungen. 

Selbstschutz 

Der Selbstschutz umfaßt alle Maßnah­
men der Bevölkerung, die geeignet 
sind , im engeren Wohn- und Arbeits­
bereich durch Waffenwirkungen sowie 
durch Unfalle drohende Schäden 
durch eigene Anstrengungen abzu­
wenden oder möglichst gering zu 
halten . 

Aufbau , Förderung und Leitung des 
Selbstschutzes obliegen dem Haupt­
verwaltungsbeamten der Gemeinde. 

Leider kann er sich bei der Erfüllung 
dieser Aufgabe nicht auf eine entspre­
chende Mitwirkungspflicht des Einzel­
nen stützen . Das Selbstschutzgesetz 
von 1965, das eine sol che Selbst­
schutzpflicht vorsah, ist wegen der 
zu erwartenden finanziellen Auswir­
kungen nie in Kraft getreten. Der 
Hauptverwaltungsbeamte muß also, 
will er seiner gesetzlichen Verpflich­
tung gerecht werden , versuchen, die 
Bevölkerung zur freiwilligen Mitarbeit 
zu bewegen. 

Fur die Unterrichtung der Bevölkerung 
uber die Gefahren eines Krieges und 
für die Ausbildung zu ihrer Bekämp­
fung steht dem Hauptverwaltungsbe­
amten der Bundesverband für den 
Selbstschutz zur Verfugung . Der Bun­
desverband für den Selbstschutz ist 
seit 1960 eine Körperschaft des öffent­
lichen Rechts, welcher der Bund, die 
Länder und die kommunalen Spitzen­
verbände als Mitglieder angehören . 

In organisatorischer Hinsicht ist auf 
dem Gebiet des Selbstschutzes ledig­
lich eine Einteilung der Gemeinde 
in einzelne Wohnbereiche von 6000 
bis 10000 Einwohnern sowie die Be­
stellung eines ehrenamtlichen Selbst­
schutzberaters je Wohnbereich vorge­
sehen. Weitere Funktionsträger zwi­
schen dem Selbstschutzberater und 
dem Einzelnen, wie wir sie noch aus 
dem letzten Krieg als Haus-, Block­
oder Bezirkswarte kennen , sind nicht 
vorgesehen . Die Selbstschutzzüge 
sind auf Grund des Katastrophen­
schutzgesetzes aufgelöst worden, 
so daß der Selbstschutz über eine 
außerordentlich schwach ausgebildete 

Organisationsstruktur verfügt. Unter 
diesen Umstanden fehlt es an Kräften, 
die durch fachliche und organisatori­
sche Hinweise sowie Anleitungen die 
nachbarschaftliche Selbsthilfebereit­
schaft der Bevölkerung zur größtmög­
lichen Wirkung bringen könnten. 

Katastrophenschutz 

Durch das Bundesgesetz über die 
Erweiterung des Katastrophenschutzes 
von 1968 wurde eine weitere getrennte 
Entwicklung des friedensmäßigen 
Katastrophenschutzes und des Kata­
strophenschutzes für den Verteidi­
gungsfall, für den der Bund zuständig 
ist, beendet. Das vorhandene Potential 
soll zu einem einheitlichen Katastro­
phenschutz zusammengefaßt werden . 

Die bis zum Ende des vorigen Jahres 
geltende organisatorische Regelung 
des friedensmäßIgen Katastrophen­
schutzes in den Richtlinien über Or­
ganisation und Durchführung der Ka­
tastrophenabwehr im Land Nord­
rhelO-Westfalen vom 5, 12, 1960 be­
ruhte noch auf der Rechtsgrundlage 
des Ordnungsbehördengesetzes und 
des Gesetzes über den Feuerschutz 
und die Hilfeleistung bei Unglücksfäl­
len und öffentlichen Notstanden vom 
25. 2. 1975 fur die allgemeine und 
besondere Gefahrenabwehr. 

Insbesondere die bei der Waldbrand­
katastrophe in Niedersachsen im 
Sommer 1975 gewonnenen Erfahrun­
gen hatten die Notwendigkeit erwie­
sen, vor allem fur die Sicherstellung 
der Planungs- und Organisationsauf­
gaben zur Vorbereitung der Katastro­
phenabwehr sowie für die Aus- und 
Fortbildung des Fuhrungspersonals 
konkrete gesetzliche Regelungen zu 
erlassen. 

Nachdem Im Juni 1975 von der In­
nenministerkonferenz Leitlinien für 
regelungsfahige Materien im Katastro­
phenschutz erarbeitet wurden , ergab 
sich die Möglichkeit und Notwendig­
keit, ein eigenes Katastrophenschutz­
gesetz des Landes Nordrhein-Westfa­
len zu schaffen. Der entsprechende 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
fur ein Katastrophenschutzgesetz 
Nordrhein-Westfalen ist am 14. 12. 
1977 vom Landtag NRW verabschiedet 
worden . Das KatSG NRW ist am 1. 1. 
1978 in Kraft getreten. Damit hat die 
friedensmaßlge Seite des Katastro­
phenschutzes die Ihr zukommende 
sachgerechte Regelung erfahren . 

Das friedensmäßige Potential des Lan­
des und der Gemeinden muß jedoch 
fur den Verteidigungsfall erganzt und 
zusätzlich ausgestattet und ausgebil-



det werden. Die Zweckausgaben hier­
für trägt der Bund, während die per­
sönlichen und sächlichen Verwal­
tungskosten von den Ländern, Ge­
meinden und Gemeindeverbänden 
aufzubringen sind. 

Für den Schutz der Bevölkerung bei 
den im Frieden und im V-Fall drohen­
den Katastrophen stehen dem Land 
Nordrhein-Westfalen insgesamt 
218300 Helfer zur Verfügung ; und 
zwar 

Brandschutzdienst rd . 103000 Helfer 
technische Hilfeleistung 
ABC-Dienst 
(davon 6 000 Jungfeuerwehrleute) 

Bergungsdienst 
Instandsetzungsdienst 
ABC-Dienst insg. rd. 16200 Helfer 

Sanitäts- und 
Betreuungsdienst 

Insg. rd. 94 100 Helfer 
(DRK, MAD, JUH, ASB) 

----------------------~ 
ABC-Dienst 
Veter inärdienst 
Fernmeldedienst insg. rd . 5 000 Helfer 
Führungsdienst (Regieeinheiten) 

Für die Berechnung der Sundeszu­
wendungen zu den Verwaltungs- und 
Ausbildungskosten der Hilfsorganisa­
tionen werden jedoch nicht diese tat­
sächlichen Helferzahlen , sondern nur 
die vom Bund festgesetzten Rahmen­
stärken von insgesamt 173 000 Helfern 
festgelegt. Dies entspricht vorerst 
1 % der Bevölkerung. 

Die Einheiten und Einrichtungen sind 
mit Kraftfahrzeugen und Gerät ausge­
stattet, die z. B. im Brandschutz und 
Rettungsdienst einen Gesamtanschaf­
fungsneuwert von rd . 1 Milliarde DM 
haben. Der Anteil des Bundes für den 
erweiterten Katastrophenschutz be­
trägt dabei rd. 20 % . Das Gerät ist 
stark veraltet. Das liegt daran, daß 
der Bund seit Jahren die erforderli­
chen Haushaltsmittel für die Belange 
des erweiterten Katastrophenschutzes 
nicht in ausreichender Höhe zur Ver­
fügung stellen konnte. 

Im letzten Jahr wurden seitens des 
Bundes pro Kopf der Bevölkerung 
für die gesamte zivile Verteidigung 
9,20 DM jährlich, und davon nur etwa 
2,70 DM für die Aufgaben des erwei­
terten Katastrophenschutzes ausgege­
ben , während die Aufwendungen der 
Gemeinden und des Landes NRW für 
die sachverwandten friedensmäßigen 
Au fgaben auf dem Gebiet des Feuer­
schutzes, des Rettungsdienstes und 
des Katastrophenschutzes 
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betragen haben. Die Flächenländer 
und ihre Gemeinden gaben nach einer 
Berechnung des Bundesamtes für 
Zivilschutz-Arbeitsgruppe Ökonomie 
- vom 10. 11 . 1977 -1974 23,70 DM 
aus. 
Inzwischen ist der Bund von den Län­
dern aufgefordert worden , höhere 
finanzielle Aufwendungen tür den 
erweiterten Katastrophenschutz bereit­
zustellen, weil die durch einen V-Fall 
entstehenden Schäden ungleich grö­
ßer sein würden als die durch Brände , 
Unglücksfälle und Katastrophen im 
Frieden entstehenden Schäden , für 
die die Gemeinden und das Land die 
Verantwortung tragen. Hierbei halte 
ich allerdings einen Bezugsprozent­
satz zu den militärischen Aufwendun­
gen für wenig hilfreich. Die NATO­
Forderung von 1: 20 im Verhältnis 
von ziviler Verteidigung zur militäri­
schen Verteidigung ist bekannt. Das 
Verhältnis beträgt zur Zeit 1: 60. Der 
zivile Bereich hat zwar auch im Laufe 
der Zeit Kostensteigerungen erfahren , 
sie halten sich aber im handel sübli­
chen Rahmen . Sie enthalten keine 
Kostenexplosionen wie der militäri­
sche Bereich durch immer komplizier­
ter werdende Waffensysteme mit ihren 
elektronischen Steuerungsmechanis­
men. Man sollte von einem solchen 
Vergleich abgehen und vielmehr einen 
Aufstockungsprozentsatz festlegen 
zu dem Material , das die Bundesländer 
im Rahmen ihrer friedensmäßigen 
Verantwortung zur Gefahrenabwehr 
entsprechend ihrer Selbsteinschätzung 
des Gefahrenpotentials vorhalten , 
und dieser Aufstockungssatz müßte 
sich zusammensetzen aus vom Bund 
zur Verfügung gestellten Fahrzeugen 
und Gerät und einem Prozentsatz 
für Material , das in einem V-Fall auch 

realistisch kurzfristig beordert werden 
könnte. Gemeinsam mit den Ländern 
hat die Bundesregierung erste Überle­
gungen für eine Neukonzeption des 
erweiterten Katastrophenschutzes 
angestellt. 
Die Verwirklichung dieser Überlegun­
gen und eine weitere Verbesserung 
des erweiterten Katastrophenschutzes, 
insbesondere durch Ersatz und Be­
schaffung von Ausstattungsgegen­
ständen , Gerät und Fahrzeugen , erfor­
dern jedoch finanzielle Aufwendungen , 
die nur in einem sich über mehrere 
Jahre erstreckenden Programm vom 
Bund aufgebracht werden können. 
Jedoch sind mit 2,70 DM jährlich pro 
Einwohner für den erweiterten Kata­
strophenschutz auch bei größtem 
Einfallsreichtum nennenswerte Ver­
besserungen der zivilen Verteidigung 
nicht zu erreichen. Die Leistungen 
des Bundes müßten schon die Hälfte 
der von den Ländern und Gemeinden 
im Durchschnitt für ihre friedensmä­
ßige Verantwortung erbrachten Lei­
stungen betragen , um eine überzeu­
gende Lösung verwirklichen zu 
können . 
Auch bietet sich an , das Erste Gesetz 
über Maßnahmen zum Schutz der 
Zivilbevökerung vom 9. 10. 1957, das 
Gesetz über bauliche Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung vom 
9. 9. 1965 und das Gesetz über die 
Erweiterung des Katastrophenschutzes 
vom 9. 7. 1968 zu einem übersichtli­
chen Zivilschutzgesetz zusammenzu­
fassen und das Gesetz über das Zivil­
sChutzkorps vom 12.8. 1965 aufzuhe­
ben, zumal die Feuerwehrverbände , 
das Technische Hilfswerk und die 
privaten Hilfsorganisationen genügend 
Helfer geworben haben. 

(Schluß folgt) 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Der Bundesvorstand des Arbeiter-Samariter-Bundes Deutschland e. V. sucht 
für seine Bundesgeschäftsstelle in Köln 

einen Refe renten (Sachbearbeiter) 

für das Aufgabengebiet der Technischen Leitung . 

Dazu gehört insbesondere die Bearbeitung der Fachbereiche 
- Ausbildung 
- Rettungsdienst 
- Katastrophenschutz. 

Erforderlich ist eine entsprechende Verwaltungsausbildung . Vorteilhaft wäre 
eine ausreichende Kenntnis über den ASS und der Tätigkeit seiner Orts- und 
Landesverbände. 
Die Vergütung erfolgt entsprechend BAT. Eine Wohnung kann gestellt wer­
den. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind zu richten an ASB-Bundes­
geschäftsstelle , Postfach 420349, 5000 KÖln 41 . 
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Sprechfunkausbildung im Sprachlabor 

Ein Modellversuch der Feuerwehr Hamm 

Mit Interesse hat der Verfasser die 
Bemühungen der Katastrophenschutz­
schule Bayern bezüglich der Verbesse­
rung der Sprechfunkausbildung zur 
Kenntnis genommen (ZS-MAGAZIN 
1/78). Die Erfahrungen beim Einsatz 
von Sprech funkgeräten sind offenbar 
vielerorts die gleichen. Es gibt Pro­
bleme in der sicheren Bedienung der 
Funkgeräle und vor allem in der Be­
herrschung der Funkbetriebssprache. 
Bislang wurden vorwiegend im funk­
technischen Bereich Lösungsvor­
schläge zur Beseitigung der Schwie­
rigkeiten im Sprechfunkverkehr ge­
macht. Die im ZS-MAGAZIN vorge­
stellte Funkübungsanlage bietet zwei­
felsohne die Möglichkeit, die Ausbil­
dung in der Funkbetriebssprache zu 
intensivieren. 

Modell der Feuerwehr Hamm 

Und dennoch werden wichtige 
Aspekte dieser Ausbildung wie bisher 
wiederum außer acht gelassen oder 
bleiben zumindest unerwähnt. Ich 
werde hierauf an späterer Stelle noch 
näher eingehen. Deshalb soll hier 
ergänzend von einem Modellversuch 
berichtet werden , der bereits 1974 
auf Eigeninitiative der Feuerwehr 
Hamm gestartet wurde, inzwischen 
das Versuchsstadium längst überwun­
den hat und zu einem integrierten 
Bestandteil der Ausbildung von Feu­
erwehrmännern Fm (SB) - Sammelbe­
griff) - verschiedenster Spezialeinhei­
ten geworden ist. Es handelt sich um 
die Sprechfunkausbildung im Sprach­
labor. 

Grundüberlegungen 

Der In itiator dieses Modells ging ur­
sprünglich von drei Grundüberlegun­
gen aus: 

1. Welche Kausalzusammenhänge 
lassen sich aus einer vergleichenden 
Analyse der Ausbildung im Sprechfunk 
und der teils unzureichenden Durch­
führung des Sprechfunkverkehrs wäh­
rend des realen Einsatzes erkennen? 

2. Welche Unterrichtsmedien und Me­
thoden sind geeignet, um jene aus 
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der Analyse abgeleiteten Defizite in 
der Ausbildung zu beseitigen? 

3. Wie läßt sich die Beseitigung der 
Defizite mit mögli chst geringer Bela­
stung des öffenllichen Haushalles 
erreichen? 

Die Antworten auf diese Fragen wie­
sen eindeutig den Weg ins Sprachla­
bor in Verbindung mit anderen Medien 
wie Tageslichlschreiber, Dias eie . 
Warum? 

Oben: Die Sprechfunkausbildung dient 
neben der sicheren Bedienung der Funk­
geräte vor allem der Beherrschung der 
Funkbetriebssprache. Im nebenstehenden 
Beitrag wird über einen Modellversuch der 
Feuerwehr Hamm berichtet, die sich 
hierzu die Vorteile eines Sprachlabors 
zunutze macht. 

Links: Die in Hamm gewählte Form eines 
lehrprogram ms zur ElnUbung der Funkbe­
triebssprache entspricht Im Prinzip der 
Form Je ner Programme, mit deren Hilfe 
Fremdsprachen gele hrt und gelernt wer­
den können. Unser Bild zeigt den Autor 
unseres Artikels am Regiepult. 

Die Hauptursachen 
der Probleme 

1. Analyse der Zusammenhänge zwi­
schen Ausbildung und praktischer 
Anwendung im Ernstfall ergab im we­
sentlichen : 

Es fehll den Fm (SB) und anderen 
Helfern im Katastrophenschutz an 
Sicherheit in der Anwendung der 
Funkbetriebssprache, weil in der her-



kömmlichen Ausbildung die psycholo­
gischen Barrieren, die bei einer Viel­
zahl von Helfern wirksam werden, 
sobald sie sich in einer größeren 
Gruppe öffentlich produzieren müs­
sen , nicht abgebaut werden konnten. 

Die Nichteinhaltung der Funkdisziplin 
kann in diesem Zusammenhang als 
ein Ausweichen in den Bereich be­
kannter und verfügbarer Sprechsitua-

• ,- ... . 

Die lern psychologischen 
Vorteile des Sprachlabors 

2. Das Sprachlabor bietet nun die 
Chance, die Sprechfunkausbildung 
in der soeben beschriebenen Weise 
zu betreiben : 

2.1 Es gestattet dem Auszubildenden, 
völlig selbständig , abgeschirmt von 

unerwähnt bleiben, daß man in einem 
Sprachlabor selbstverständlich auch 
die verschiedenen Verkehrsarten simu­
lieren kann oder zusätzlich alle ande­
ren Medien heranziehen kann . 

Fast jede mittelgroße Stadt besitzt 
heute in einer weiterführenden Schule 
ein Sprachlabor. Sprachlabore sind 
insbesondere nachmittags und abends 
weitestgehend unbenutzte Einrichtun-

Das Sprachlabor gestattet dem Auszubildenden, abgeschi rmt 
von den übri gen Teilnehmern, zu arbeiten, Fehler zu machen 
und Fortschritte zu e rkennen. Lediglich der Kont rolle des Ausbil­
ders kann e r sich nicht ganz entzie hen. 

Zu den Vorteile n der Ausbildung mit Hilfe des Sprachlabors ge­
hört auch, daß de r Auszubil dende sein Arbeitstempo individuell 
gestalte n kan n; d. h. er kann bereits vorhandene und sicher 
anwe ndbare Kenntnisse und Fähigkeiten sowie augenblickliche 
l ern tortschritte mit einbeziehen. 

tionen gedeutet werden , mit denen 
man nachweisen kann , daß man nicht 
so "dumm" ist, wie es offenbar nach 
außen hin aussieht. Man kann sich 
damit bestätigen. Wir haben es bei 
den Auszubildenden überwiegend 
mit Erwachsenen zu tun, die viel stär­
ker als Jugendliche und Kinder unter 
solchen psychologischen Barrieren 
- oft auch sehr lapidar Komplexe ge­
nannt - leiden . Außerdem ist die Vor­
bildung der einzelnen Personen sehr 
unterschiedlich. Darum müssen Er­
kenntnissen der Lernpsychologie ver­
stärkt in der Ausbildung Berücksichti­
gung finden . 

In unserem Falle heißt das konkret : 
Die Auszubildenden müssen in die 
Lage versetzt werden , die Funkbe­
triebssprache zu erlernen , ohne ihre 
eigene Leistung von Anfang an stän­
dig mit der Leistung der anderen 
Gruppenmitglieder vergleichen zu 
müssen. Mit anderen Worten : 

Die Summe der Frustrationen der ein­
zelnen Teilnehmer muß so niedrig 
wie möglich gehalten werden ; denn 
Fehlleistungen sind nicht von vornher­
ein auszuschließen, aber diese Fehllei­
stu ngen dürfen nicht sofort von allen 
Gruppenmitgliedern bemerkt werden. 

den übrigen Teilnehmern , zu arbeiten , 
Fehler zu machen und Fortschritte 
zu erkennen. Lediglich der Kontrolle 
des Ausbi lders kann er sich nicht ganz 
entziehen . 

2.2 Es gestattet dem Auszubildenden, 
sein Arbeitstempo individuell zu ge­
stalten : d. h. bereits vorhandene und 
sicher anwendbare Kenntnisse und 
Fähigkeiten sowie augenblickliche 
Lernfortschritte mit einzubeziehen . 

2.3 Da die Ausbildung mit Hilfe von 
Lehrprogrammen durchgeführt wird , 
die dem Grundaufbau von Sprach lehr­
programmen entsprechen , kann der 
Auszubildende solange abgeschirmt 
in der Funkbetriebssprache gedri llt 
werden , bis er ihre sichere Anwen­
dung beherrscht und sich damit nun 
in die Öffentlichkeit wagen kann. Erst 
nach Erreichen dieser Lernstufe soll­
ten die Teilnehmer in einem größeren 
Funkverkehrskreis zueinander in Be­
ziehung treten. Dann können sie in 
der Tat aus Fehlern anderer lernen, 
weil sie Fehler inzwischen richtig ein­
zuschätzen gelernt haben. 

2.4 Neben diesen m. E. gravierenden 
Vorteilen eines Sprachlabors für die 
individuelle Ausbildung darf nicht 

gen, gegen deren sachgerechte Be­
nutzung durch Organe der BOS sich 
wahrscheinlich kaum eine Kommune 
als Träger solcher Einrichtungen wi­
dersetzen wird , wenn dadurch bereits 
erbrachte, hohe Invenstitionskosten 
effektiver genutzt und weitere Kosten 
vermieden werden können . 

Das Programm entscheidet 
über den Erfolg 

Der interessierte Leser wird sich in­
zwischen die Frage gestellt haben, 
wie ein solches Lehrprogramm aufge­
baut ist, nach dem bei der Feuerwehr 
Hamm bisher gearbeitet wurde. 

Denn eines steht fest , ob Funk­
übungsanlage oder Sprachlabor, die 
Programme, mit denen gearbeitet 
wird , sind mitentscheidend für den 
Erfolg. 

Wie bereits angedeutet, entspricht 
die in Hamm gewählte Form eines 
Lehrprogramms zur Einübung der 
Funkbetriebssprache im Prinzip der 
Form jener Program me, mit deren 
Hilfe Fremdsprachen gelehrt und ge­
lernt werden können . Hier konnte 
man von dieser prinzipiellen , formalen 
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Gleichheit deswegen ausgehen , weil 
Funkbetriebssprache und Fremdspra­
chen darin übereinstimmen, Sprachen 
zu sein . 

Wesentliche Kennzeichen der 
Funkbetriebssprache 

Nun wissen wir aber, daß jede Sprache 
in einzelne Sprachmuster zerlegt wer­
den kann . Wer sich bereits mit Funk­
betriebssprache beschäftigt hat , weiß 
außerdem, daß man sich im Sprech­
funk eben fa lls einer ganzen Reihe 
von Formeln - sprich Sprachmuster 
- bedient, die immer wieder benutzt 
werden . Ein paar Beispiele: der Ein­
zelanruf - die Anrufantwort - Fragen 
nach dem Standort oder nach der 
Zahl der Fm (SB) am Einsatzort - die 
Aufforderung , ein bestimmtes Wort 
zu buchstabieren etc. 

All diese Formeln ermöglichen eine 
zügige und dennoch eindeutige Ab­
wicklung des Sprechfunkverkehrs, 
sofern der Funker sie ohne langes 
Nachdenken anwenden kann . 

Betrachten wir z. B. den Einzelanruf 
" Florian X-Stadt von Florian V-Stadt 
kommen". Wie alle anderen EinzeIan­
ru fe ist auch dieser zusammengesetzt 
aus: 

1. dem Rufn amen der Gegenstelle, 
2. dem Wort .. von ", 
3. dem eigenen Rufnamen, 
4. der Aufforderung " kommen ". 

(KatS-Dv 810 Sprechfunkdienst, Hrsg. 
Bundesamt f. Zivilschutz, 1977, S. 
21 ). 

Gehen wir davon aus, daß sich der 
Rufname der eigenen Funkstelle nur 
selten verändert, so enthält der Einzel-
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Je nach gewählter 
lernmethode kann 
der Ausbilder wäh­
rend des Unterrichts 
mehr oder weniger 
oft korrigierend 
und helfe nd eingrei­
fen, was den Lern­
fortschritten der 
Auszubildenden 
zugute kommt. Im 
Gegensatz zur her­
kömmlichen Ausbil­
dung können psy­
chologische Bar­
rieren leichter ab­
gebaut werden. 

anruf praktisch drei Konstanten (von 
- eigener Rufname - kommen). Selbst 
wenn sich für den Funker durch 
wechselnden Einsatz der eigene Ruf­
name ändert, verliert der Einzelanruf 
seinen Formelcharakter nicht, denn 
die Positionen der Namen und ande­
ren Bestandteile sind festgeleg t. Dar­
aus ergibt sich die Möglichkeit, den 
Einzelanruf im Sprachlabor einzuüben. 

Methodisches Vorgehen im 
Sprachlabor 

Wir gehen dabei wie folgt vor: 

1. Der Auszubildende wird in einer 
allgemeinen Arbeitsanweisung mit 
der zu übenden Struktur vertraut ge­
macht ; etwa so: "Wir üben den Ein­
zelanruf, Ihr eigener Rufname ist Flo­
rian V-Stadt . Wenn Sie Florian X-Stadt 
rufen wollen , müssen Sie formulieren : 
" Florian X-Stadt von Florian V-Stadt 
kommen ". 

2. Nachdem die "Struktur an sich " 
bekannt gegeben worden ist, folgen 
in einer Obungskeue weitere Auffor­
derungen, bestimmte Funkstellen zu 
rufen ; etwa so: Rufen Sie Florian 
Hamm - oder: Rufen Sie Rotkreuz 
Arnsberg - etc. 

3. Nach jeder Aufforderung folgt eine 
Pause, in der der Auszubildende den 
Einzelanruf, der zu der Aufforderung 
gehört , formulieren muß. 

4. Zur Kontrolle für den Auszubilden­
den nennt dann der Ausbilder in ei­
nem weiteren Schritt die richtige For­
mulierung des Einzelanrufs. 

Der Fachmann bezeichnet diese 
Übungsform schlicht als 3-Phasen­
Drill (nämlich 2. bis 4.) Bei schwierige-

ren Sprach strukturen kan n er leicht 
zum 4-Phasen-Drill erweitert werden , 
indem der Auszubildende nach der 
Kontroll-Nennung durch den Ausbilder 
ein zweites Mal Gelegenheit bekommt, 
den Anruf (vie lleicht erst jetzt richtig) 
zu formulieren . 

Der ganze Übungsvorgang noch ein­
mal in Kürze dargestellt sieht also 
so aus: 

1. Ph ase (Aufforderung) 
Ausbilder: Rufen Sie Florian Hamm 

2, Phase 
Auszubildender: Florian Hamm von 
Florian V-Stadt kommen 

3. Phase (Kontrolle für Auszubilden­
den) 
Ausbilder : Florian Hamm von Florian 
V-Stadt kommen 

falls erforderlich 

4. Phase 
Auszubildender : wie oben. 

Eine Übungskette sollte wenigstens 
10 Aufforderungen mit den en tspre­
chenden Drill-Phasen umfassen; und 
eine solche Übungskette mit vorange­
gangener Einweisung in die spezifi­
sche Sprechsituation ist dann ein klei­
ner, in sich abgeschlossener Teil eines 
Funklehrprogramms. Diesem Teil kön­
nen weitere Teile, die sich mit anderen 
Strukturen befassen , ähnlich einem 
Baukastensystem angeschlossen wer­
den. So entsteht schließlich das ge­
samte Programm. 

Der technische Ablauf 
im Unterricht 

In Bezug auf die technische Abwick­
lung der Ausbildung im Sprachlabor 
stehen uns grundsätzlich zwei Mög­
lichkeiten zur Verfügung: 

1. Der Ausbilder spricht die Aufforde­
rungen und Kontrollen über Mikro. 

2. Das Programm wird vor der Übung 
auf Tonband aufgezeichnet, mit den 
entsprechenden Lücken für die 2. 
und ggf. auch die 4. Phase des Drills. 

Der 2. Weg ist bzgl. der Unterrichts­
vorberei tung erheblich zeitintensiver 
als der 1. Weg. Man kann davon aus­
gehen, daß 1 Min. Sprachlaborarbeit 
etwa 20 bis 30 Min. Vorbereitungszeit 
er fordert. Da eine Tb-Aufzeichnung 
jedoch beliebig oft eingesetzt werden 
kann , relativiert sich der Zeitaufwand 
mit jedem Mal. Ferner steht dem Aus­
bilder während des Unterrichtes mehr 
Zeit für gezielte Einzelkontrollen zur 
Verfügung . Er kann also viel häufiger 
korrigierend und helfend eingrei fen , 
und das kommt den Lernfortschritten 
der Auszubildenden zugu te. 



Die 4-Kammer-Schiene 
Aufblasbare Schienen mit mehreren Kammern haben sich in der Unfallrettung, 

im Klinikbetrieb usw. weitgehend durchgesetzt 

Die aufblasbare Schiene (pneumati­
sche Schiene) geht auf eine Erfindung 
zurück, die der deutsche Landarzt 
Dr. med. W. Pahde nach langer Ent­
wicklung im Jahre 1951 zum Patent 
angemeldet hat. Damit kam eine neue 
Schienen art auf den Markt. Eine 
Schiene, die es vorher auf der Welt 
nicht gab . Ein Zeichen der Wirksam­
keit und Vollkommenheit dieser neuen 
Idee, die Aufteilung in Kissen , heute 
meist "Kammerung " genannt, wurde 
damals schon von Dr. Pahde ange­
wendet. Ebenso die Verwendung von 
gummiertem Stoff ist schon 1951 in 
der Patentschri ft von Dr. Pahde er­
wähnt. 

Auch das Problem der Wundkontrolle 
und -Versorgung ist bei der ersten 
Pahde-Sch iene hervorragend gelöst 
worden, da zwischen den einzelnen 
Kissen (Kammern) Öffnungen gelassen 
wurden. Diese Öffnungen dienten 
gleichzeitig zur Verminderung der 
Tran spi ration und der Ableitung des 
Wundsekrets. 

Alle Erfahrungen von Dr. med. 
W. Pahde, dazu die technischen 
Kenntnisse der Hersteller, sind bei 
der 4-Kammer-Schiene zusammen ge­
faßt. Mancher Hinweis von Unfallärz­
ten und Rettungssanitätern , die im 
praktischen Einsatz sind, wurde in 
die Praxis umgesetzt. 

So steht die allererste Erfindung der 
aufblasbaren 4-Kammer-Schiene ver­
bessert dem Rettungswesen und der 
Ersten Hilfe zur Verfügung. 

Die 4-Kammer-Schiene ist eine auf­
blasbare (pneumatische) Schiene, 
die aus zwei verschiedenen Materialar­
ten hergestellt wird. 

Modell I: aus einer matt-durchsichti­
gen, doppelwandigen PVC-Folie, tem­
peratu rbeständig , lagerungsbeständ ig . 

Modell 11: aus Nylon-Gewebe, spe­
zial-beschichtet, lagerungsbeständig . 

Das Material der Schiene I aus PVC 
ist temperaturbeständig von - 25° C 
bis + 80° C. Die Schiene bleibt also 
bei Kälte geschmeidig. Bei Schiene 11 
ist die Temperaturbeständigkeit noch 
höher, etwa von - 35° C bis + 90° C. 
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Ein kompletter Satz Kammerschienen besteht aus Bein- und Armschiene sowie aus 
dem Kissen. Das Kissen dient als Tasche zum Tragen und Aufbewahren der Schiene 
und enthält sowohl das Reparaturzeug als auch einen Farbstift. 

Die erste Ausführung ist als Einmalge­
rät gedacht und soll Haushalten, 
Schulen , Sportplatzsanitätswachen, 
DLRG-Stationen, Werks-Sanitätssta­
tionen , Berge- und Rettungsfahrzeu­
gen usw. zur Verfügung stehen . 

Die zweite Ausführung hält stärkerer 
Beanspruchungen stand und ist als 
fester Bestandteil der Rettungshub­
schrauber, Notarztwagen, Rettungs­
wagen und Krankentransportwagen 
im professionellen Rettungsdienst 
eingesetzt. 

Beide Schienen, Modell I und Modell 11 , 
wurden geschaffen : 

1. Für Beinbrüche eine langgestreckte, 
bi s zum Oberschenkel reichende 
Schiene zu r RUhigstellung des Beines. 

2. Für Armbrüche zur Ruhigstellung 
des gebrochenen Armes in physiologi­
scher Stellung (d . h. im Ellbogenge­
lenk rechtwinklig abgebogen). 

Beide Schienen sind in einer Trageta­
sche verpackt. Sie ist zugleich als 
aufblasbares Kissen gefertigt, und 
kann zur Kopf-Seiten-Lagerung , zur 
Beugeste llung des Kniegelenkes und 
zur Kopf-Überstreckung bei der 
Mund-zu-Mund-Beatmung benutzt 
werden. 

Schienung in wenigen 
Augenblicken 

Die vorher geöffnete Schiene wi rd 
unter das verletzte Bein gelegt oder 
geschoben, dann der Reißverschluß 
geschlossen und danach au fgeblasen. 
An den Schienen ist ein Drehventil 
angebracht. Es wird durch einfache 
Drehung geöffnet, und, nachdem fertig 
aufgeblasen , einfach durch ein ige 
Umdrehungen wieder geschlossen. 
An jedem Ventil ist ein etwa 50 cm 
langer Kunststoffschlauch. Dadurch 
braucht der Arzt oder Helfer beim 
Aufblasen der Schiene nicht so nahe 
mit seinem Mund an das Ventil heran­
zugehen . Bei der Beinschiene ist das 
Füllen der Schiene ohne tiefes Bücken 
mög l ich . 

Ruhigstellung äußerst scho­
nend und schmerzlindernd 

In der 4-Kammer-Schiene ruht das 
verletzte Glied innerhalb eines Luft­
polsters, das jede Erschütterung beim 
Transport, wie auch beim Umlagern, 
auffängt. Man kann daher diese Art 
der Schienung als die denkbar scho­
nendste und sc hmerzloseste bezeich­
nen. Es gibt zur Zeit kein besseres 
Schienen material als solche stabilisie­
renden Luftpolster. 
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Auch gegen weitere Schäden an Gefä­
ßen und Nerven durch Bruchstückver­
schiebung ist der Patient durch die 
4-Kammer-Schiene weitgehend ge­
sichert. 

Bei komplizierten Brüchen oder offe­
nen Wunden wird eine sterile Mull­
kompresse ohne Verband durch das 
Schienenpolster festgehalten. 

Röntgendiagnostik mit ange­
legter 4-Kammer-Schiene 

Das plastische Material und der Reiß­
verschluß sind strahlendurchlässig . 
Ebenso auch das gummierte Nylon­
Gewebe und dessen Reißverschluß. 

Die Schiene braucht also zur Rönt­
genuntersuchung nicht abgenommen 
zu werden und kann bis zur endgülti­
gen Versorgung gebrochener Gl ied­
maßen angelegt bleiben . 

Die Zähne des Reißverschlusses sind 
extrem groß und kräftig sowie korro­
sionsbeständig , stören das Röntgen­
bild nicht, entgegen den Metall-Reiß­
verschlüssen. Der Reißverschluß ist, 
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ebenso wie die Schiene, unempfind­
lich gegen Witterungseinflüsse. Auch 
Schmutz, Sand, Schnee oder Eis kön­
nen das Zuziehen des Reißverschlus­
ses nicht behindern . Dafür sorgen 
die extrem großen , breiten Zähne. 
Ein großer Greifring am Reißverschluß 
erleichtert die Bedienung auch mit 
kalten oder behandschuhten Händen. 

Die Beinschiene hat eine offene Ferse , 
eine offene Fußsp itze und eine Weite, 
die es erlaubt, die Schuhe anzulassen. 
Sie ist so weit gehalten, daß das ver­
letzte Bein auch mit Hose geschient 
werden kann . Beides ist besonders 
wichtig bei Berg- und Ski-Unfällen. 

Die eingeblasene Luft des Helfers. 
die ja warm ist, wirkt bei Winterunfäl­
len , besonders bei Ski-Unfällen, als 
Kälteschutz. Die Haut ist isoliert und 
etwa 100 C wärmer als die unge­
schützte Haut. 

Die Reinigung der Schiene ist einfach: 
abwaschen mit lauwarmem Seifenwas­
ser genügt, auch bei angetrocknetem 
Blut. Desinfektionsmittel verträgt die 
Schiene bei richtiger Anwendung 
ebenfalls. Schiene I sowie Schiene 11 
können im Gassterilisator sterilisiert 

Das Mate rial und 
der Reißverschluß 
der Schienen sind 
slra hle ndurchlä ssig. 
Sie brauchen daher 
bel Röntgenuntersu­
chungen nlchl abge­
nomm en zu werden. 

In der 4-Kamm er­
Schiene ruht das 
verletzte Glied in­
nerhalb eines Luft­
pOlsters, das jede 
Erschütterung beim 
Transport wie beim 
Umgang mit den 
Patienten weitge­
hend in sich auf­
fängt. 

werden , jedoch nicht im Heißluft- oder 
Dampf-Sterilisator. 

Die Schiene hat ein leichtes Gewicht 
und braucht wenig Platz. Sie kann 
zusammengefaltet oder gerollt mitge­
führt werden in jedem Rettungswagen, 
jedem Unfallgepäck und jeder Sani­
tätsstation u. a. m. 

Die Schienung mittels dieser 4-Kam­
mer-Schiene nimmt keine chirurgische 
Behandlung vorweg, auch keine Ex­
tension . 

Jeder Schiene ist ein Farbstift beige­
fügt zur Beschriftung : z. B. " Eigentum 
von Dr. med. XY in Z-Stadt. " Damit 
kann der Verletzte mit der Schiene 
dem Krankenhaus übergeben werden, 
ohne daß der Arzt, der Besitzer der 
Schiene, in dem Rettungswagen mit­
fährt und im Krankenhaus warten muß, 
bis er seine Schiene zurückerhält. 
Dasselbe gilt natürlich auch für Schie­
nen, die zu dem Rettungswagen gehö­
ren . 

Es ist zu empfehlen, daß sowohl der 
Arzt als auch der Rettungswagen min­
destens zwei, wenn nicht noch mehr 
Schienen sätze vorrätig hat, damit bis 
zum Zurückkommen der Schiene aus 
dem Krankenhaus Ersatzschienen 
vorhanden sind . 

Jeder der Schienen ist Reparaturzeug 
beigefügt, so daß kleine Löcher, die 
durch Unachtsamkeit entstehen kön­
nen, sofort geflickt werden können. 

Gegen das Verkleben der Reißver­
schlüsse nach dem Reinigen hat sich 
das hauchdünne Ansprühen mit 
Molybdänöl bewährt. 

Die Bein- und Arm-Schienen können 
auch bei Kindern verwendet werden . 

Hierbei wird vor dem Aufblasen die 
Schiene durch Umstülpen nach innen 
auf die benötigte Arm- bzw. Beinlänge 
gekürzt. 

Die 4-Kammer-Schiene besitzt vier 
längsverlau fende Luftkammern und 
garantiert so eine gute Fixation der 
Fraktur. Ein zu starker Luftdruck, der 
die Durchblutung der verletzten Ex­
tremität beeinträchtigen könnte, ist 
nicht zu befürchten, da die menschli­
che Lunge nur einen Druck von 60 cm 
Wassersäule aufbringen kann, der 
zu einer Durchblu tungsminderung 
nicht ausreicht. Man vermeide das 
Aufblasen mit einer Pumpe! 

Der Reißverschluß am Bein wird von 
unten nach oben gezogen , dem ko­
nisch zulaufenden Bein entsprechend, 
ebenso wird am Arm verfahren. Die 
Reißverschlüsse sind so beschaffen , 
daß sie sich bei der Anlegung voll­
kommen trennen und sich leicht wie­
der zusammenziehen lassen. 



SOHLeSWIGrvHOLSTeln • 
.lahresbilanz der Fahrbaren 
Zivilschutzausstellung 

Die Tafelausstellung "Der Mensch 
im Mittelpunkt ", Aufklärungsveran­
staltungen sowie Großausstellungen 
markieren die drei großen Bereiche, 
in denen die Mitarbeiter der Fahrba­
ren Zivilschutzausstellung (FZA) in 
Schieswig-Hoistein im vergangenen 
Jahr tätig wurden. 

In 537 Aufklärungsveranstaltungen 
wurden 15248 Teilnehmer, Be­
dienstete von Polizei , Bundeswehr, 
der Verwaltungseinrichtungen von 
Bund , Land, Gemeinden sowie von 
Banken, Sparkassen und Versiche­
rungsunternehmen - und nicht zu­
letzt Schüler der berufsbildenden 
Schulen , der Realschulen und Gym­
nasien - über Aufgaben und Ziele 
des Selbstschutzes unterrichtet. 

"Der Mensch im Mittelpunkt" war 
das Motto der BVS-Tafelausstellung , 
die an 28 Orten in Schleswig-Holstein 
von mehr als 50000 Besuchern gese­
hen wurde. 

Diese Besucherzahl konnte dadurch 
erreicht werden, daß die Ausstellung 
meist in öffentlichen Gebäuden pla­
ziert war. Rathäuser, Kreisverwaltun­
gen, Museen, Schalterhallen von 
Banken, Sparkassen und Postämtern , 
Kantinen von Großbetrieben und 
Behörden erwiesen sich als attraktive 

Standorte. Anläßlich der Eröffnung 
an den Ausstellungsorten wurden 
Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens und Vertreter der Presse ein­
geladen. 

Ausschnitt aus der Tafelausstellung 
des Bundesverbandes für den Selbst­
schutz In der Schalterhalle einer Spar­
kasse. 

Die größte Anzahl an Besuchern und 
Interessenten konnte die FZA bei 
den drei schleswig-holsteinischen 
Großausstellungen verzeichnen , die 
in Lübeck (INTERNORD) , Rendsburg 
(NORLA) und Kiel (PRODUCTA) mehr 
als 103300 Personen anlockten . 1978 
soll die Ausstellungsleistung der FZA 
gehalten und vor allem die Vortrags­
tätigkeit noch weiter ausgebaut wer­
den . 

Zwischen Nord- und Ost see 

Ratzeburg/Lübeck. Neuer BVS­
Dienststellenleiter in Aatzeburg wurde 
Horst Grabner. Er löste Herbert Zim­
mermann ab, der als Dienststellenlei­
ter nach Lübeck wechselte . Horst 
Grabner, 47 Jahre alt , war zuvor be­
reits zehn Jahre lang als BVS-Fach­
lehrer an der schleswig-holsteini­
sehen BVS-Landesschule in Asche­
berg bei Plön und zuletzt drei Jahre 
als BVS-Dienststellenleiter in Würz­
burg tätig. Die Ratzeburger BVS­
Dienststelle ist für die Stadt, den 
Kreis Herzogtum Lauenburg und 
den Kreis Stormarn zuständig . 

Neumünster. Im Alter von 68 Jahren 
verstarb am 9. Januar der ehemalige 
Berater in Fragen des Selbstschutzes 
der Stadt Neumünster, Willi Brandt. 
1972 mit dem Ehrenzeichen des BVS 
ausgezeichnet, war Brandt seit 1958 
für den BLSV IBVS tätig. Der pensio­
nierte Polizeibeamte arbeitete im 
Sachgebiet IV (Kassenwesen) und 
als Ausbildungshelfer. Anläßlich der 
Auszeichnung mit dem BVS-Ehren­
zeichen hatte der damalige Dienst­
stellenleiter Harald Mick, Willi Brandt 
als Vorbild für jung und alt bezeich­
net, dessen Hilfsbereitschaft und 
Einsatzfreude beispielhaft gewesen 
sei. 

Bremen • 
Engagement für Selbstschutz 

Für eine verstärkte freiwillige Mitar­
beit möglichst vieler Bürger im Bun­
desverband für den Selbstschutz 
sprachen sich Vertreterinnen politi­
scher Parteien , der Frauenorganisa­
tionen und des Deutschen Rotes 
Kreuzes aus der Seestadt Bremerha­
ven nach einem Wochenend seminar 
"Zivilschutz" im Marschenhof Bre­
men aus. In dem Seminar, unter Lei­
tung von Frau Maria-Elisabeth 
Tjaden, Fachgebietsleiterin Frauenar­
beit der Landesstelle Bremen, erhiel­
ten die Gäste Informationen über 
Zivil- und Katastrophenschutz sowie 
über Aufgaben und Maßnahmen des 
Selbstschutzes. 

Zudem gaben Referenten Informatio-

nen über die ärztliche Versorgung 
im Katastrophenfall , über den Zivil­
schutz aus politischer Sicht und den 
öffentlichen und privaten Schutz­
raumbau . 

Kurz notiert 

Für Mitarbeiter der Bremer Baube­
hörden führte die BVS-Landesstelle 
eine Informationstagung durch . Ne­
ben Zivilschutz- und Selbstschutz­
Themen standen der öffentliche und 
private Schutzraumbau im Mittel­
punkt der Veranstaltung. Karl Golde, 
BVS-Redner, informierte über Bau­
maßnahmen der öffentlichen Hand, 
über privaten Schutzraumbau sowie 
über Förderung und Finanzierung 
von Hausschutzräumen. 

In Absprache mit dem Warnamt 11 , 
Bassum, führte die BVS-Dienststelle 
Bremen zwei Fachliche Unterrichtun­
gen für WO-Helfer der Leitmeßstelle 
21 (Bremen) durch. 

38 Absolventen eines Kommissarlehr­
ganges der Landespolizeischule Bre­
men nahmen an zwei Informations­
veranstaltungen und Besichtigungen 
des Warnamtes 11 teil. 

Die Tafelausstellung " Der Mensch 
im Mittelpunkt" wird in Bremen bis 
Ende April in fünf Zweigstellen der 
"Sparkasse in Bremen" gezeigt. 
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nl8d8rSOOHS8n 0 
Ausstellung in Niedersachsen 

Die erste von 65 geplanten Ausstel­
lungen im BVS-Landesstellenbereich 
Niedersachsen führte die Dienststelle 
Hannover in Wennigsen durch. Trotz 
der Vielzahl der zurückliegenden 
Ausstellungen - 1977 waren es 94 
mit 246 756 Besuchern - ist doch 
jede Veranstaltung neu zu planen . 
Mit besonderer Spannung wird der 
Eröffnung entgegengesehen, denn 
hierzu sind meist durch den zustän­
digen HauptverwaltungSbeamten 
oder die BVS-Dienststelle Persönlich­
keiten des öffentlichen Lebens einge­
laden; die Presse berichtet über das 
Ereignis. Die Einladung zur Eröff­
nung, die Ansprache des Hauptver­
waltungsbeamten sowie die Presse­
berichterstattung sind der gute Auf­
takt für eine entsprechende Resonanz 
in der Bevölkerung . 

In Wennigsen eröffnete Gemeinde­
direktor Reinhard Feldkamp vor zahl-

reichen Persönlichkeiten die Ausstel­
lung " Der Mensch im Mittelpunkt". 
Feldkamp hob die Bedeutung des 
Selbstschutzes hervor und wies be­
sonders auf parallel zur Ausstellung 
stattfindende Informations- und Aus­
bildungsveranstaltungen hin . Dr. 
Wolfgang Huck, Ortsbürgermeister, 
verwies darauf, daß schon eine 
40köpfige Jugendgruppe zur Unter­
weisung angemeldet sei. 

In Göttingen eröffnete BVS-Bereichs­
beauftragter Jankowski die Ausstel­
lung "Zivilschutz", Er erwähnte die 
Vielfalt der Aufgaben im Bereich des 
Zivilschutzes, die von jedem Bürger 
die Bereitschaft zur Mitwirkung for­

' derten , wobei dieser erwarten könne, 
meinte Jankowski , sich an den Ober-
kreisdirektor des Landkreises Göttin­
gen, Dr. Engelhardt, wendend, daß 
er, der Bürger, von dem Hauptverwal­
tungsbeamten und seiner Behörde 

unterstützt wird. Jankowski erläuterte 
die Aufgaben des Hauptverwaltungs­
beamten in Bezug auf Aufbau , Förde­
rung und Leitung des Selbstschutzes 
und forderte zu Aktivitäten für den 
Selbstschutz als Basis des Zivilschut­
zes auf. 

In Osnabrück eröffnete vor Spitzen­
vertretern des Osnabrücker Landes 
in der Hauptgeschaftsstelle der Kreis­
sparkasse Direktor Fielemeyer die 
Ausstellung " Der Mensch im Mittel­
punkt" mit der Forderung, der 
Grundgedanke des Selbstschutzes 
müsse in breite Bevölkerungsschich­
ten getragen werden . 

Oberkreisdirektor Kreft erwähnte 
besonders die Notwendigkeit , nicht 
in ein Sicherheitsdenken - es pas­
siere schon nichts - zu verfallen, 
sondern sich immer wieder ins Be­
wußtsein zu rufen, daß die uns um­
gebenden Gefahren nicht abnehmen. 

norDrH81n IV W8STFOL8n 0 
Service nach Maß 

Solinge n. Einen .,maßgeschneider­
ten " Informations- und Bildungs­
service bietet die BVS-Dienststelle 
Solingen allen Betrieben der Klingen­
stadt an. Was Solinger Warenhäuser 
und Großbetriebe bereits in Anspruch 
nahmen , steht auch allen anderen 
Firmen zur Verfügung , gleich welcher 
Branche sie angehören : das Angebot, 
unter besonderer Berücksichtigung 
der Gegebenheiten den Lehrstoffplan 
zu gestalten . Die erste Resonanz 
auf die Aktivitäten der Solinger 
BVS-Dienststelle ist durchaus erfreu­
lich. Auf ein Anfang Januar an über 
1200 Betriebe gerichtetes Angebot 
einer fachlichen Unterrichtung in 
der Handhabung von Kleinlöschgerä­
ten waren bereits innerhalb von drei 
Tagen acht An forderungen eingegan­
gen. 

Im Rückblick auf das Jahr 1977 kann 
der BVS in Solingen eine bemer­
kenswerte Erfolgsbilanz ziehen . In 
293 Veranstaltungen wurden 13144 
Bürger über den Selbstschutz infor­
miert. 128 Selbstschutz-Grundlehr­
gänge in einem Jahr stellen für So­
lingen einen neuen Rekord dar. Faßt 
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man das Ergebnis zwanzigjähriger 
BVS-Arbeit zusammen , dann kommt 
die stolze Zahl von 110975 Bürgern 
heraus, die durch Information oder 
Ausbildung mit dem Selbstschutz 
vertraut gemacht worden sind, im­
merhin 65,2 % der Bevölkerung . 

Ober den Umgang mit der 
Presse 

Körtlingha use n. Die Zusammenarbeit 
zwischen dem BVS und der Presse 
ist das beherrschende Thema einer 
Seminarreihe an der BVS-Schule 
Schloß Körtlinghausen , an der alle 
Dienststellenleiter und Fachbearbeiter 
teilnehmen. 

Für das Fachthema "Journalistische 
Praxis" konnten die Redakteure Cor­
nelius Riewerts (Münstersehe Zei­
tung) und Günther Barschdorf (Reck­
linghäuser Zeitung) gewonnen werden . 

Die Aufgabe, eine Einladung und 
einen "Waschzettel " für eine Veran­
staltungsreihe des BVS zu verfassen , 
wurde durchweg befriedigend gelöst, 
wenngleich auch in einzelnen Fällen 
etwas am Thema "vorbeigedichtet" 
wurde. 

Um so besser fielen dann die Inter­
views aus, die die Redakteure mit 
den Lehrgangsteilnehmern improvi­
sierten. 

Die Resonanz der ersten Arbeitssemi­
nare läßt erkennen , daß die Zusam­
menarbeit zwischen BVS und Presse 
erheblich verbessert und erleichtert 
werden kann . 

Die Jugend soll 
angesprochen werden 

Gladbeck. 280 Selbstschutzlehrgänge 
mit 3365 Teilnehmern , das ist die 
Bilanz der letzten zehn Jahre, die 
der Leiter der BVS-Dienststelle Glad­
beck, Ralf Klawuhn, anläßlich des 
25jährigen Bestehens des Verbandes 
zog. Obwohl zahlreiche Bedienstete 
der Post, des Finanzamtes und weite­
rer Behörden ausgebildet werden 
konnten, ist Klawuhn mit dem Echo 
seiner Arbeit in der Bevölkerung nicht 
ganz zufrieden. Die Dienststelle will 
deshalb in Zukunft in stärkerem Maße 
als bisher die Jugend ansprechen . 
Das soll in der Schule und im Betrieb 
geschehen. 



Hessen 0 
Zivile Verteidigung im Rah­
men der Sicherheitspolitik 

Bei zahlreichen Veranstaltungen zum 
25jährigen Jubiläum des BVS im Be­
reich der Landesstelle Hessen wurden 
wiederholt von prominenten Festred­
nern Forderungen nach dem weiteren 
Ausbau des Zivil- und Katastrophen­
schutzes erhoben. Nachfolgend Zitate 
aus zwei Reden , zunächst Ausfüh­
rungen des Landrats des Kreises 
Waldeck-Frankenberg , Dr. Reccius: 
" Zivile Verteidigung und Selbstschutz 
dürfen nicht länger Stiefkinder der 
Nation sein . Der Frieden ist nicht 
sicherer geworden , auch wir müssen 
jederzeit mit konventionellen Kampf­
handlungen und einem kalkulierbaren 
begrenzten Atomkrieg rechnen . Die 
vielbeschworene Entspannung zwi­
schen Ost und West hat uns keinen 
Panzer weniger gebracht und das 
SäbelrasseJn nicht verstummen las­
sen. Die Rüstungsanstrengungen 
des kommunistischen Lagers sind 
enorm gestiegen. Daß angesichts 
dieser Tatsache unsere Ausgaben 
tür die militärische Verteidigung nicht 
geringer geworden sind , ist ganz 
gewiß nicht zu beanstanden, sondern 
bittere Notwendigkeit. Die militärische 
Verteidigung kann aber nur sinnvoll 
sein , wenn der zivile Bürger ausrei­
chend geschützt ist. Der Soldat kann 
nur dann gewissenhaft seine Pflicht 
erfüllen und standhaft seine Heimat 
verteidigen , wenn er weiß, daß für 
seine Familie im Rahmen des Mögli­
chen gesorgt ist ... 

Der Bundesverband für den Selbst­
schutz und alle freiwilligen Hilfsorga­
nisationen zeigen uns eine positive 
Seite unseres Lebens. Sie beweisen, 
daß es noch viele Menschen gibt, 
die bereit sind . für die Gemeinschaft 
der Bürger freiwillig etwas auf sich 
zu nehmen. Allen Gleichgültigkeitspa­
rolen zum Trotz gibt es in unserem 
Lande ein Heer von Helferinnen und 
Helfern , die zum Zivilschutz und 
Selbstschutz bereit sind . Den jungen 
Menschen ist zu empfehlen , ihnen 
zu folgen und ihre Vorbilder nicht 
in falschen Idolen zu sehen . 

Wer für die Gesellschaft etwas leisten 
will, der kann das auch in den Frei­
willigen- und Hilfsorganisationen 
tun. Auch in unserem Staat gibt es 
Ideale. Trotz der Notwendigkeit 
gesetzgeberischer Maßnahmen 
und des Einsatzes staatlicher 

Finanzmittel ist Selbstschutz und 
Selbsthilfe in erster linie die persön­
liche Verpflichtung jedes einzelnen 
Bürgers. Die Alarmierung der Ein­
satzkräfte bei Unglücken und Scha­
densfällen erfordert Zeit, oftmals 
kostbare Zeit. In dieser Spanne kann 
der Selbstschutz seine Arbeit in der 
Bergung und Erstversorgung von 
Verletzten und der Anfangsbekämp­
fung von Bränden durchaus leisten. 

Er nutzt seinen Zeitvorsprung . Sein 
Eingreifen kann schadensmildernd 
und oft lebensrettend sein. Allein 
diese Erkenntnis sollte viele unserer 
Bürger veranlassen, sich die dafür 
erforderlichen Kenntnisse und Fähig­
keiten anzueignen . Es hilft wenig , 
neugierig an einer Schadensstelle 
herumzustehen, vielleicht sogar das 
Bedürfnis zu haben, Hilfe zu leisten, 
nicht aber zu wissen , wie. Ich appel­
liere deshalb an Mitbürgerinnen und 
Mitbürger, sich einer Grundausbil­
dung im Selbstschutz zu unterziehen 
und sich auch am Arbeitsplatz als 
Selbstschutzkraft ausbilden zu lassen. 

Der Beauftragte für den Katastro­
phenschutz in Darmstadt, Polizeiprä­
sident Bernet, erklärte u. a. in seiner 
Rede zum 25jährigen Jubiläum des 
BVS: "Die Sicherheitspolitik ist ein 
wesentlicher Teil der Friedenspotitik. 

Zivilschutz und zivile Verteidigung 
sind als wesentliche Bestandteile 
der staatlichen Aufgabe unumstrit­
tene Bestandteile dieser Sicherheits­
politik. Leider ist - je nach der si­
cherheitspolitischen Lage - die Nei­
gung inkonstant, diese Aufgaben 
zu fördern , obwohl Zivil- und Kata­
strophenschutz, auch dieser ist Teil 
der zivilen Verteidigung , dem Schutz 
von Leben und Gesundheit der Be­
völkerung dient, wird der Stellenwert 
dieser öffentlichen Aufgabe im politi­
schen Raum und deshalb auch im 
öffentlichen Bewußtsein oftmals un­
terbewertet , wobei als Begründung 
hierfür der Mangel an Maximierung 
des individuellen politischen Nutzens 
angesehen werden kann. Zum Glück 
hat sich diese Einstellung in der 
jüngsten Vergangenheit spürbar ge­
wandelt , nicht zuletzt auch wegen 
der in den letzten Jahren aufgetrete­
nen Großkatastrophen wie Erdbeben, 
Flugzeugabstürze, Hochwassergefah­
ren und Großwaldbrände, so z. B. 
die Waldbrandkatastrophe in Nieder­
sachsen. Aber auch Katastrophen 
wie in Seveso haben aufgewühlt und 

die Verantwortlichen sowie die Be­
völkerung erkennen lassen, daß der 
Schutz und die Vorsorge für die Be­
völkerung vor Katastrophen eine der 
wesentlichen Aufgaben in der Da­
seinsvorsorge ist . .. Sicherlich war 
die Arbeit des BVS in der Vergangen­
heit nicht frei von Problemen und 
Schwierigkeiten, insbesondere weil 
man in einer sogenannten Wohl­
stands- und Konsumgesellschaft 
nicht immer in der Lage ist, Themen 
wie Krieg und Zivilschutz, ohne Emo­
tionen zu wecken, der Bevölkerung 
nahezu bringen . Obwohl der Verband 
vielseitige Hilfe erhalten hat, ist er 
bei dieser Aufgabe auf sich selbst 
gestellt. Die Erfolge auf diesem Ge­
biet beweisen aber, daß man auch 
Informationen über unpopuläre The­
men der Bevölkerung nahebringen 
kann , wobei als größter Erfolg der 
erkennbare Wandel der öffentlichen 
Meinung in den letzten elf Jahren 
angesehen werden kann. " 

Grundlehrgänge für Betriebe 

Die BVS-Dienststelle Alsfeld führte 
für die in Lauterbach ansässigen 
Behörden und Betriebe im Feuer­
wehrgerätehaus einen Selbstschutz­
Grundlehrgang durch. Fast alle Be­
hörden und Betriebe hatten zu die­
sem Lehrgang Teilnehmer entsandt. 
Die Absolventen erhielten eine Aus­
bildung von 12 Stunden, in denen 
sie mit Selbstschutzmaßnahmen ver­
traut gemacht wurden : Verhalten 
bei Bränden, Brandbekämpfung mit 
dem Feuerlöscher und lebensrettende 
Sofortmaßnahmen am Unfallort. Ab­
wehrende Selbstschutzmaßnahmen 
wie Bergung und Selbstbefreiung 
wurden geübt. In Ergänzungslehr­
gängen sollen nun die Teilnehmer 
über Waffenwirkung und ABC-Schutz 
informiert werden . 

Helfervertreter in Hessen 

Günther Greulich , BVS-Dienststelle 
Frankfurt, wurde bei der Wahl des 
Helfervertreters für den Bereich der 
BVS-Landesstelle Hessen am 7. Ja­
nuar 1978 zum Vertreter der Helfer 
gewählt. Seine Stellvertreter sind 
Otto Waiden, BVS-Dienststelle Wetz­
lar, und Alfred Wels, BVS-Dienststelle 
Gießen. 
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Für e ine Verbesserung 
der zivil-militärischen 
Zusammenarbeit 

Vom 1. bis 3. März fand ein Informa­
tionsseminar tür Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens aus dem 
Kreis Birkenfeld an der BVS-Schule 
in Birkenfeld statt, in dessen Verlauf 
der Leiter der Fachabteilung der 
BundeshauptsteIle des Bundesver­
bandes für den Selbstschutz in Köln, 
Hans Umlauf, grundsätzliche Ausfüh­
rungen zur Offentlichkeits- und Aus­
bildungsarbeit des Verbandes mach­
te. Der Referent für Bau und Technik, 
Dipl.-Ing . Fritz Neckermann, sprach 
über den Schutzraumbau als eine 
unabdingbare Maßnahme für die 
Wirksamkeit des Zivilschutzes. 

Unter den Gästen aus Politik, Verwal­
tung und Bundeswehr waren Abge­
ordnete des Landtages Rheinland­
Pfalz, Stadträte, Abteilungsleiter der 
Verwaltungen und Regimentskom­
mandeure, so auch Oberstleutnant 
Hans-Joachim Giskow, Kommandeur 
des Verteidigungskreises 413 , und 
Reg .-Amtmann Wilhelm Gutendorf, 
Leiter der Abteilung Sicherheit, Ord-

nung und Verkehr der Kreisverwal­
tung Birkenfeld. 

Abteilungsleiter Umlauf überreichte 
die BVS-Ehrennadel an Giskow und 
Gutendorf für ihre langjährigen Ver­
dienste um den BVS und ihre Bemü­
hungen um eine gute Zusammenar­
beit. In seiner Ansprache machte 
Oberstleutnant Giskow einige kriti­
sche Anmerkungen zum Problem 

Anläßlich ei nes Informationsseminars 
für Persö nlichkeiten des öffentlichen 
l ebens an der BVS-Schule in Birke nfeld 
überreichte AbteIlungsleiter Umlauf 
(rechts) in Anwesenheit von l andesstei­
lenleiter Buchholz (2. v. !.) die BVS-Eh­
renn adel an Reg.-A mtmann Gutendorf 
(2. v. r.) und Oberstleutnant Giskow 
(links). 

der Gesamtverteidigung. So sei die 
Zusammenarbei t von militärischer 
und ziviler Verteidigung (ZMZ) nur 
partiell zufriedenstellend . Es feh le 
sowohl auf militärischer wie auf zivi­
ler Seite ein ausreichendes Kommu­
nikationssystem und eine schlagkräf­
tige Organisation. 

Ein Schattendasein führe das bei 
den Streitkräften vorhandene Binde­
glied zur zivilen Ver teidigung, das 
Territorialheer der Bundeswehr. Diese 
Mängel müßten sowohl von politi­
scher als auch ziviler und militäri­
scher Seite in gemeinsamer Verant­
wortung ausgeräumt werden . Alle 
Verantwortlichen in allen Bereichen 
soll ten in gemeinsamen Gesprächen 
Mittel und Wege zur Festigung der 
Gesamtverteidigung finden und auf­
zeigen. 

Die Teilnehmer an dem Seminar wa­
ren ebenfalls der Meinung, daß diese 
aufgezeigten Punkte beachtet werden 
müßten, damit die Zivilverteidigung 
gestärkt wird und dem Selbstschutz 
als Grundlage aller Zivi lschutzmaß­
nahmen mehr Aufmerksamkeit und 
Unterstü tzung als bisher gewidmet 
werde. 

saarlanD e 
Schwerpunkte der Arbeit 

BVS-Landesstellenleiter Christian 
Koch stellte bei einer Arbeitstagung , 
die am 9. und 10. Februar stattf~nd , 

Helene Demuth als neue Leiteri" 
des Fachgebietes 11 5 und August 
Anna als neuen "Leiter der Dienststelle 
Homburg vor. 

Koch zog dann Bilanz der im Jahre 
1977 geleisteten Arbeit . So konn-
ten bel Insgesamt 528 Veranstaltun­
gen im Bereich der BVS-Landesstelle 
Saarland über 10000 Teilnehmer 
ausgebildet oder informiert werden . 

Christian Koch dankte allen Mitarbei­
tern und stellte fest , daß der Erfolg 
Ansporn für die Arbeit in diesem Jahr 
sein möge, für das er folgende 
Schwerpunkte setzte : 

- intensive Kontaktgespräche mit 
den Hauptverwaltungsbeamten über 
die Ausbildung der bestellten Selbst­
schutzberater 
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- Wirkungsvollere Breitenarbeit , ins­
besondere Einplanung und Durchfüh­
rung von Abendveranstaltungen (Auf­
klärungsveranstaltungen , Grund-
und Ergänzungslehrgängen) 

- Ausdehnung der Ausbildung im 
Bereich des Behördenselbstschutzes 
unter Einbeziehung der Kommunal­
verwaltungen und ähnlicher Institu­
tionen 

- Gewinnung von Teilnehmern für 
Info rmatio n ssem i nare 

- Einplanung von Informationsveran­
staltungen und Fachlichen Unterrich­
tungen. 

Abteilungsleiter Hans Umlauf, BVS­
Bundeshauptsteile , nahm während 
der Tagung zu Fragen und Proble­
men, die in den sehr lebhaft geführ­
ten Diskussionen aufkamen , Stellung . 

Umlauf unterstrich sehr eindringlich, 
daß im Mittelpunkt aller Bemühungen 
des BVS das Interesse des Bürgers 

stehen muß, wen n die Arbe it erfolg­
reich sein soll. 

Henry Moore -
" Der Mensch in der Gefahr" 

Die BVS-Dienststelle Neunkirchen 
stellte in der Zeit vom 13. bis 24 . Fe­
bruar in der Eingangshalle des Rat­
hauses Neunkirchen die bekannten 
Shelter-Zeichnungen des Malers und 
Bildhauers Henry Moore aus. 

Oberbürgermeister Peter Neuber, 
der gemeinsam mit dem Leiter der 
BVS-Dienststel le Neunkirchen , Hans 
Gregorius, in Anwesenheit der Vorsit­
zenden der drei Stadtratsfraktionen , 
der Stadtverordneten und Gäste 
die Ausstellung eröffnete, gab sei ner 
Freude darüber Ausdruck, daß der 
BVS in so beredter Form indirekt 
auf ein über den Tag hinausweisen­
des Problem und eine Au fgabe auf­
merksam mache: den Frieden zu 
sichern und Vorsorge vor Gefahren 
zu treffen . 



Südwest aktuell 

Heidelberg. Im vergangenen Jahr 
haben die zehn ehrenamtlichen Helfer 
der BVS-Dienststelle Heidelberg 3009 
Veranstaltungs- und Beratungsstun­
den absolviert. Damit steht Heidel­
berg unter den 43 baden -württem­
berg ischen BVS-Dienststellen an 
der Spitze. Die Zahlen gehen aus 
einer Leistungsbilanz hervor, die 
die BVS-Landesstelle kürzlich erstellt 
hat. Jeder Helfer war demnach im 
Jahre 1977 in der Universitätsstadt 
und im südlichen Teil des Rhein-Nek­
kar-Kreises durchschnittlich 300 
Stunden im Unterricht und in der 
Öffentlichkeitsarbeit eingesetzt. 

Karlsruhe. In Info-Seminaren für 
Lehrer aller Schularten im Regie­
rungsbezirk Nordbaden ließen sich 
43 Teitnehmer in die Grundlagen 
der Zivilverteidigung einweisen . Ge­
rade in den Diskussionen , die sach­
lich , aber auch heftig geführt wurden , 
zeigte sich, daß dieses Thema in letz­
ter Zeit wieder viel an Aktualität ge­
wonnen hat. 

Konstanz. Eine Arbeitsgemeinschaft 
besonderer Art führte die BVS­
Dienststelle Konstanz im Rathaussaal 
von Singen durch. Der Leiter der 
Dienststelle, König, konnte Bundes­
tagsabgeordneten Hermann Biechele 
sowie den Leiter des Zivilschutzamtes 
Kreuzlingen , Walter Steffen, und den 
Kommandanten der Konstanzer Feu­
erwehr, Rudolf Santo , als Referenten 
gewinnen. 

Die Zivilverteidigung in der Bundes­
republik , dargestellt aus der Sicht 
eines Politikers, die Bestandsauf­
nahme des Praktikers und Informa­
tionen über den Zivilschutz in der 
Schweiz gaben Anlaß zu einer aus­
führlichen Diskussion . 

Schließlich wurden drei Helfer aus 
dem Dienststellenbereich - Karl-Heinz 
Hillmann, Otto Stocker und Harald 
Scheu feie - mit Erhrennadeln und 
-urkunden ausgezeichnet. 

Konstanz. In einer kleinen Feier­
stunde verabschiedete BVS-Landes­
stellenleiter Kunde den Leiter der 
Dienststelle Konstanz, Walter König , 
in den wohlverdienten Ruhestand . 
Bevor König 1968 als BVS-Dienststel­
lenleiter nach Konstanz kam , war 

er ehrenamtlicher Kreisstellenleiter 
in Überlingen und danach hauptamt­
licher Leiter der Dienststelle Ulm. 
Auch Helfervertreter Moll würdigte 
im Beisein der ehrenamtlichen Helfer 
der Dienststelle die Verdienste Kö­
nigs. In Anerkennung se iner Verdien­
ste um den Verband wurde König 
mit der Ehrennadel und der Dankur­
kunde ausgezeichnet. 

Ludw igsburg. Im Rahmen einer Auf­
klärungsreihe über Selbstschutzmaß­
nahmen zeigt die BVS-Dienststelle 
Ludwigsburg in Zusammenarbeit 
mit der Stadtverwaltung und der 
Kreissparkasse Ludwigsburg in der 
Schalterhalle der Kreissparkassen­
HauptsteIle die Ausstellung " Der 
Mensch im Mittelpunkt". Sparkassen­
direktor Bizer konnte zur Eröffnung 
der Ausstellung zahlreiche Gäste 
begrüßen. " Die Ausstellung in unse­
rer Schalterhalle soll bei der Bevölke­
rung das Bewußtsein für den Selbst­
schutz wecken ", betonte Bizer. Bür­
germeister Schäfer wies darauf hin, 
daß in einer demokratischen Gesell­
schaft gegen die Öffentlichkeit kaum 
irgendeine Sache zum Erfolg geführt 
hat, mit ihrer Unterstützung aber 
selten etwas fehlschlagen kann. Die­
ser Satz von Abraham Lincoln gelte 
besonders für die heutige Gesell­
schaft; dies gelte verstärkt, wenn 
es sich wie beim Selbstschutz um 
einen Aufgabenbereich handle, für 
den große Teile der Öffentlichkeit 
erst noch gewonnen werden müßten . 

Ludwigsburg. Die Stadt Ludwigsburg 
stellte der BVS-Dienststelle Ludwigs­
burg eine große Vitrine in einer Fuß­
gängerunterführung zur Verfügung. 
Seither kann sich die Bevölkerung 
an hand der gut gestalteten kleinen 
Ausstellung über den Selbstschutz 
und die Aufgaben des Verbandes 
informieren. 

Betriebsselbstschutz 

In vier Kaufhäusern der Stadt führte 
die BVS-Dienststelle Pforzheim für 
die Selbstschutzkräfte dieser Betriebe 
eine Ausbildung im Brandschutz und 
in der Bergung durch . In einer an­
schließenden Übung hatten die Teil­
nehmer Gelegenheit, ihr neu erwor­
benes Können zu testen. Es wurde 

vor allem an Handfeuerlöschern ge­
übt . 

BVS-Dienststellenleiter Fränkle stellte 
fest , daß im Bereich der Dienststelle 
bei den Verwaltungen größerer Un­
ternehmen die Neigung wächst , 
rechtzeitig Maßnahmen im betrieb­
lichen Selbstschutz zu treffen . Man 
will so Gefahren bereits vorbeugen; 
wenn trotzdem etwas passiert, will 
man die Schadensfolgen möglichst 
schnell und wirksam beheben kön­
nen. 

" Wachablösung" 
in Ravensburg 

Nach 14jähriger ehrenamtlicher Tä­
tigkeit hat Franz Lensler die Leitung 
der BVS-Dienststelle Ravensburg 
an Hans Baur abgegeben. In seiner 
Abschiedsrede konnte Lensler eine 
ansehnliche Bilanz vorlegen : Von 
1963 bis 1977 haben 482 Grundlehr­
gänge mit rund 12000 Teilnehmern 
stattgefunden, ferner 41 Fachlehr­
gänge und 216 Übungen. Bei fast 
400 Aufklärungsveranstaltungen wur­
den 15 000 Interessenten gezählt. 
Zahlreiche Ausstellungen informierten 
über Selbstschutz-Themen. 

BVS-Landesstellenleiter Kunde wür­
digte die Verdienste von Franz Lens­
ler und überreichte eine Ehrenurkun­
de. In gleicher Weise ausgezeichnet 
wurden die langjährigen BVS-Helfer 
Eugen Katona, Baienfurt, Franz Ge­
ray, Weingarten , Joset Baumann, 
Ravensburg , und Andreas Hafer, 
Leutkirch-Rohrdorf. 

Nicht zuletzt auch die Behörden hät­
ten den im Selbstschutz tätigen Män­
nern anfänglich manchen bürokrati­
schen Kummer bereitet, räumte Re­
gierungsrat Dr. Müschenborn vom 
Landratsamt freimütig ein . Ähnlich 
äußerte sich Oberamtsrat Schmid, 
Leiter des Amtes für öffentliche Ord­
nung bei der Ravensburger Stadtver­
waltung . Lensler habe sich jedoch 
durch diese Hindernisse nicht entmu­
tigen lassen. Humorvoll rühmte Bür­
germeister Müller, Weingarten, Lens­
lers Geschick den Kommunen ge­
genüber. LId . Schulamtsdirektor Merk 
vom Staatlichen Schulamt Tettnang 
bescheinigte seinem ehemaligen 
Lehrerkollegen Lensler, daß er den 
Selbstschutzgedanken in vielen Schu­
len heimisch gemacht und in zahlrei­
chen Grundlehrgängen einige tau­
send Schüler unterrichtet habe. 
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Bo~ern 0 
Tagung des sicherheitspoliti­
schen Ausschusses der SPD 

Die bundesdeutschen Parteien haben 
eine Vielzahl von verteidigungspoli­
tisch interessierten Mitgliedern in 
ihren Reihen . Diese schließen sich 
meistens den Gremien ihrer Parteien 
an, die sich mit den Problemen der 
Wehrpolitik befassen. Bedauerlicher­
weise beschäftigten sich diese Aus­
schüsse oftmals fast ausschließlich 
mit Fragen der militärischen Verteidi­
gung. Weniger Beachtung dagegen 
findet die zivile Verteidigung als 
Komponente zur Gesamtverteidigung. 

Wenn es aber zur Durchführung einer 
Veranstaltung durch den BVS kommt. 
wird dieses " neue" Thema stets mit 
größtem Interesse aufgenommen. 
Durch die Initiative des BVS-Be­
reichsbeauflragten in München 
konnte in Starnberg eine Informa­
tionstagung für Mitglieder des si­
cherheitspolitischen Ausschusses 
der SPD durchgeführt werden. An 
der Tagung mit 43 sicherheitspoli­
tisch interessierten Mitgliedern der 
SPD nahmen auch der Vorsitzende 
des Innenausschusses des Deutschen 
Bundestages. Dr. Axel Wernitz. und 
das Mitglied des Verteidigungsaus­
schusses, Friedrich Gerstl teil. 

Nach dem einführenden Referat von 
BVS-Landesstellenleiter Hinderberger 
erläuterte Dr. Wernitz die zehn The­
sen zur Neuorientierung der zivilen 
Verteidigung sowie die Überlegungen 
des Bundes zur Neukonzeption des 
Schutzraumbaus. Am Nachmittag 
dieser äußerst aufschlußreichen Ta­
gung referierte der stellvertretende 
Chefredakteur des bayerischen Fern­
sehens, Thilo Schneider, über die 
Möglichkeiten , die Massenmedien 
in den Dienst der zivilen Verteidigung 
zu stellen . Dabei stellte er fest . daß 
eben leider die Aktualität der Nach­
richten auf diesem Sektor selten so 
gravierend ist, daß Massenmedien 
darüber berichten . Er selbst befür­
wortete aber ein verstarktes Engage­
ment. wenn es darum geht, die Ziele 
der zivilen Verteidigung zu verdeutli­
chen . 

Im Verlauf der Diskussion zu den 
Vorträgen unterstrichen alle Diskus­
sionsredner die Notwendigkeit der 
zivilen Verteidigung als gleichwerti­
gen Teil der Gesamtverteidigung. 
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Zum Abschluß der Tagung wurde 
das nahegelegene Warnamt X besich-
tigt. Die Teilnehmer wurden vom 
Abteilungsleiter " Warndienst" des 
Bundesamtes für Zivilschutz, Dr. 
Maske, und Warnamtsleiter Böttcher 
durch die unterirdischen Anlagen 
des Warnamtes geführt. 

Wechsel in Nürnberg 

Kürzlich schied Heinz Lenneps. Leiter 
der BVS-Dienststelle Nurnberg, aus 
gesundheitlichen Gründen vorzeitig 
aus dem Dienst. Bei einer kleinen 
Feier würdigte BVS-Landesstellenlei-
ter Konrad Hinderberger die Verdien-
ste Lenneps und uberreichte ihm 
die Ehrennadel sowie eine Dank-
urkunde . Der Vorsitzende des Be-
zirkspersonalrats. Konrad Weigl, 
dankte Lenneps fur seine langjährige 
Mitarbeit im Bezirkspersonalrat und 
übergab einen Bierkrug mit Gravur 
der Namen aller Personalratsmitglie-
der. Worte des Dankes und der Aner-
kennung wurden von den Helferver-
tretern Ralf-Benno Kühn, Nürnberg, 
sowie Manfred Schick , Fürth , ausge-
sprachen . 

Nachfolger im Amt des Leiters der 
BVS-Dienststelle Nurnberg wurde 
Erich Vesper, der fruher Verwaltungs-
führer der BVS-Bundesschule in 
Waldbröl (1956-t966). Leiter der 
BLSV-Dienststelle Neu-Ulm 
(1966-1968), Leiter der BVS-Dienst-
stelle Diltingen (1966-t977) und zu-
sätzlich seit 1976 Bereichsbeauftrag-
ter im Regierungsbezirk Schwaben 
war. 

Auch Schwerbehinderten im 
Notfall schnell helfen 

Mehr als der gesunde BlJrger ist der 
Schwerbehinderte gefahrdet, wenn 
ein Brand ausbricht. Unter Umstän-
den ist er allein und kann niemanden 
auf sich aufmerksam machen. Neue 
Wege zur Rettung Schwerbehinderter 
schilderte der Chef der Feuerwehr 
in Aschaffenburg , Kurt Drutzel : Eine 
elektronische Datenkartei wird in 
der neuen Feuerwache die Adressen 
der Schwerbehinderten speichern. 
Der Feuerwehrmann weiß sofort Be-
scheid und nimmt sich des Kranken 
an. 

In dem Gesprach mit den Vertretern 
des BVS, des BRK, des Rettungsdien-
stes Aschaffenburg und dem Leiter 
der Feuerwehr konnten die Behinder-
ten, die zu einem Informationsabend 
gekommen waren , einige Ängste 
abbauen. Josef Sommer, BVS-Dienst-
stellenleiter in Aschaffenburg, schlug 
vor, jeder Rollstuhlfahrer solle sich 
eine Alarmglocke zulegen . So könne 
er sich jederzeit bei den übrigen 
Hausbewohnern bemerkbar machen, 
falls ihm etwas zugestoßen ist. 

Nicht nur bei einem Brand sei der 
Schwerbehinderte hilflos, betonten 
die selbst betroffenen Mitglieder des 
Vereins " Selbsthilfe Körperbehinder-
ter" und des Arbeitskreises für Kör-
perbehinderte in Aschaffenburg-
Schwein heim. Er konne aus dem 
Rollstuhl fallen , ein schwer Gehbe-
hinderter könne stürzen , so daß er 
nicht mehr aufstehen könne. In die-
sem Fall , meinte Josef Sommer, sei 
eine Alarmglocke die ideale Lösung. 

Konkret geworden ist schon die 
schnellere Hilfe für Schwerbehinderte 
bei einem Brand oder anderen größe-
ren Unglücksfällen. Die elektronische 
Datenkartei in der neuen Feuerwache 
führt demnächst besonders brandan-
fällige Objekte Jeder Straße der Stadt 
Aschaffenburg , die Adressen der 
Behinderten und die Mittel , die dort 
zur Brandbekampfung zur Verfügung 
stehen . Der Feuerwehrmann kann 
die Daten nicht nur vom Bildschirm 
ablesen , sondern erhält eine vom 
Computer ausgedruckte Karte, die 
er zum Einsatz mitnehmen kann. 
Ein nachahmenswertes Beispiel . 

Ehrungen in Regensburg 

Bei der gut besuchten Arbeitsge-
meinschaft am 18. Januar in Regens-
burg konnte der BVS-Dienststellenlei-
ter Peter BlazeJewski einige Ehrungen 
vornehmen, die nicht alltäglich sind . 
Dem Fachlehrer und Leiter der FASt, 
Hermann Pischkale. wurde die Eh-
rennadel in Anerkennung der Ver-
dienste um die Erfüllung der dem 
BVS gestellten Aufgaben verliehen. 
Georg Koller aus Pfatter sowie Haro 
Möllenberg aus Regensburg bekamen 
für 15jährige Mitarbeit eine Ehrenur-
kunde überreicht. Franz Odwody, 
Neutraubling , wurde eine Dankur-
kunde aus ehandi 1. g g 



SOHL8SWIGrvHOLST81n (f) 
25 Jahre THW-OV Eutin 

Am 7. Januar feierten die Helfer des 
THW-OV Eutin das 25jährige Beste­
hen ihres Ortsverbandes. Um der 
Bevölkerung einen Einblick in ihre 
Arbeit , Ausrüstung und Ausstattung 
zu geben, hatten sie an diesem Tage 
alle Fahrzeuge eines Bergungszuges 
sowie einen Kombi für die technische 
Hilfeleistung bei Verkehrsunfällen 
auf dem Marktplatz der Kreisstadt 
zur Besichtigung aufgestellt. 

Der Landrat des Kreises Ostholstein, 
Dr. Wolfgang Clausen , übergab dem 
THW Eutin als Jubiläumsgeschenk 
ein neues Zelt und dankte den ange­
tretenen Helfern für ihre beispielhafte 
Einsatzbereitschaft und verdienstvolle 
Arbeit im Rahmen der Katastrophen­
abwehr des Kreises Ostholstein . 

Anschließend gab Bürgermeister 
Friedrich Knutzen im Rathaus-Saal 
der Stadt Eutin einen Empfang, auf 
dem er in seiner Ansprache die bishe­
rige Arbeit des THW-Ortsverbandes 
würdigte und besonders die gute 
Zusammenarbeit der vier in Eutin 
tätigen Katastrophenschutzorganisa­
tionen - DRK, Feuerwehr, JUH und 
THW - lobend hervorhob. 

THW-Landesbeauftragter Helmut 
Meier, der anschließend das Wort 
ergriff, kam zunächst auf die Entste­
hungsgeschichte des Technischen 
Hilfswerks zu sprechen und gab den 
Jubiläumsgästen einen Überblick 
über das Wirken und die Aufgaben 
des THW. 

Der THW-Ortsverband Eutin wurde 
am 24. November 1952 von 14 Män­
nern gegründet, denen zunächst nur 
eine Schubkarre und zehn Bindelei­
nen zur Verfügung standen . 1960 
wurden die ersten Fahrzeuge ausge­
liefert, die 1962 bei der Sturmflut 
an der Westküste ihre erste große 
Bewährungsprobe zu bestehen hat­
ten . Seither ist die Zahl der Einsätze 
und technischen Hilfeleistungen, 
die die Helfer des OV Eutin zu leisten 
haben, ständig gewachsen; auch 
im Rettungsdienst des Kreises Ost­
halstein wirken sie schon seit länge­
rer Zeit mit und stehen auf Anforde­
rung zur Verfügung, um bei Ver­
kehrsunfällen technische Hilfe zu 
leisten. Im Anschluß an seine Ausfüh­
rungen zeichnete LB Meier den Gerä­
tewart und langjährigen Helfer des 
OV Eutin, Hermann Spiekermann, 

mit dem THW-Helferzeichen in Gold 
aus, das ihm vom Direktor der Bun­
desanstalt THW für besondere Ver­
dienste verliehen worden war. 

Danach folgten weitere Grußworte; 
so dankten die Wehrführer der Frei­
willigen Feuerwehren der Stadt Eutin 
dem THW-Ortsbeauftragten Otto Rad­
loff für die kameradschaftliche Zu­
sammenarbeit. Polizeioberrat Pietsch 
gratulierte im Namen aller Polizei­
dienststellen der POlizeiinspektion 
Ostholstein sowie der Bereitschafts­
polizeiabteilung und Landespolizei­
schule zum Jubiläum. Auch THW­
Kreisbeauftragter Heinz Palm gratu­
lierte und wünschte dem OV Eutin 
weiterhin viel Glück und erfolgreiches 
Wirken. 

Präsente in Form von gravierten 
Zinnbechern und Wandtellern wurden 
von der Stadt Eutin , den Feuerweh­
ren , THW-Kreisbeauftragten Palm 
und dem Ostholsteinischen Segler­
verein überreicht. 

Auch LB Meier war nicht mit leeren 
Händen gekommen. Er überreichte 
OB Radloff eine vom Direktor der 
Bundesanstalt THW gestiftete Jubi­
läumsurkunde, in der den Helfern 
Dank und Anerkennung für die gelei­
stete Arbeit ausgesprochen wird . 

Es soll hier nicht unerwähnt bleiben, 
daß sich die Helfer des Ortsverbandes 
auch selbst ein Geschenk zum Jubi­
läum machten. Es handelt sich dabei 
um einen Bootsanhänger für das 
in Eutin stationierte Schlauchboot 
mit Außenbordmotor, den sich die 
Helfer aus eigenen Mitteln beschaff­
ten , um damit noch schneller und 
wirksamer Hilfe leisten zu können . 

Mehrere Grußbotschaften - u. a. vom 
Präsidenten des Deutschen Bundes­
tages, Prof. Dr. Karl Carstens, und 
vom Bundestagsabgeordneten Klaus 
Konrad - erreichten den OV Eutin 
an läßlich seines 25jährigen Jubi­
läums. Sowohl Professor Carstens 
als auch MdB Konrad würdigten in 
ihren Schreiben an den Ortsbeauf­
tragten für Eutin den uneigennützi­
gen und freiwilligen Einsatz der Hel­
fer und die große Bedeutung, die 
dem Technischen Hilfswerk im Zivil­
und Katastrophenschutz zukommt. 

OB Radloff dankte abschließend Bür­
gervorsteherin Anneli Voigt und Bür­
germeister Knutzen für die Ausrich­
tung des Empfanges. Eine Besichti-

gung der aufgestellten Fahrzeuge 
und Geräte beendete das Vormit­
tagsprogramm. Am Abend bestand 
für Helfer und Gäste Gelegenheit, 
auf dem Jubiläumsball des THW die 
Geselligkeit zu pflegen . 

Aus Anlaß des 25jährigen Bestehens 
des OV Eutin zeigte die Kreisspar­
kasse Ostholstein in ihrer HauptsteIle 
in Eutin eine Woche lang eine THW­
Ausstellung . Für dieses Entgegen­
kommen darf noch einmal herzlich 
gedankt werden. T. G. 

Sturm über Schleswig­
Holstein 

Das Weihnachtsfest 1977 wurde in 
Schleswig-Holstein mit einem Unwet­
ter eingeleitet. Heftige Orkanböen 
tobten Heiligabend über dem ganzen 
Land. Erst am Nachmittag des 24. De­
zembers legte sich der Sturm, der 
in Böen Windstärken von 10 bis 11 
erreichte. Der orkanartige Sturm rich­
tete in fast allen Kreisen des Landes 
erhebliche Schäden an . 

In HOhenwestedt, Kreis Rendsburg­
Eckernförde, wurde eine 11jährige 
Schülerin von einem herabstürzenden 
Dachteil erschlagen. Bäume wurden 
entwurzelt oder wie Streichhölzer 
umgeknickt. Telefonleitungen , Licht­
leitungen und Antennen wurden zer­
stört, Kraftfahrzeuge durch herabfal­
lende Dachziegel , Baumäste oder 
durch herumgewirbelte Gegenstände 
beschädigt. 

Zur Beseitigung der vom Sturm ange­
richteten Schäden und zur Abwen­
dung von drohenden Gefahren waren 
neben Feuerwehr und Polizei auch 
167 Helfer aus zwölf Ortsverbänden 
des THW-Landesverbandes unermüd­
lich - z. T. auch bis in die späten 
Nachmittagsstunden - mit ihren 
Fahrzeugen im Einsatz. Sie sicherten 
Dächer von Wohnhäusern und Fa­
brikgebäuden, räumten Straßen von 
Dachziegeln und umgestürzten Bäu­
men fällten halbentwurzelte Baumrie­
sen , die für ihre nähere Umgebung 
zu einer Gefahr geworden waren . 

Insgesamt leisteten die zu Hilfelei­
stungen herangezogenen Helfer des 
THW-Landesverbandes Schleswig­
Holstein über 800 Einsatzstunden. V. 
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HOmBUrG ~ 
THW-BV Hamburg-Altona 
im Rückblick 

Bereits in den Jahren 1950 bis 1952 
wurden zwischen dem späteren 
THW-Bezirksbeauftragten für Ham­
burg-Altona, Ing. (grad .) Karl Bock­
holt, und dem Beauftragten des Bun­
desinnenministeriums und späteren 
Direktor des THW, Dtto Lummitsch, 
Gespräche über die Gründung von 
THW-Drtsverbänden in Hamburg 
gefuhrt. 

Am 16. August 1952 wurden die 
Dienstgeschäfte im BV Altona auf 
dem Bodenraum eines gewerblich 
genutzten Gebäudes in der Rothe­
straße aufgenommen. Die Ausrüstung 
und Ausstattung waren so begrenzt, 
daß nahezu das gesamte Werkzeug 
von den Helfern mitgebracht werden 
mußte. Zum Symbol für diesen Zu­
stand wurde eine Anzahl Kugelhäm­
mer, die Helfer Schwalbe neben vie­
len anderen Dingen beisteuerte . 

Im Januar 1953 fand der erste Lehr­
gang in der Landesschule Veddel 
mit 25 Helfern das BV Altona statt. 
Im Februar 1953 war dann der erste 
Einsatz Altonaer Helfer bei der Sturm­
flut in Holland - noch mit den alten 
Fahrzeugen. Am 15. März 1954 wur­
den die Räume der heutigen Unter­
kunft in der Notkestraße bezogen. 

Bereits ab 1953 wurden Sprengungen 
durchgeführt, von denen die bemer­
kenswertesten die Sprengung des 
Eingangsportals des ehemaligen 
Hannöverschen Bahnhofs (1955) und 
die Durchbruchsprengung an der 
Ernst-August-Schleuse während der 
Sturmflut 1962 waren . Der BV Altona 
verfügt über die größte Zahl ausge­
bildeter Sprengmeister (heute ca. 
15) und Sprenghelfer (über 40) der 
Hamburger Bezirksverbände. Der 
Bezirksverband Altona führte außer­
dem die Sprenglehrgänge für den 
THW-Landesverband durch. Der erste 
Lehrgang dieser Art fand bereits 1954 
statt. Auch das Sprengstofflager des 
LV Hamburg wurde von Altonaer 
Helfern geplant und erstellt und wird 
noch heute von Altana verwaltet. 

Auch im Srückenbau war der Be­
zirksverband rege tätig . Bislang wur­
den zwölf Srücken erstellt, von denen 
die längste - eine Hängebrücke am 
Elbufer bei Teufelsbrück - eine Länge 
von über 70 m aufweist. 
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Die Unterkunft des THW-BV Hamburg­
Altona in der NOlkestraße. 

Die Abend- und Wochenendausbil­
dungen wurden , ergänzt durch grö­
ßere Übungen außerhalb des Stand­
ortes, ab 1957 jährlich durchgeführt. 
Technische Hilfeleistungen führten 
zur weiteren Abrundung des Erfah­
rungs- und Ausbildungsstandes. Her­
vorzuheben wegen besonderer tech­
nischer Lösungen sind die Einsätze 
für das Altonaer Museum. 1955 wurde 
beispielsweise eine mehrere Tonnen 
schwere Kulturwand (Bodenaus­
schnitt , der die verschiedenen Kultur­
epochen erkennen läßt) umgesetzt, 
die nur in Schräglage transportiert 
werden konnte. 

In den Bundes- und Landeslei­
stungswettbewerben konnte Altona 
zwei 3. und zwei 1. Plätze erringen . 
Die kameradschaftliche Verbunden­
heit wurde neben Ausbildung und 
Einsatz durch jährliche BV-Feste 
gestärkt. Durch die Patenschaft mit 
dem DV Ahrweiler (seit 1972) wird 
der Zusammenhalt auch über die 
Lande~g(enzen hinaus ausgedehnt. 

Seit 1973 wird Jugendarbeit betrie­
ben, derzeit wirken ca. 30 Jugend­
liche mit. 

Der BV verfügt zur Zeit über 212 ak­
tive Helfer in drei Bergungszügen, 
einem Instandsetzungszug , einem Ver­
sorgungszug und einer Führungs­
gruppe - hinzu kommt die TEL für 
die Deichverteidigung. 

Uber einen langen Zeitraum wurden 
die Geschicke des BV engagiert ge­
leitet von Ing. (grad.) Karl Bockholt, 
der 1968 die Geschäfte auf Ing. 
(grad .) Günter Klock übertrug. Ing. 
Kurt Bufe betreute von Beginn an 
- zunächst als Sachwalter, dann als 
Geschäftsführer - in väterlicher Weise 
bis 1972 die Helfer des Bezirksver­
bandes. Ihm folgte Jasper Wolff, der 
bis heute auch fur den BV Eimsbüttel 
tätig ist. 

Hinter all diesen Zahlen und Fakten 
steht das persönliche Engagement 
der Helfer und Führungskräfte und 
das Verständnis der Angehörigen , 
ohne das diese Leistungen nicht 
möglich gewesen waren. 

BV Altona legt Kleingarten­
verein "trocken" 

Im November 1977 waren im Ham­
burger Stadtgebiet tagelange starke 
Regenfälle zu verzeichnen; die Was­
sermengen führten örtlich zu erhebli­
chen Überschwemmungen. 

Auch der Kleingartenverein Twissel­
wisch In Hamburg-Langenhorn hatte 
unter diesen Fluten zu leiden. Das 
gesamte Vorflutsystem, das aus ca. 
250 m etwa 60 cm tiefen Gräben be­
stand , wurde überfordert. Hinzu kam, 
daß die Pumpe, die diese Gräben 
in die nahegelegene Tarpenbek ent­
wässert , infolge der Dauerbeanspru­
chung ausfiel. So kam es zu erhebli­
chen Überschwemmungen im gesam­
ten Kleingartenbereich. Über das 
Bezirksamt Hamburg-Nord wurde 
der THW-Landesverband um Amts­
hilfe gebeten. Da der Bezirksverband 
Altona am darauffolgenden Sonn­
abend Ausbildungsstunden angesetzt 
hatte, wurde der BV mit der Sanie­
rung beauftragt. 

Am Sonnabendmorgen wurde bei 
strömendem Regen die AO-Gruppe 
des Instandsetzungszuges 12/ 55 zum 
Schadensort in Marsch gesetzt. Nach 
kurzer Erkundung wllrden die mitge­
führten Pumpen in Betrieb gesetzt. 

Über eine 40 m lange Druckleitung 
förderten die THW-Helfer das Wasser 
aus den Graben in den Vorfluter Tar­
penbek. Nach ca. vier Stunden dau­
ernden Betriebes waren die Parzellen 
entwassert, der Wasserspiegel in 
den ca. 1,0 bis 1,5 m breiten Gräben 
bzw. im Gelände um ca. 40 cm abge­
senkt. Hierdurch war zum einen die 
Vernässung der Grundstücke beho­
ben und zum anderen ein "Puffer" 
geschaffen, so daß nachfolgender 
Regen nicht unmittelbar wieder zu 
Schäden fUhren konnte. Für die Hel­
fer des I-Zuges war dies eine will­
kommene Gelegenheit, die Funktions­
tüchtigkeit ihres Gerätes und ihr per­
sönliches Können unter Beweis zu 
stellen . 

D. B. 



Bremen iI 
"Altweibersommer" 
wurde Härtetest 

Unter dem Kennwort "Altweibersom­
mer" lief die Landesverbandsübung 
des THW ab. Durch das freundliche 
Entgegenkommen der zuständigen 
Bundeswehr-Dienststellen war es 
möglich, die Übung in Lopau , einem 
von der Bevölkerung weitgehend 
geräumten Dorf im Sicherheitsbereich 
des Truppenübungsplatzes Munster­
Nord , sowie in einem nahezu völlig 
zerstörten Dorf (ehem. Westerhorn) 
auf dem eigentlichen Übungsplatzge­
lände durchzuführen. 

Geprobt wurde im Rahmen einer 
Teilübung die Zusammenarbeit der 
Fachdienste (Bergung, Instandset­
zung, San.-Dienst) bei der Bergung 
und Rettung von Verletzten und bei 
der Wiederherstellung von Versor­
gungseinrichtungen. Als Lage ange­
nommen wurde ein Spannungsfall , 
der sich während der Übung zum 
Verteidigungsfall entwickelte. 

Die Übung gliederte sich in vier Pha­
sen : In der 1. Phase sollten die Ein­
heiten von Bremen geschlossen in 
ihren (Übungs-)Bereitstellungsraum 
geführt werden . In der 2. Phase muß­
ten die Einheiten bestimmte Arbeiten 
(Wiederherstellung von Versorgungs­
einrichtungen/Verkehrswegen) ver­
richten. 
Die dritte Phase sah für die Fach­
dienste eine Nachteinsatzübung vor. 
In der letzten Phase schließlich war 
der Bereitstellungsraum koordiniert 
zu räumen . Oie Einheiten mußten 
in die Heimatunterkünfte zurückge­
führt werden . 

Übende Einheiten waren : 
THW-BV Neustadt: 9. und 10. BZ, 
4. IZ, 1 Materialerhaltungstrupp, 
1 Verpflegungstrupp; 
THW-BV Hastedt: 5. IZ , 1 Jugend­
gruppe; 
Regie : 2. SZ, 4. SB. 
Einheiten der Leitung : 
THW-BV Neustadt : Einsatzleiter, 
8 Leitungsgehilfen , 3 Schiedsrichter; 
THW-BV Vegesack : 1 Schminktrupp; 
JUH Kiel : 1 Schminktrupp, 1 Grp. 
Verletzten darsteller; 
FFW Schattensen : 2 Grp. Verletzten­
darsteller. 

Als die Helfer der THW-BV Neustadt 
und Hasted t sich am Freitagabend 
um 19.30 Uhr in den Unterkünften 
einfanden, wußten sie zwar aus Er­
fahrung , daß sie ein arbeitsreiches 

Wochenende erwarten würde, daß 
aber die Übungsleitung für sie (und 
sich selbst) sehr wenig Schlaf einge­
plant hatte, konnten sie noch nicht 
ahnen . 

Nach Aushändigung der Lage an 
die Führungskräfte durch die Gehil­
fen der Einsatzleitung (die zu dieser 
Zeit in Lopau die letzten Vorbereitun­
gen traf) , erfolgte um 20.30 Uhr die 
Übergabe des Marschbefehls: Es 
mußte nach Koordinaten gefahren 
werden . Bedingt durch die über 
130 km lange Anfahrtsstrecke und 
die Schwerfälligkeit der 21 Fahrzeuge 
umfassenden Marschkolonne trafen 
die Einheiten erst nach vier Stunden 
(Sonnabend 0.30 Uhr) im Bereitstel­
lungsort Lopau ein. Überraschender­
weise wurde d ie von der Obungslei­
tung vorausberechnete Fahrtzeit auf 
die Minute eingehalten . In Lopau 
gab es für die Instandsetzungszüge 
zahlreiche Aufgaben . So waren in 
den als Quartieren vorgesehenen 
Häusern die Elektro- und Wasserin­
stallationen zu überprüfen und in ­
standzusetzen . Außerdem galt es, 
Feuerlöschleitungen zu allen Unter­
künften zu legen. Um 3.45 Uhr waren 
diese Arbeiten beendet, die Helfer 
der I-Züge konnten sich , wie vorher 
schon die Berg ungshelfer, zur wohl­
verdienten Ruhe begeben. Selbstver­
ständlich jedoch mußten alle Einhei­
ten Helfer für den Wachdienst an 
Unterkünften und Fahrzeugen abstel­
len . Die Wachen wurden über Funk 
von der Einsatzleitung kontrolliert 
und ihre Aufmerksamkeit mehrfach 

durch besondere Einlagen auf die 
Probe gestellt. 

Um 7.00 Uhr war für den Bergungs­
dienst, um 8.00 Uhr für die Instand­
setzungszüge die Nacht beendet. 

Bereits um 8.15 Uhr begaben sich 
die ersten Helfer an die ihnen zuge­
wiesenen Arbeitsstellen . Zu tun gab 
es genug : Die Bergungszüge errichte­
ten einen Steg über eine Sumpf­
strecke und fällten Bäume, die I-Züge 
setzten die Reparaturarbei ten an 
den Häusern fort, schlugen einen 
Brunnen, verlegten im Erdboden 
Rohrleitungen und bauten eine 
" Luftbeobachtungsplattform" (Hoch­
sitz). All diese Arbeiten wurden durch 
anhaltenden Dauerregen , der mit 
der Zeit die Kleidung durchdrang, 
stark behindert. 

Um 15.10 Uhr war es dann soweit : 
Funkspruch von der Einsatzleitung 
an die Einheiten : Der V-Fall trat ein! 

Helfer und Führung mußten sich auf 
die neue Lage einstellen , es bestand 
ab sofort die Gefahr von Luftangrif­
fen . Kurze Zeit später unterbrach 
dann auch schon der erste Luftalarm 
die Arbeiten . Besonderen Wert legten 
die Schiedsrichter hierbei darauf, 
daß die Arbeit geordnet abgebrochen 
und sofort Deckung aufgesucht wur­
de. Nach kurzer Zeit jedoch folgte 
Entwarnung ; die Arbeiten konnten 
bis um 18.00 Uhr fortgesetzt werden. 

Bereits um 18.30 Uhr gab es für die 
E-Gruppen der I-Züge Befehl zum 
Einsatz in einem benachbarten Dorf. 

Harte Arbeit brachte die Übung des THW-Landesverbandes Bremen, die unter 
dem Kennwort " Altweibersommer" mit Bete iligung von JUH, Regieeinheiten und 
THW-Jugendgruppen durchgeführt wurde. 
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Die Fahrzeuge wurden jedoch auf 
dem Marsch zur Einsatzstelle von 
Leitungsgehilfen angehalten und 
samt Besatzung für ausgefallen er­
klärt. Die zuständigen ZF erfuhren 
über Funk durch die Einsatzleitung, 
daß sowohl Fahrzeuge als auch Be­
satzungen durch Minentreffer ausge­
fallen seien. Die Einsatzleitung benö­
tigte diese Helfer als Verstärkung 
für die Verletztendarsteller, die zu 
der Zeit bereits von dem Schmink­
trupp der JUH (Leitung : Christa 
Grünseh) für ihre Aufgaben vorberei­
tet wurden. Zur gleichen Zeit traf 
auch der für die Nachteinsatzübung 
benötigte Sanitätszug (Regie) in Lo­
pau ein und bekam sein Quartier 
zugewiesen. 

Gegen 20.45 Uhr waren planmäßig 
die Vorbereitungen für den Nachtein­
satz abgeschlossen, alle Verletzten­
darsteIler in der Trümmerhäusern 
auf ihren Posten. 

Um 21.00 Uhr wurden die Bergungs­
zuge alarmiert: " Luftangriff auf We­
sterhorn. Alarmfahrt !" Auf dem 
Marsch zur Einsatzstelle wurden die 
Züge durch Einlagen der Leitung 
aufgehalten. 
Trotzdem erreichte bereits eine halbe 

Verabschiedung von 
Kurt Doms 

Mit Ablauf des Jahres 1977 ist der 
Leiter der Landesverbandwerkstatt 
des THW, Kurt Doms, nach über 
20jähriger Tätigkeit aus dem aktiven 
Dienst ausgeschieden. Am 16. Juni 
1957 begann Doms beim THW-Lan­
desverband als Kraftfahrer und Gerä­
tehandwerker. Auf Grund seiner Lei­
stungen - insbesondere bei der In­
standsetzung von Fahrzeugen und 
Geräten - wurd er am 1. Januar 1969 
ins Angestelltenverhältnis übernom­
men und mit den Aufgaben des 
Werkstattleiters betraut. 

Trotz schwieriger personeller, fian­
zieller und einrichtungsmäßiger 
Bedingungen ist es Kurt Doms gelun­
gen. die Einsatzbereitschaft von 
Fahrzeugen und Geräten optimal 
zu gewährleisten. Sein Improvisa­
tions- und Organisationstalent haben 
ihm hierbei besonders gehol fen . 

Daß er nun als freiwilliger Helfer im 
SV Steglitz weiterwirken will , ist für 
diesen rüstigen Rentner fast selbst-

50 

Stunde nach Alarmierung der erste 
Zug den Einsatzort. Wenige Minuten 
später war die Einsatzstelle ausge­
leuchtet, und nach der Erkundung 
konnte mit den Rettungsarbeiten 
begonnen werden. 

Die Verletztendarsteller machten es 
den Bergungshelfern nicht leicht. 
Sie waren nicht nur realistisch ge­
schminkt, sondern auch dermaßen 
mit den Symptomen ih rer " Verletzun­
gen" vertraut, daß einige Helfer an­
nahmen, daß es sich um echte Ver­
letzte handelte! Ein solcher Funk­
spruch sorgte bei der Einsatzleitung 
für beträchtliche Aufregung. Glückli­
cherweise klärte sich dieser Irrtum 
rasch auf. 

Inzwischen war auch die von den 
Führern der Bergungszüge angefor­
derte Sanitätsunterstützung am Ein­
satzort eingetroffen, der Abtransport 
der " Verletzten " begann. Immer noch 
herrschte Einsatzwetter : Regen, Re­
gen, Regen . Kaum hatten die beiden 
Bergungszüge ihre Arbeiten koordi­
niert, da wurde ein Zug über Funk 
an einen neuen Einsatzort beordert, 
wo er 20 Minuten später eintraf. Auch 
hier galt es, Verletzte unter denkbar 
ungünstigen Bedingungen zu bergen. 

verständlich . Die Auszeichnung mit 
dem THW-Helferzeichen in Gold mit 
Kranz ist gleichzeitig Lob und Dank 
fur seine engagierte Tatigkeit im Ber­
liner THW. 

Kleiner Kran - ganz groß 

Bei der Schuttabfuhr auf dem unbe­
festigten und unebenen Gelände 
des ehemaligen Bethanien-Kranken­
hauses in Kreuzberg riskierte der 
Fahrer eines 16-t-Lkw mit Selbstlade-

Der 6-t-Kran des THW-Landesverbandes 
Berlin hat den 16-t-Lkw "am Haken" 
und stellt Ihn wieder auf die Räder. 

Die Arbeiten gingen zwar zugig vor­
an ; Schwierigkeiten bereitete jedoch 
der Abtransport der Geborgenen. 

Oie Sanitätseinheit konnte wegen 
akuten Treibstoffmangels nicht alle 
Großkrankenkraftwagen einsetzen , 
die "Verletzten " blieben daher zu 
lange im Regen liegen. Dies war vom 
Einsatzleite r nicht zu verantworten . 
er sah sich daher gezwungen, um 
23.35 Uhr die Übung abzubrechen. 
Von 1.00 bis 8.00 Uhr herrschte Nacht­
ruhe, nach 41 Stunden fanden auch 
die in der Einsatzleitung tatlgen Hel­
fer den ersten Schlaf. 

Am Sonntag konnten die Einheiten 
nach Beendigung der am Vortag 
begonnenen Arbeiten um t4.30 Uhr 
in Lopau abrücken, so daß um 18.00 
Uhr die Übung beendet war und alle 
Beteiligten sich noch einige Stunden 
Wochenende gonnen konnten, harte 
Stunden lagen hinter ihnen. Die 
Schlußbesprechung bestatigte den 
Eindruck der Einsatzleitung: Das 
Übungsziel wurde erreicht, die Zu­
sammenarbeit der Fachdienste er­
probt und die Belastbarkei t von Hel­
fern und Führung getestet. Zu ver­
bessern ist die Erste-Hilfe-Ausbildung 
aller übenden Hel fer. -ha)osch-

einrichtung offensichtlich doch zu­
viel : Sein beladenes Fahrzeug stürzte 
um. 

Die herbeigerufene Feuerwehr führte 
den Einsatz nicht durch, weil ent­
sprechend ihren Einsatzrich tlinien 
keine akute Gefahr mehr bestand 
und das Fahrzeug - ohnehin auf Pri­
vatgelände verunglückt - niemand 
behinderte. Auf Empfehlung der Feu­
erwehr wurde daraufhin das THW 
angesprochen . 

Dem THW stellte sich u. a. die Frage, 
ob der in diesem Fall doch recht 
kleine 6-t-Kran des Landesverban­
des ausreichen würde, um den Lkw 
wieder aufrichten zu können. Zur 
Unterstützung des Krans wurde vor­
sichtshalber ein GKW zur Einsatz­
steIle beordert . 

Der Kran schaffte es. Zusammen mit 
dem GKW, der den Havaristen nach 
dem Aufrichten aus der Geländever­
tiefung zog . konnte der Einsatz, in 
dieser Art erstmals durchgeführt, 
mit wenig Personal (fünf Helfer) in 
kurzer Zeit zu Ende gebracht werden . 



nledersOOHsen t) 
25 Jahre THW·OV Hannover 

Ein ereignisreiches Jahr ging für 
das THW in Hannover zu Ende: Am 
6. Juni 1977 konnte der OV-Hannover 
auf 25 Jahre erfolgreiche Arbeit zu­
rückblicken . 

Aus kleinsten Anfängen entstand 
ein Ortsverband, der nunmehr sieben 
einsatzbereite Züge. davon sechs 
Bergungszüge und einen Instandset­
zungszug , sowie einen Bergungs­
räumzug , der sich im Aufbau befin­
det, umfaßt. Zur Zeit stehen dem 
OV Hannover 328 aktive Helfer zur 
Verfügung . 

Durch die in den 25 Jahren erbrach­
ten Dienst- und Hilfeleistungen, spe­
ziell in der Stadt Hannover, aber auch 
in der Umgebung, konnte sich das 
THW-Hannover einen Namen machen. 

Dies wußte auch 1. Bürgermeister 
Albrecht Kaden zu würdigen , als er 
an läßlich des Empfangs zum 25jähri­
gen Jubiläum im Gobelinsaal des 
Neuen Rathauses der Stadt Hannover 
sagte : " Das Technische Hilfswerk 
THW ist zum Wohle unserer Bürger 
nicht mehr wegzudenken und als 
wesentlicher Bestandteil des Kata­
strophenschutzes anzusehen!" 

Dies unterstrichen auch die vielen 
prominenten Gäste, die anläßlich 
des Jubiläums nach Hannover ge­
kommen waren, unter ihnen auch 
der Direktor des THW. In seinem Re­
ferat bedankte er sich für die gute 
Zusammenarbeit und brachte die 
Hoffnung zum Ausdruck, daß es bald 
gelingen möge, tür die unzureichende 
Unterkunft Ersatz zu finden . 

Das Jubiläum wurde zum Anlaß ge­
nommen, verdiente Helfer des OV 
Hannover zu ehren , u. a. wurde Karl 
Piepenbrink, der seit 1919 erst der 
Technischen Nothilfe, dann dem THW 
angehörte und den OV von 1966 bis 
1970 leitete, für seine Verdienste 
ausgezeichnet. 

Als Jubiläumsgabe konnte der Orts­
beauftragte des THW-OV Hannover, 
Günter Cyriacks, der Stadt Hannover 
ein nützliches Geschenk machen. 

Es handelte sich um eine Fußgän­
gerbrücke, die zwei Parkanlagen 
hinter dem Rathaus, die durch einen 
Fluß getrennt sind, verbindet. In Ab­
änderung der einst beim THW übli­
chen Pionierbauweise wurde diese 
Brücke erstmalig unter Verwendung 

von Leimbindern freitragend, d. h. 
ohne Unterstützung durch Joche 
oder Pfeiler, errichtet. Die Stützweite 
der Brücke beträgt 23 ,75 Meter, die 
Breite 3,90 Meter, an beiden Auflagen 
5,25 Meter. Der Belag besteht aus 
6 cm dicken Holzbohlen, die auf fünf 
Holzbindern lagern. Oie Brückenträ­
ger sind aus spezialbehandelter Fich­
te. Jeder Träger wiegt 2,5 Tonnen . 

Die erste Phase der Arbeiten bestand 
darin , die fünf Träger unter Zuhilfe­
nahme eines Mobilkranes des THW, 
stationiert beim OV Bassum, und 
einer Schwimmbrücke, stationiert 
beim OV Münden, einzufahren . Allein 
für diese Arbeiten wurden 13 Stunden 
benötigt. 

Bis der Belag vorbehandelt und auf­
gelegt, die Geländer befestigt waren, 
vergingen drei Tage harter Arbeit, 
rund um die Uhr. Selbst der Entwurf 
und die Statik wurden von Helfern 
des OV Hannover, die in ihren Zivilbe­
rufen als Bauingenieur und Statiker 
arbeiten , erstellt. Nicht zu vergessen 
die Helfer, die drei Tage und Nächte 
hart zupacken mußten. 

W. T. 

Im Dienst der guten Sache: 
Notrufsäulen aufgestellt 

Nach einem gelungenen Ostfries­
land-Presseball waren durch Spenden 
und eine reichhaltige Tombola einige 
Markstücke zusammengekommen . 

Man war sich einig darüber, diese 
Gelder der Björn-Steiger-Stiftung 
zur Verfügung zu stellen , um Notruf­
säulen an Ostfrieslands Straßen auf­
zustellen. Von dem Erlös sollten drei 

Einsatzbesprechung "vor Ort": THW­
Kreis- und Ortsbea uftragter Füst (Mitte, 
mit Brille), rechts THW-Geschäft sführer 
va n Nes. 

Rufsäulen gekauft und installiert wer­
den. 

Daß eine vierte Rufsäule installiert 
werden konnte, ist dem THW-Orts­
verband Aurich zu verdanken. 

Helfer, Unterführer und Führer steil­
ten sich spontan in den Dienst der 
guten Sache und installierten im 
Rahmen einer Ganztagsübung die 
Rufsäulen. Es mußten etliche hundert 

Sorgfältig wird von den Hellern das Zu­
führungskabel zu den Notrufsä ulen ver­
le9t. 

Meter Kabelschächte gebuddelt wer­
den, aber mit lachenden Gesichtern. 
verrichtete man diese Arbeit. 

Durch diesen freiwilligen Arbeitsein­
satz konnte die vierte Rufsäule ge­
kauft und aufgestellt werden . 

Der Kreis- und Ortsbeauftragte Wil­
helm Füst hatte die Aufsicht über­
nommen. 85 Helfer der verschieden­
sten Fachdienste - Bergung, Fern­
melde, Fü-TEL - wurden in vier Bau­
gruppen aufgeteilt, somit konnten 
gleichzeitig alle Rufsäulen in Angriff 
genommen werden. 

Zum Abschluß der Übung lobte der 
KB die Einsatzbereitschaft der Helfer 
und gab seiner Hoffnung Ausdruck: 
"Wenn es noch einmal wieder Geld 
geben sollte für solche Einrichtun­
gen, sind wir wieder dabei. " Dies 
konnte von allen Helfern nur bestätigt 
werden . 

E. B. 
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norDrH81nrv W88TFOL8n 11 
"Der Mensch im Mittelpunkt" 

In der großen Halle der Verbands­
sparkasse Goch, Kreis Kleve, fand 
eine Ausstellung aller Katastrophen­
schutzorganisationen unter dem 

Motto " Der Mensch im Mittelpunkt" 
statt . Der Stadtdirektor der Stadt 
Goch, als Schirmherr, eröffnete die 
Ausstellung. Er machte dabei darauf 
aufmerksam, daß der Mensch stets 
Gefahren ausgesetzt sei. Es sei ein 
Trugschluß, sich zu sehr in Sicherheit 
zu wiegen . Die Technik könne dem 
Menschen nicht den letzten Schutz 
geben. Er unterstrich dabei die Not-

Beleuchtungsmittel stellte der THW-OV 
Kleve Im Rahm en der Ausstellung "Der 
Me nsc h Im Mittelpunkt" aus. 
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wendigkeit von Vorsorge und Selbst­
hilfe in Not- und Katastrophenfällen. 

Für das Technische Hilfswerk stellte 
der Ortsverband Kleve verschiedene 
Geräte aus, wobei der Schwerpunkt 
auf Beleuchtungsmittel gelegt worden 

Zufrieden mit 
der Präse nta­
tion der THW­
Ausrü stung: 
Geschäftsfüh­
rer Lüftn er 
(2. v. r.) und 
Orlsbeauftrag­
ter Siman 
(3. v. r.). 

war. Zusätzlich wurden die Besucher 
durch Bildmaterial , welches einen 
Querschnitt aus der Arbeit des THW 
im Kreis Kleve zeigte, informiert. 
Während der Ausstellungsdauer lief 
tür die Besucher ein Preisausschrei­
ben mit allgemeinen Fragen aus dem 
Bereich des Katastrophenschutzes, 
bei dem es verschiedene Sachpreise 
zu gewinnen gab. R. F. 

Feierstunde 
des THW·OV Lüdenscheid 

Der THW-Ortsverband Lüdenscheid 
nahm sein 25jähriges Bestehen zum 
Anlaß, vor seinem Domizil an der 
Gevelndorfer Straße die blauen 
THW-Fahnen zu hissen , die neuesten 
THW-Fahrzeuge auffahren zu lassen 
und seine Räumlichkeiten zu öffnen 
für den großen Kreis der Gratulanten. 
Ihnen und auch den THW-Helfern 
galt in einer Feierstunde der Gruß 
des Ortsbeauftragten Paul Dunker. 
Im Auftrag des THW-Landesbeauf­
tragten verband dann Adalbert Foik 
seinen Glückwunsch mit einer Rück­
schau auf das Geschehen der ver­
gangenen 25 Jahre. 

Er erinnerte an den ersten Ortsbeauf­
tragten Erich Passmann, der 1952 
von der THW-Leitung mit der Grün­
dung des Ortsverbandes Lüdenscheid 
beauftragt worden war. Die ersten 

Unterkunfts- und Ausbildungsräume 
im vierten Stock eines Fabrikgebäu­
des habe man nur als Übergangslö­
sung angesehen und schon 1954 
ein Domizil auf dem Gelände der 
Bundesbahn bezogen . Nach Über­
siedlung in eine Holzbaracke am 
Gölling 1958, so wußte Foik zu be­
richten, sei ein enormer Mitglieder­
zuwachs verzeichnet worden . 

Durch den Schulneubau habe man 
1962 diese Unterkunft aufgeben und 
die alte Ziegelei an der Honseler 
Straße übernehmen müssen. Beim 
Bau des Bergstadtgymnasiums sei 
auch diese Bleibe verlorengegangen . 
Erst 1969 habe man den Vertrag über 
die Anmietung der jetzigen Unter­
kunft in Gevelndorf abgeschlossen 
und von der Stadt 50 000 DM für 
Um- und Ausbau erhalten . Dazu 
müsse man 5000 Stunden Eigenlei­
stung der THW-Helfer rechnen . Inzwi­
schen seien diese Räumlichkeiten 
abermals zu klein geworden. 

Bürgermeister Jürgen Dietrich gratu­
lierte den Helfern zu ihrem Jubiläum; 
weitere Gratulanten waren Beigeord­
neter Klaus Grummenerl , der Leiter 
des Amtes 38, Manfred Grzybowski, 
THW-Geschäftsführer Bernhard Zock 
sowie die THW Ortsbeauftragten aus 
Altena, Menden, Iserlohn-Kalthof, 
Halver und Balve, gefolgt von Brand­
amtsrat Helmut BÖhnke, DRK-Kreis­
geschäftsführer Willi Rill , dem Leiter 
der Dienststelle des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz, Horst Philipp, 
und Vertretern der Deutschen Le­
bensrettungsgesellschaft wie der 
Johanniter-Unfall-Hilfe. Peter Dahl­
haus (82) gratulierte im Namen seiner 
anwesenden Kameraden, die die 
Technische Nothilfe als Vorläufer 
des THW aufbauten : Fritz Nüsken 
(87), Paul Klußmann (77), Artur Eg­
gert, Erich Sc horn , Franz Rüßler. 

M. SI. 

Nachruf 

Der THW-Ortsverband Bonn trauert 
um seinen jungen Kameraden 

Christof Brinkmann 

Er starb nach einjähriger Krankheit 
am 4. t . 1978 im Alter von 20 Jahren. 
Dem Ortsverband Bonn gehörte er 
seit 1975 an . 

Der THW-Ortsverband Bonn wird 
sein Andenken in Ehren halten. 



Hessen ~ 
Großeinsatz des THW 
in dürregeschädigten Forsten 
des Vogelsberges 

Die langanhaltende Trockenheit im 
Sommer 1976 führte dazu, daß im 
Vogelsberggebiet ein großes Baum­
sterben begann, Besonders betroffen 
waren die Laubholzbestände, aber 
auch Larchen und andere Nadelhöl­
zer verdorrten . 

Am 12. Juli 1977 hatte der Hessische 
Rundfunk in seiner Sendung " Unter­
wegs in Hessen" über das große 
Sterben der Wälder berichtet. 

Diese Sendung veranlaßte den Ein ~ 

satzleiter des THW-Ortsverbandes 
Frankfurt, Jürgen Maier, spontan 
die Hilfe seines Ortsverbandes anzu· 
bieten. Gleichzeitig setzte er auch 
den THW-Landesverband Hessen 
in Kenntnis, da die katastrophalen 
Schäden die Kraft eines Ortsverban­
des überstiegen. 

In Erkenntnis der Notwendigkeit einer 
großräumigen Hilfe in Verbindung 
mit dem hohen Ausbildungswert der 
Aktion , griff der THW-Landesverband 
Hessen die Sache auf. Hier bot sich 
Gelegenheit, dem freiwillig und eh­
renamtlich tätigen Helfer im THW 
das Gefühl " Du wirst gebraucht" 
zu geben und ihm die Möglichkeit 
zu bieten , das in langer Ausbildung 
erworbene Wissen und Können in 
der Praxis anzuwenden. 

In einer vorbereitenden Besprechung 
mit dem 2. Vorsitzenden des Kreis­
verbandes Gießen der Schutzgemein­
schaft Deutscher Wald, Forstoberrat 
Wilfried Graf - zugleich Leiter des 
Staatlichen Forstamtes Lieh - sowie 
den Forstamtsleitern der Fürst zu 
Solms-Lich 'schen und der Graf zu 
Solms-Laubach 'schen Forstämter 
und dem Hauptsachgebietsleiter A 
im THW-Landesverband Hessen, Vey­
hel mann, wurde zunächst eine Be­
standsaufnahme durchgeführt. Diese 
ergab, daß rund 20000 ha Waldgebiet 
von den Dürreschäden betroffen wa­
ren , verstärkt durch Schädlingsbefall. 

In 20 Forstrevieren war Hilfe zu lei­
sten. Das heißt, die dürren Stämme 
mußten gefällt und entastet werden . 
Außerdem war erforderlich , an vielen 

Stellen das Unterholz - besonders 
Wacholder - herauszuschlagen, um 
den Wasserhaushalt zu korrigieren . 

Für das THW bedeutete dies, einen 
Einsatz durchzuführen, wie er bei 
Waldbrandkatastrophen erforderlich 
wäre, zum Beispiel beim Anlegen 
von Brandschneisen usw. 

Der hohe Ausbildungswert dieser 

/ 

Das Bäumefällen und Entasten war zu­
gleich für die Männer des THW praxIs­
nahe Übung. 

Helfer aus 20 hes­
slschen THW-Orts­
verbänden waren 
an mehreren Wo­
chenenden Im 
Großeinsatz, um 
In den dürrege­
schädigten Forsten 
am Vogels berg 
weitere Schäden 
zu verhindern. 

Hilfeleistung ist zu sehen in dem 
Sammeln von Erfahrungen bei der 
Führung größerer Verbände ein­
schließlich Motmärschen und der 
Lösung logistischer Probleme, dem 
Einrichten Technischer Einsatzleitun­
gen , der Führung verstreut eingesetz­
ter Teileinheiten und bei der prakti­
sche Durchführung der gestellten 
Aufgaben . Insgesamt gesehen: 
praxisorientierte Ausbildung . 

An mehreren Wochenenden rollten 
die Fahrzeuge der Einheiten aus 20 
hessischen Ortsverbänden des THW 
in das Schadensgebiet. Es waren 
dies die Ortsverbände Alsfeld , Bad 
Homburg, Bad Orb, Bieber, Bieden­
kopf, Dillenburg , Frankfurt, Friedberg, 
Gelnhausen, Hanau, Hünfeld, Lahn­
Gießen, Lauterbach , Marburg, Neu­
hof, Neu-Isenburg, Seligenstadt, 
Solms, Steinau und Wächtersbach . 
847 Helfer des THW haben in 14530 
Einsatzstunden unter Anleitung der 
Forstbeamten ihren Beitrag zur Erhal­
tung der hessischen Wälder geleistet 
und darüber hinaus unschätzbare 
Erfahrungen für den Einsatzfall ge­
sammelt. Außer den bereits genann­
ten Tätigkeiten wurden große Gebiete 
von Reisig gereinigt und Flächen 
kulturfähig gemacht, so daß im Früh­
jahr dort neue Bäume gepflanzt wer­
den können . 

Oie Helfer meinten: "Wir sind gerne 
gekommen und haben viel gelernt. 
Die Arbeit war schwer, aber sie hat 
uns Freude gemacht. " Auch die Füh­
rungskräfte - vom Truppführer in 
der Einheit bis zum Hauptsachge­
bietsleiter beim Landesverband -
haben Erfahrungen für künftige Ein­
sätze gesammelt. Forstoberrat Graf: 
"Die Zusammenarbeit mit dem THW 
hat sich außerordentlich erfreulich 
gestaltet. Die Männer haben sich 
hervorragend geschlagen." 
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THW-Musikkorps zu Gast 
in Hamburg 

Gern sind die Kameraden des THW­
Musikkorps Rheinland-Pfalz, Ortsver­
band Hermeskeil, der Einladung des 
THW-Landesverbandes Hamburg 
zur dortigen 25-Jahr-Feier gefolgt. 

Der THW-Bezirksverband Hamburg­
Elmsbuttel unter der Führung von 
Herrn Knabe und Geschäftsführer 
Wolf verstand es ausgezeichnet, das 
Musikkorps während des Aufenthaltes 
in Hamburg durch das "Programm" 
zu führen . Beeindruckend tur die 
" Landratten vom Hochwald" war 
der Hamburger Hafen. Am Nachmit­
tag sollte das Musikkorps das THW 
im Volksparkstadion repräsentieren. 

Reicher Applaus war der Lohn für 
die musikalischen Vorträge vor Be­
ginn und in der Halbzeitpause des 
Bundesligaspieles FC St. Pauli-
1. FC Kaiserslautern. 

Am Abend fand in Hamburg-Rothen­
burgsort in der Aula der Schule 
Marckmannstraße die Jubiläumsver­
anstaltung statt. In Anwesenheit zahl­
reicher prominenter Gäste brachte 
das Musikkorps nach feierlicher mu­
sikal ischer Einleitung ein fast zwei­
stündiges Non-Stop-Konzert gehobe­
ner Unterhaltungsmusik zu Gehör. 

Die Hamburger Freunde und auch 
die Gäste aus Rheinland-Pfalz, u. a. 
Landesbeauftragter Siegfried Drogies, 
Mainz, Ortsbeauftragter Georg Prösch 
mit weiteren 10 THW-Kameraden 
aus Hermeskeil, entließen die Kapelle 
nur nach einigen Zugaben . Für Tanz 
und gute Stimmung im Saal sorgten 
ebenfalls die Hermeskeiler Musiker 
unter Regie von Hans Thome. 

Am Sonntagmittag ging es zurück 
in Richtung Hermeskeil. Für alle Be­
teiligten war die Hamburg-Fahrt ein 

Erlebnis, das sicherlich noch oft in 
angenehmer Weise in Erinnerung 
gerufen wird. 

Flugzeugabsturz bei Mainz 

Flugtag auf dem Flugplatz Mainz-Fin­
then, Eine große Zuschauerzahl ver­
folgt mit Interesse die Schauflüge 
von Flugzeugen jeder Bauart und 
Größe. Als besondere Attraktion gilt 
ein englisches Jagdflugzeug, ein 
Veteran aus dem letzten Krieg . Der 
Pilot, der schon viele Loopings, Rol­
len, Sturzflüge etc , geflogen ist, ver­
traut seiner Maschine so sehr, daß 
er als Passagier einen flugbegeister­
ten Mainzer Jungen mitnimmt; er 
Ist 16 Jahre alt. 

Aber kurz nach dem Start passiert 
es : Aus noch geringer Höhe kippt 
die Maschine über die Tragflache 
ab und stürzt in den nahegelegenen 
Wald . Die sofort ausgerückte Flug­
platz-Feuerwehr findet an der Ab­
sturzstelle nur Trümmer und die Lei­
chen des Piloten und seines Flugga­
stes. Die UnfallsteIle wird zur Ber­
gung und Spurensicherung durch 
Spezialisten bis zum nächsten Tag 
abgesperrt. Dabei stellt es sich her­
aus, daß nicht alle Wrackteile von 
Hand auf Lkw geladen werden kön­
nen und der schwere Kran der Feu­
erwehr im Waldgelände nicht arbeiten 
kann. 

So geht eine Anforderung an das 
THW. Die Erkundung ergibt , daß der 
Kipper des Landesverbandes das 
zweckmäßigste Gerät ist, das hier 
eingesetzt werden kann. Klein und 
wendig kann er zwischen den Bäu­
men rangieren. In kurzer Zeit ist der 
Kipper zur Stelle, Kleinere Flugzeug­
trümmer werden von THW-Helfern 
in seine Schaufel geladen und auf 
den bereitstehenden Lkw abgekippt. 
Größere Teile, insbesondere der Mo-

tor, der sich tief in den weichen 
Waldboden gebohrt hat, werden mit 
Ketten und Seilen am Schwenkarm 
befestigt und auf den Lkw gehoben. 
Etwa vier Stunden dauern diese 
Bergungsarbeiten , bis die letzten 
Trümmer gefunden und verladen 
sind. G. S. 

Abschied von Wilhelm Dumm 

In einer kleinen Feierstunde verab­
schiedete THW-Landesbeauftragter 
Siegfried Drogies den Angehörigen 
seiner Dienststelle, Wilhelm Dumm. 

In seinen Abschiedsworten unter­
strich Drogies, daß Dumm nicht von 
ungefähr vor 23 Jahren zum THW 
gekommen sei. Seine beruflichen 
Kenntnisse und Erfahrungen als 
Schiffsführer auf dem Rhein und 
aus seiner Marinezeit im Krieg mach­
ten ihn zu einem wertvollen Mitarbei­
ter für den Schwimmbrückendienst 
des THW. Jahrelang leitete Dumm 
das Schwimmbrückenlager Obern­
burg . Dabei hat er den im Lager bzw. 
mit Gerät aus dem Lager übenden 
Helfern manch guten Rat geben 
können. 

Nach Auflösung des Schwimmbrük­
kendienstes kam Dumm zur Dienst­
stelle des Landesverbandes, Hier 
hat er sein Können u. a. beim Ausbau 
des Wasserübungsplatzes am Rhein 
bewiesen . Als Anerkennung über­
reichte LB Drogies ihm zum Abschied 
das Helferzeichen in Gold. 

Im Namen aller Kollegen wünschte 
der Vorsitzende des Personalrates, 
Gerhard Schmidt, dem Scheidenden 
noch viele ruhige LebenSjahre. Damit 
er aber nicht roste. hatten die Mitar­
beiter ihm eine Werkbank gestiftet, 
an der er seine nicht nur beim THW 
erlernten technischen Kenntnisse 
verwenden kann. 

saarlanD (t 
Gemeinsame Obung 
der Organisationen 

In Zusammenarbeit mit dem THW-OV 
Neunkirchen und dem DRK führte 
die Freiwillige Feuerwehr der Kreis­
stadt Neunkirchen im Stadtteil Han­
gard ihre Jahreshauptübung durch, 

Bei der gemeinsamen Alarmübung 

54 

wurde angenommen. daß im Heiz­
raum der kath . Kirche nach der Ex­
plosion des Heizkessels durch aus­
laufendes Heizöl ein Brand ausgebro­
chen war. Das Feuer hatte durch 
die beschädigte Heizraumdecke auf 
die darüberliegenden Räumlichkeiten 
ubergegriffen. 

Oie Übung, von Wehrführer Hirsch 

geleitet. wurde von zahlreichen Zu­
schauern. Oberbürgermeister Neuber, 
Bürgermeister Groß. Landesbrandin­
spektor Flick sowie weiteren Persön­
lichkeiten des Rates der Stadt Neun­
kirchen , des öffentlichen Lebens 
sowie der KatS-Organisationen ver­
folgt. 

Aufgabe des B-Zuges des THW-OV 



Der Bergungszug des THW· OV Neunkir· 
chen hatte bei der Übung auch die Auf· 
gabe, die einsturzgefährdete Mauer 
der Kirche fachgerec ht abzustützen. 

Neunkirchen unter Leitung von Zug­
führer Schug: Löschwasserversor­
gung über eine 300 m lange Strecke 
von der Oster bis zur Einsatzstelle 
(mit THW-eigenem Gerät einschließ­
lich einer TS 8/ 8) sowie die Abstüt­
zung einer einsturzgefährdeten Au­
ßenwand der Kirche. 

Im Anschluß an die Übung erfolgte 
mit allen Beteiligten eine Bespre­
chung , in der Oberbürgermeister 
Neuber, Wehrführer Hirsch und Lan­
desbrandinspektor Flick allen Helfe­
rinnen und Helfern von Feuerwehr, 
THW und DRK für die Einsatzbereit­
schaft dankten und den hohen Aus­
bildungsstand lobend hervorhoben. 

G. F. 

Einweihung der Unterkunft 
für den OV lliingen 

Der THW-Ortsverband IIlingen, seit 
Jahren in einer ehemaligen Jugend­
herberge untergebracht, konnte nach 
rund 18monatiger Bauzeit - nach 
umfangreichen Instandsetzungsmaß­
nahmen - die Einweihung der Unter­
kunft vornehmen . 

Die dringend notwendigen Bauunter­
haltungsmaßnahmen konnten von 
seiten des Bundes erst erfolgen, 
nachdem die Gemeinde lllingen als 
Eigentümerin des Bauwerks einer 
Mietvertragsänderung zugestimmt 
hatte, deren wesentlicher Bestandteil 
die kostenlose Überlassung für die 

Dauer von 30 Jahren ist. Nun sind 
alle baulichen Voraussetzungen für 
die Helfer des OV IIlingen geschaffen, 
die Ausbildung optimal als Basis 
für eine wirkungsvolle Arbeit zum 
Wohle der Bevölkerung zu gestalten. 

AnläßJich der Einweihungsfeier im 
neugestalteten Schulungsraum der 
Unterkunft, an der neben den Helfern 
des OV Vertreter aus Verwaltung , 
Kirche, Politik und KatS-Organisatio­
nen teilnahmen , galten die besonde­
ren Grüße von THW-OB Kiehn Land­
rat Dr. Schwehm, Pastor Wendling , 
Bürgermeister Woll , LB Reimann 
und HSGL Faß, den Ortsvorstehern 
Fuchs, Alt und Grob, Bauleiter Hart­
mann, Wehrführer Reiß mit weiteren 
Führungskräften der Feuerwehr sowie 
den DRK-Repräsentanten Müller und 
Meiser. 

In seiner Ansprache bedankte sich 
OB Kiehn bei allen Beteiligten , und 
besonders bei Bürgermeister Woll 
und den Mitgliedern des Rates der 
Gemeinde Illingen, für das Entgegen-

Teilansicht der Unterku nft und der Gara· 
genhalle des THW·OV lliingen. 

kommen bei der kostenlosen Über­
lassung der Unterkunft und des 
Übungsgeländes, bei der Bundesre­
gierung für die Bereitstellung der 
notwendigen Haushaltsmittel und 
den Helfern des OV - mit dem stell­
vertretenden OB und Zugführer 
Bernhard Schmitt an der Spitze-
für das Engagement bei den notwen­
digen Eigenleistungen. Trotz der 
Tatsache, daß der OV IIlingen hin­
sichtlich des Fahrzeug- und Geräte­
bestandes gut ausgestattet ist, be­
mängelte OB Kiehn abschließend 
die seines Erachtens unzureichende 
Ausstattung mit Selbstbewirtschaf­
tungsmitteln und die Problematik 
der Alarmierung . 

Landrat Dr. Schwehm hob hervor, 
daß im THW wie in den anderen 
KatS-Organisationen Demokratie 
praktiziert wird, indem die Arbeit 
der allgemeinheit zugute kommt. 
Allen Helfern des OV IIlingen sprach 
er für die bisherige Mitwirkung Dank 

und Anerkennung aus und gab der 
Hoffnung Ausdruck, daß die neue 
Unterkunft auch als Stätte der per­
sönlichen Begegnung dienen möge. 

THW-Landesbeauftragter Reimann 
ging zu Beginn seiner Ausführungen 
auf die Mittelbereitstellung ein, die 
im allgemeinen den Bedarf der Orts­
verbände deckt. An die Helfer ge­
wandt sprach er die Hoffnung aus, 
daß die renovierte Unterkunft sie 
anspornen möge, ihr uneigennütziges 
Wirken als freiwillige Helfer mit der­
selben Einsatzbereitschaft fortzuset­
zen , die sie bisher in so vorbildlicher 
Weise gezeigt haben. 

Abschließend übergab er die Unter­
kunft mit dem Wunsch, daß sich die 
Helfer wohlfühlen mögen. Hier sollen 
sie mit Freude an der Ausbildung 
teilnehmen , Vorbereitungen für 
Übungen treffen, sich für den Einsatz 
rüsten , die Kameradschaft. pflegen 
und festigen und frohe Stunden in 
der Gemeinschaft verbringen . Im 
Auftrag des Vizepräsidenten des 
Bundesamtes für Zivilschutz und 
Direktors der Bundesanstalt THW 
zeichnete er einige Helfer tür beson­
dere Verdienste um das THW aus. 

Bürgermeister Woll beglückwünschte 
den OV IIlingen zur neuen Unterkunft 
und ging auf die Geschichte des 
Bauwerks ein. Nachdem er hervorge­
hoben hatte, daß in absehbarer Zeit 
der endgültige Ausbau der Zuwen­
dung zur Unterkunft erfolgt, übergab 
er OB Kiehn einen Wappenteller der 
Gemeinde IIlingen als Erinnerung 
an den Tag der Einweihung. 

Nach Ansprachen von Pastor Wend­
ling , Wehrführer Reiß und den Vertre­
tern des DRK erfolgte ein gemeinsa· 
mer Rundgang durch die neugestal-
tete Unterkunft. G. F. 

Nachruf 

Die Helfer des THW-OV Saarwellingen 
haben von ihrem langjährigen Helfer 

Willibald Becker 

Abschied nehmen müssen. 

Im Jahre 1912 geboren, gehörte Bek­
ker dem OV Saarwelli ngen seit der 
Gründung an und half voll Idealismus 
beim Aufbau . Er war ein Mann, der 
sich bei den Helferkameraden großer 
Beliebtheit erfreute. 

Der Ortsverband hat einen guten 
Kameraden verloren , dessen Anden­
ken er in Ehren halten wird . 

Der Ortsbeauftragte 
und die Helfer des OV Saarwellingen 
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Einsatz des THW-OV Waldshut 

Starke Regenfälle und die Schnee­
schmelze hatten in Waldshut einen 
Erdrutsch verursacht, der zwei 
Wohnhauser in akute Gefahr brachte. 
Von der Stadtverwaltung wurde das 
THW angefordert, das sofort seinen 
SChnelleinsatztrupp an die Schadens­
stelle beorderte. 

Um den Erdrutsch aufzuhalten und 
ein gefahrdetes Haus unterhalb des 
Steilhangs zu schützen , mußten 
Bäume gefällt und aus der Gefahren­
zone entfernt werden . Weiterhin wa­
ren Abstützungen zu errichten, um 

Nach zwei Tagen: 
Behelfsbrücke befahrbar 

Straßenbauer waren damit beschäf­
tigt, die neue Mainau-Brücke, 
die den Bodenseearm uberspannt, 
der die Insel Mainau vom Festland 
trennt, mit einem Fahrbahnbelag 
zu versehen. Augenzeugen berichte­
ten : Mit einem Male begann die 
Brücke zu vibrieren, sich teitweise 
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ein Eindringen der mit Wasser ver­
mischten Geröllmassen in die Keiler­
räume zu verhindern. Außerdem 
wurde eine oberhalb des Erdrutsches 
befindliche Stützmauer im Einver­
nehmen mit den zuständigen Behör­
den durch Sprengmeister Lang vom 
OV Waldshut " portionsweise" ge­
sprengt. um weiteren Schäden vorzu­
beugen. 

Oie gestellten Aufgaben wurden von 
den beteiligten Helfern schnell und 
sachgemäß durchgeführt, was von 
den Behörden bestätigt wurde. A. M. 

Der abrutschende 
Hang von unten 
aus gesehen. 

Die Abbruchkante 
des Steilhangs, 
der vom THW-OV 
Waldshut zu si­
chern war. 

anzuheben , um dann im Bereich von 
vier Pfeilern abzusinken. Oie Polizei 
sperrte sofort die Brücke für jegli­
chen Verkehr. Da die Gefahr bestand, 
daß das an der Unterseite der Brücke 
angebrachte Stromversorgungskabel 
bei einem weiteren Absinken der 
Brücken reißen würde. lösten Mon­
teure der Stadtwerke die Befesti­
gungsschellen. 

Ein Bruch dieses Kabels hätte die 

ganze Stromversorgung der Insel 
Mainau lahmgelegt. 

Die zweite Notmaßnahme wurde 
durch das THW eingeleitet. Der Kon­
stanzer THW-Kreisbeauftragte, Alex­
ander Fecker, koordinierte bereits 
nach einer Stunde alle Maßnahmen 
zum Bau einer " aufgesattelten " Be­
helfsbrücke, System Bailey. Als wei­
tere Maßnahme stationierte die Feu­
erwehr zwei Tragkraftspritzen sowie 
Schlauchmaterial auf der Insel, da 
durch die Unpassierbarkeit der 
Brücke die Motorfahrzeuge der Feu­
erwehr nicht die Insel erreichen 
konnten und ohne die Tragkraftsprit­
zen kein Brandschutz gewährt wer­
den konnte. 

Nach Verständigung des THW-Lan­
desbeauftragten wurden die beiden 
Bailey-Brückenbaueinheiten in 
Achern und Müllheim/Baden alar­
miert. Während der Mullheimer Kreis­
beauftragte, Wolfgang Ertel, Antrans­
port des Bailey-Brückenbaugerätes aus 
den landeseigenen Straßenbaulagern 
Achern und die Bereitstellung der 
Helfer betrieb, wurden in Konstanz 
mit Material aus Beständen des DRK 
Übernachtungsmöglichkeiten für 
die einzusetzenden auswärtigen 
THW-Helfer geschaffen. 

Während auf der Brücke das MitteI­
geländer, das den Fußgängerverkehr 
von dem Fahrzeugverkehr trennt, 
abgebaut wurde. wurden in Achern 
ca. 80 t Brückenbaumaterial auf 
THW-Fahrzeuge aus dem gesamten 
südbadischen Raum verladen . 

Um 21.50 Uhr traf KB Erte!. nachdem 
er auf der Anfahrt in Freiburg noch 
Kontakt wegen der Materialverladung 
aufgenommen hatte. in Konstanz 
ein und besichtigte die Einsatzstelle. 

Aufgrund seiner Brückenbaukennt­
nisse wurden die ursprünglich auf 
ca. 40 m Spannweite veranschlagte 
Brücke auf ca. 55 m verlängert, um 
die Last der aufgesattelten Bailey­
Brücke auf eine größere Fläche der 
standfesten, unbeschädigten Brük­
kenabschnilte der Straßenbrücke 
zu verteilen. 

Um 5.00 Uhr morgens konnten die 
Montagearbeiten nach dem Einmes­
sen der Bruckenbaustelle begonnen 
werden . Um die Helfer etwas zu ent­
lasten . waren ein Kranfahrzeug einer 
Firma aus dem Raum Konstanz und 
ein leichter Kranwagen der Freiwilli-
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gen Feuerwehr Konstanz mit einge­
setzt. Um 19.00 Uhr wurden die Män­
ner an der Einsatzstelle durch 
Helfer aus den benachbarten Ortsver­
bänden abgelöst. 

Gegen 8.00 Uhr morgens war die 
aufgesattelte Bailey-Brücke bis auf 
die Auffahrtrampen und den Fahr­
bahnbelag fertiggestellt. Nach einer 
längeren Ruhepause wurde um 
13.00 Uhr die Arbeit wieder aufge­
nommen, so daß um 18.00 Uhr die 
Probebelastung erfolgen konnte. 

Ohne den persönlichen Einsatz aller 
direkt am Brückenschlag beteiligten 

Helfer, der Nachschubkräfte, der 
Fernmelder, Verwaltungshelfer 
und der Einsatzleitung wäre dieser 
Brückenschlag nicht so rasch mög­
lich gewesen. Die Anerkennung die­
ser Leistung durch die Mainauer Bür­
ger war am besten aus einer Anzeige 
im "Süd kurier" zu ersehen . 

Aber so beschwerlich der Aufbau 
der Behelfsbrücke war, so war es 
auch ein recht hartes Stück Arbeit 
nach einem Monat, nachdem ein 
Erddamm - um den Verkehr aufzu­
nehmen und die Instandsetzungsar­
beiten an der abgesunkenen Brücke 

zu ermöglichen - aufgeschüttet wor­
den war, die 80 t Brückenbaumaterial 
abzubauen. 

Durch Probebohrungen bis zu 40 m 
Tiefe hoffte man, genauere Erkennt­
nisse über die geologische Schich­
tung des Untergrundes zu erhalten, 
um später die Brücke hydraulisch 
zu heben und die Brückenpfeiler 
im abgesunkenen Bereich neu fun­
dieren zu können. 

Die alte Brücke, die allerdings nur 
für sechs Tonnen Nutzlast zugelassen 
war, hatte 110 Jahre treue Dienste 
geleistet. K. S. 

Bo~ern ~ 
Alpine Skimeisterschaft der 
THW-Jugendgruppen aus 
Niederbayern 

Unter der Schirmherrschaft von Bür­
germeister Ascher, Breitenberg, fan­
den die Skimeisterschaften der nie­
derbayerischen Jugendgruppen des 
THW im Wintersportort Rastbüchl 
bei Breitenberg statt. 

Bei idealem Skiwetter und einer vom 
1. Vorsitzenden des WSV Rastbüchl, 
Josef Hageneder, hervorragend prä­
parierten Piste begann die Konkur­
renz mit dem Abfahrtslauf. Nach ei­
nem spannenden Rennen - die bei­
den Erstplazierten waren zeitgleich 
und mußten ein Entscheidungsrennen 
durchführen - gewann Heinz Seer 
(Passau) vor den Brüdern Wolfgang 
und Andreas Traup (Simbach) in der 
Gruppe I (Jahrgang 196~2). In der 
Gruppe 11 (Jahrgang 1963 und jünger) 
siegte der Passauer Wieland vor Hösl 
(Simbach) und Goebel (Passau). 

Die Betreuer ließen es sich nicht 
nehmen, ebenfalls unter sich eine 
EntSCheidung auszutragen. Den Ab­
fahrtslauf gewann der Passauer Hof­
mann vor den Simbachern Klarmann 
und Hirsch. Der Riesentorlauf, von 
Klaus Dieter Hofmann gesteckt, 
brachte folgende Plazierungen: 

Gruppe I: Udo Jakobs aus Simbach 
vor Beer (Passau) und A. Traup (Sim­
bach); 

Gruppe 11 : Christian Hösl aus Sim­
bach vor den Passauern Wieland 
und Goebel; 

Betreuermannschaft : Hofmann (Pas­
sau) vor Klarmann (Simbach) und 
Bartsch (Passau). 

Die Jugendgruppenleiter des THW­
Ortsverbandes Passau, Hans Kruse 
und Gottfried Weindler, die das Ski­
rennen in diesem Jahr organisiert 
hatten, überreichten bei der Sieger­
ehrung dem Kombinationssieger 
Heinz Beer aus Passau einen Pokal. 

Trotz dieser herausragenden Leistung 
des Passauers stellten die Simbacher 
wie im Vorjahr die Sieger im Mann­
schaftswettbewerb. 

Oie Skimeisterschaften waren wie 
stets ein gelungener Auftakt für die 
Jugendarbeit im neuen Jahr. Der 
Orts- und Kreisbeauftragte Jonny 
Goebel bedankte sich bei allen Betei­
ligten für die Unterstützung und Mit­
wirkung und versprach, sich im näch­
sten Jahr wieder für diese Veranstal-
tung einzusetzen . G. W. 

Zehnkampf-Siegerehrung in 
Garmisch-Partenkirchen 

Das THW Garmisch-Partenkirchen 
richtete wieder ein Jahresschluß-Feier 
aus. Dazu konnte der Ortsbeauftragte 
Dipl.-Ing. Ludwig Hölzl als Ehrengä­
ste Vereinsbank-Direktor Dr. Richard 
Berndl, Gemeinderat Siegfried Uhl 
und THW-Geschäftsführer Max 
Steindl begrüßen. 

Das Programm gestalteten die THW­
Helfer selbst - musikalisch an der 
Spitze OB Ludwig Hölzl mit Sohn 
auf Klarinette und Ziehharmonika 
sowie Frau Wägner mit lustigen bis 
besinnlichen Textbeiträgen. Das ge­
mütliche Beisammensein wurde die­
ses Jahr außerdem bereichert durch 
die Siegerehrung und Preisverteilung 

im THW-Cup, um den in den letzten 
eineinhalb Jahren in den verschie­
densten Disziplinen gekämpft wurde. 

Die Wettbewerbe, zehn an der Zahl, 
umfaßten: Rodeln, Minigolf, Stoßbud­
deln, Wurfpfeil , Schwimmen, Eis­
stock, Geschicklichkeits-Radfahren, 
Kegeln, Torwand- und Pfeil- und 
Bogenschießen. Bewertet wurden 
die Plazierungen nach dem Punktesy­
stem der Ski-Weltcup-Rennen. 

Anton Buchwieser, der den Zehn­
kampf mit viel Mühe organisiert hatte, 
konnte einen erfolgreichen Rückblick 
halten. Er hatte auch stattliche Preise, 
z. T. von ortsansässigen Unternehmen 
gestilltet, zusammengetragen. Als 
1. Preis gab es - bei getrennter Wer­
tung für Damen und Herren - die 
von der Bayerischen Vereinsbank 
und dem 2. Bürgermeister Toni Neid­
linger gestifteten Pokale. Gewinner 
bei den Männern war übrigens Anton 
Buchwieser! H. S. 

Schwerer Unfall auf der 
Autobahn 
. 

Bei einer Geschwindigkeit von ca. 
120 km/h löste sich an einem Pkw 
bei der Fahrt von Kitzingen in Rich­
tung Nürnberg auf der Autobahn 
das linke Hinterrad. Das Fahrzeug 
geriet ins Schleudern, rutschte etwa 
50 m an der Leitplanke entlang und 
prallte dann gegen ein Brückenge­
länder. Fahrer und Beifahrer wurden 
auf der Stelle getötet. Der schwerver­
letzte dritte Insasse wurde ins Ge­
rolshöfer Krankenhaus eingeliefert. 
Das THW leistete Hilfe zur Befreiung 
der Eingeklemmten und zur raschen 
Beseitigung des Autowracks. Ri. 
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warnDIenST @ 
Bayerischer Staatsminister besuchte das Warnamt X 

Der Bayerische Staatsminister des 
Innern, Dr, Alfred Seidl , stattete dem 
Warnamt X (Starnberg) am 16, Januar 
1978 gemeinsam mit einigen Vertre­
tern seines Ressorts einen Besuch 
ab, Dr, Seidl wollte sich " vor Ort" 
über Organisation, Aufgaben und 
Einsatzbereitschaft des Warndien stes 
im allgemeinen und der " bayeri­
schen " Warnämter IX (Ansbach) und 
X (Starnberg) im besonderen näher 
informieren . 
Nach der Begrüßung durch den Ab­
teilungsleiter Warndienst im Bundes­
amt für Zivilschutz, U BD Dr. Maske, 
und Herrn Mey, der mit der Wahr­
nehmung der Geschäfte des Warn­
amtsleiters beauftragt ist, wurde der 
Film " Probealarm", der über die Auf­
gaben des Warndienstes informiert 
und im Warnamt X gedreht worden 
ist, vorgeführt. 
Im Anschl uß an eine kurze Kaffee­
pause schilderte der Abteilungsleiter 
Dr, Maske in einem Kurzreferat die 
Konzeption des Warndienstes, seine 

Organisation und Aufgaben und gab 
einen Überblick über die Einsatzbe­
reitschaft. 

Besondere Aufmerksamkeit galt bei 
diesem Besuch auch der Mitbenut­
zung der Sirenen des Warndienstes 
bzw. der Zusammenarbeit zwischen 
den Warnämtern und den Polizei­
dienststeIlen in Bayern zur Abwen­
dung sonstiger Gefahren. 

Im Verlauf der Besichtigung des 
Warnamtsbunkers wurden den Gä­
sten die taktischen, die fernmelde­
und die maschinentechnischen Ein­
richtungen sowie die Räume für die 
Versorgung und die Unterbringung 
gezeigt. Der Min ister, der allen Erläu­
terungen sehr viel Interesse entge­
genbrachte, zeigte sich sichtlich be­
eindruckt. Trotz Zeitnot wegen weite­
rer Termine nahm er noch die Gele­
genheit wahr, mit den Bediensteten 
des Warnamtes kurze Gespräche zu 
fuhren , bevor er sich beim Abschied 
mit herzl ichen Worten bedankte. G. M. 

Einsatzleiter Heinz Nagomy trat in den Ruhestand 

Mit Ablauf des Monats Januar 1978 
ist Einsatzleiter Heinz Nagorny mit 
Erreichen der Altersgrenze in den 
Ruhestand getreten. Die Bediensteten 
des Warnamtes VII hatten sich am 
31 . Januar versammelt , um sich von 
Heinz Nagorny zu verabschieden . 
Im Auftrage des Präsidenten des 
Bundesamtes für Zivilschutz händigte 
der zur Verabschiedung zum Warn­
amt VII aus Bonn gekommene Refe­
rent für das Fernmeldewesen der 
Abteilung WO, Dipl.-Ing. Scharpegge, 
Nagorny die Dankurkunde für die 
der Bundesrepublik Deutschland 
geleisteten treuen Dienste aus. 

Anschließend würdigte der Leiter 
des Warnamtes VII Dipl.-Ing. Utischill , 
das Wirken von Heinz Nagorny. Am 
9, Januar 1913 als Sohn eines 
Reichsbahnbeamten in Lyk in Ost­
preußen geboren, begann mit Ende 
des 1. Weltkrieges die Schulzeit mit 
dem Besuch der Volksschule und 
des Gymnasiums in Lyk, wo Nagorny 
1933 auch das Abitur ablegte . Danach 
schloß sich ein Hochschulstudium 
der Rechtswissenschaften an, das 
er aber abbrach, um Berufsoffizier 
zu werden . Nagorny nahm als Offizier 
am 2. Weltkrieg teil. Da nach der Ge­
fangenschaft seine Heimat Ostpreußen 
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für ihn nicht mehr erreichbar war, 
fand er in Bernburg / Saale Zuflucht. 
Später ging Nagorny nach Berlin. 
Dort bewarb er sich um eine Anstel­
lung bei der soeben aufgebauten 
Bundesvermögensverwaltung , bei 
der er dann in der Sondervermögens­
abteilung bis 1967 beschäftigt war. 
Im Marz 1967 zum damaligen Bun­
desamt für den zivilen Bevölkerungs­
schutz versetzt , wurde er als Einsatz­
leiter dem Warnamt VII in Weinsheim 
bei Bad Kreuznach zugeteilt. 
Dipl.-Ing. Utischill meinte nun zum 
Abschied : " Es geht ein Bediensteter 
in den Ruhestand , der sich an allen 
Stellen seiner beruflichen Tätigkeit 
durch sein verbindlich-kamerad­
schaftliches Verhalten großer Be­
liebtheit erfreute und der sich durch 
sein Fachwissen und seine solide 
Arbeit auch bei seinen vorgesetzten 
Stellen Achtung und Anerkennung 
erworben hat." 
Zum Abschluß der Abschiedsfe ier 
überreichte TAl Ruf als örtlicher Per­
sonalratsvertreter Nagorny ein Erin­
nerungsgeschenk der Bediensteten 
des Warnamtes. Für die Einsatzleiter 
des Warndienstes sprach RA Schäfer 
Dank- und Abschiedworte und über­
reichte eine Erinnerungsurkunde. 

Maschinenmeister Hans 
Schlaupitz verabschiedet 

Der Maschinenmeister des Warnam­
tes IV, Hans SChlaupitz, ist mit Ablauf 
des Monats Dezember 1977 in den 
Ruhestand getreten. 

Am 27, 3. 1914 in Wanne-Eickel gebo­
ren, gehörte er zu den Jahrgängen, 
die vom Schicksal nicht verwöhnt 
worden sind. Nach Schul- und Be­
rufsausbildung wurde er 1933 zum 
Arbeitsdienst, 1935 zur Wehrmacht, 
1939 zum Kriegsdienst eingezogen. 
Nach drei Verwundungen kam er 
in amerika nische Gefangenschaft 
und war aufgrund seines Gesund­
heitszustandes bis 1948 arbeitsunfä­
hig. Ab 1949 arbeitete Schlaupitz 
wieder in seinem Beruf und trat 1962 
in den Dienst des Warnamtes IV ein . 

Im Rahmen einer Feierstunde im 
Warnamt IV händ ig te der Leiter des 
Warnamtes IV, Behninger, im Namen 
des Präsidenten des Bundesamtes 
für Zivilschutz, Dr, Kolb, die Dank­
urkunde der Bundesrepublik 
Deutschland aus. Dank und Grüße 
der Fachabteilung überbrachte 
BauOR Kronenberg. 

Anläßlich seiner Verabschiedung 
wurden Schlaupitz Erinnerungsge­
schenke von den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern des Warn amtes IV 
und von den Maschinenmeistern 
der Warnämter überreicht. Oie besten 
Wünsche seiner Kollegen und Mitar­
beiter begleiten ihn in seinen neuen 
Lebensabschnitt. 

Nachruf 

Am 19. 12. 1977 verstarb im Alter 
von 48 Jahren der Helfer 

Rudol f Engelhardt 

Inhaber des Goldenen Ehrenzeichens 
mit Eichenlaub, plötzlich und uner­
wartet an einem Herzversagen. 

Die WD-Leitmeßstelie 81 , Schwäbisch 
Hall, der Rudolf Engelhardt über zehn 
Jahre angehörte, hat einen stets 
hilfsbereiten Freund und Mitarbeiter 
verloren. 
Er gehörte zu der Generation, die 
den Krieg und die Leiden der Zivilbe­
völkerung aus eigenem Erleben ken­
nengelernt hat. Er hielt es für seine 
Pflicht , daß ihm Mögliche zu tun, 
um im Katastrophenfall zum Schutz 
der Zivilbevölkerung beizutragen. 
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ASS-Serlin auf den Havelseen 

ASB-Wasserrettungsdienst: 
In der Badesaison Hochbetrieb 
1977 fast 11 000 Stunden im Rettungsdienst geleistet 

" Achtu ng, Achtu ng! Person im Was­
ser!" Mit diesem Ruf aus den Laut­
sprechern der Rettungsschiffe auf 
den Havelseen in Berlin wird die 
höchste Alarmstufe ausgelöst. Irgend 
jemand auf Ober- oder Unterhavel 
ist in Lebensgefahr, droht zu ertrin­
ken oder ist schon untergegangen. 
Dann hängen die Helfer - alles Frei­
willige - an den Funkgeräten und 
warten auf die Durchsage, wo sich 
das Unglück ereignet hat. Kommt 
die Mitteilung von der Zentrale, dann 
rasen sie "erhobenen Buges" über 
die Wasserfläche in das entspre­
chende Planquadrat. Die Helferorga­
nisation der Arbeitsgemeinschaft 
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Wasserrettungsdienst ist ein Zu sam­
menschluß aus Arbeiter-Samariter­
Bund, der Deutschen Lebensret­
tungs-Gesellschaft (DLRG) und der 
Wasserwacht des Roten Kreuzes. 
Vier Krankentransporte, sechsmal 
Erste Hilfe, drei ermattete Windsurfer 
aufgenommen, sieben Segler frei­
sowie zwölf manövrie runfähige Boote 
abgeschleppt, neun gekenterte Se­
gelboote (insgesamt 17 Insassen) 
aufgerichtet - die Wochenend bilanz 
der 32 Wasserrettungs-Stationen 
an Unter- und Oberhavel. 
Aber auch an den ruhigen Wochen­
enden sind die Rettungsschw immer, 
Sanitäter und Bootsführer der Ar-

Oie Männer des 
ASB-Wasserret­
tungsdlenstes 
auf den Berliner 
Gewässern haben 
im Sommer stets 
Hochsaison. 22 
Bootsführer stellt 
der ASe jedes 
Jahr tür diese 
verantwortungs­
volle Aufgabe. 

Ober sieben Motor­
rettungsboote 
für den Wasserret­
tungsdienst verfü-
gen die Berliner 
Arbeiter-S ama riter. 

beitsgemeinschaft Wasserrettungs­
dienst, der DLRG, Arbeiter-Samari­
ter-Bund und das Deutsche Rote 
Kreuz angehören , immer auf dem 
Sprung. SAMA 5, mit sechs Tonnen 
Gewicht das schwerste und größte 
Rettungsboot des Arbeiter-Samari­
ter-Bundes, hatte den ersten Einsatz 
bereits morgens um acht, als die 
Mannschaft noch beim Frühstück 
saß. Ein 68jähriger Mann mußte mit 
schweren Kreislaufstörungen ins 
Krankenhaus gebracht werden . Die 
Wiederbelebungsversuche der Ret­
tungsmannschaft waren vergebens, 
der Mann starb in der Klinik. 

Klaus Weiser , der an diesem Wo­
chenende als Schiffsführer der 
SAMA 5 eingeteilt ist, muß mit seiner 
Crew anschließend noch zwei Segel­
boote abschleppen und ein gekenter­
tes Boot bergen ; an Bord sind nun 
die DLRG-Rettungsschwimmer Wulf 
Dokmann, Wilfried Peglau, Claudia 
Tinap und Gerd Krüger, der am 

Für den Ernstfall gerüstet: eine Demon­
stration der Wiederbelebungsmaßnah­
men . 

Steuer sitzt. Dann ist erst ein mal 
Funkstille. 

Später entdeckt der Schiffsführer 
in Ufernähe einen losen Schilfschutz­
ballen, der verhindern soll , daß Boote 
in die Pflanzen fahren . Nach knap­
pem Kommando nimmt der Steuer­
mann Kurs auf die Stelle. Wilfried 
muß über Bord. Er watet durch das 
trübe Wasser und befestigt den Bal­
len mit Unterstützung vom Schiff 
wieder vorschriftsmäßig . Eine Routi­
neangelegenheit, die Patrouillenfahrt 
wird fortgesetzt. 

Hilfe bei Bedarf 

Unter diesigem Himmel tummeln 
sich einige wetterfeste Segler, Surfer 
und P.addler, die auch ein verregnetes 
Wochenende zu sportlicher Aktivität 
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ausnutzen wollen . Hin und wieder 
schippert ein Fischer in seinem Kahn 
vorbei und leert Reusen . Die Mann­
schaft von SAMA 5 hat sie alle Im 
Auge. Plötzlich kippen zwei Surfer 
ins Wasser. Die Rettungsschwimmer 
beobachten sie aus einiger Entfer­
nung. Brauchen Sie Hilfe oder ruhen 
sie sich bloß aus? Alles klar, sie ste­
hen wieder. 

"Wir bieten unsere Hilfe an und grei­
fen außer in akuten Notfällen nur 
ein, wenn es gewünscht wird", erklärt 
Klaus Weiser. 

Immer auf dem Sprung 

Außer der SAMA 5 setzt der Arbeiter­
Samariter-Bund noch sechs weitere 
Rettungsboote ein. Die Besatzungen 
sitzen in der Station und vertreiben 
sich die freie Zeit mit Backgammon, 
Lesen, Gesprächen. Zum Nachmit­
tagskaffee gibt es diesmal Bienen­
stich und Selbstgebackenes aus der 
Küche einiger Samariter-Frauen. 
Klaus Weiser, dessen Frau in der 
Funkzentrale der Station arbeitet, 
konnte an diesem Wochenende auch 
seine siebenjährige Tochter mitbrin­
gen. 

Die freiwilligen Retter der DLRG-Sta­
lionen Bürgerablage und Hakenfelde, 
die wie die Helfer vom Arbeiter-Sa­
martier-Bund von sonnabends 9 Uhr 
bis Sonntagabend 19 Uhr Wache 
haben, "schieben" ebenfalls einen 
ruhigen Tag . Mit Fußballspielen , 
Tischtennis auf chinesisch, bei dem 
alle mitmachen können , und Kickern 
verbringen sie die Zeit bis zum näch­
sten Einsatz - immer bereit zum 
Spurt auf das Rettungsboot. Die Sta­
tion Bürgerablage überwacht in erster 
Linie den Badebetrieb am rund 
80 Meter breiten Strand. Es wagen 
sich allerdings nur einige Nimmer­
müde in die Havel-Fluten. Stations lei­
ter Gerd Grundke kann in Ruhe 
Spaghetti kochen. 

Fünf Mark Taschengeld 
und ein Essen . .. 

Die Helfer der Arbeitsgemeinschaft 
Wasserrettungsdienst sind alle ehren­
amtlich tätig und erhalten für ihren 
Wochenendeinsatz nur fünf Mark 
Fahrgeld und ein warmes Mittagessen 
pro Tag . Die übrige Verpflegung wird 
aus eigener T asche finanziert . 

Klaus Weiser: "Viele WassersportIer 
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Bootsführer und Sprechfunkerinnen des ASB Berlln leisteten 1977 Insgesamt fa st 
11000 Stunden Dienst. ASB, DRK und DLRG haben sich In Berlln zur "Arbeitsge­
meinSChaft Wasserrettungsdienst" zusa mmengeschlossen. 

wissen überhaupt nicht, daß unsere 
Dienste kostenlos sind . Manche 
schimpfen sogar: ,Ihr werdet doch 
dafür bezahlt' . Dabei hätten wir 
Spenden dringend nötig." 

Die Retter kennen ihr Einsatzgebiet 
wir ihre Westentasche und jeden 
lebensrettenden Handgriff aus dem 
Effeff. Hin und wieder gibt es Schwie­
rigkeiten mit Gekenterten, die alles 
besser wissen und schließlich doch 
einsehen müssen, daß sie auf die 
Hilfe der Spezialisten nicht verzichten 
können . 

Tätigkeitsbericht des ASB­
Wasserrettungsdienstes 1977 
in Berlin 

Die sieben Motorrettungsboote 
waren an 75 Tagen im Einsatz. Der 
Dienst wurde durchgeführt mit 
22 Bootsführern , 7 Sprechfunkerin­
nen und an 19 Wochenenden mit 
je 20 Samariterinnnen und Samaritern 
sowie 3 KTW-Besatzungen auf 
7 Landstationen, 

Die Boote wurden im Rahmen der 
ARGE WRD mit Rettungsschwimmern 
der DLRG, Bezirk Reinickendorf, 
besetzt. 

Auf den Stationen und Booten wur­
den in 258 Fällen Erste Hilfe geleistet, 
37 Personen (durch eigene KTW) 
und 5 Personen (durch FW-KTW) 
wurden in Krankenhäuser eingeliefert. 

Die Rettungsboote brachten 17 Per­
sonen zur Weiterversorgung in die 
Hauptstation Saatwinkel. 4 gekenterte 
Ruderboote, 24 gekenterte Paddel­
boote , 91 gekenterte Segelboote ver­
schiedener Größen wurden geborgen, 
ihre 162 Insassen gerettet, davon 
drei vor dem sicheren Tod durch 
Ertrinken, 

Die Boote wurden zu zwei Ertrin­
kungsfällen alarmiert. Eine Suche 
hatte Erfolg, eine Suche wurde er­
folglos abgebrochen, Eine unter­
kühlte Person, zwei erschöpfte Surfer 
und fünf erSChöpfte Schwimmer wur­
den aus dem Wasser aufgenommen. 

Ein gesunkenes Boot wurde gehoben 
und zwöl f Suchen nach verlorenen 
Gegenständen unter Wasser wurden 
durchgeführt. Drei Bootsmannschaf­
ten wurde technische Hilfe geleistet. 
158 Boote mit 348 Personen an Bord 
wurden auf Hilfeersuchen frei- oder 
abgeschleppt. 

Die Boote führten durch: 295 Kontroll­
fahrten, 152 Einsatzfahrten und 165 
Fahrten zur Sicherung von Wasser­
sportveranstaltungen, 

Die Bootsführer und Sprechfunkerin­
nen leisteten 10946 Stunden Ret­
tungsdienst. Die Bootsführer leisteten 
1556 Stunden Arbeitsdienst. Sie wur­
den mit 1136 Stunden von den 
DLRG-Stalionsmitg liedern unterstützt. 

Die auf den Stationen eingesetzten 
Sanitätshelfer waren 4300 Stunden 
für den Sanitätsdienst tätig. 



00HonnlTe~ unFOll", HilFe ® 
Gerd-Dieter Wodny 

Die Voraussetzungen und 
Probleme eines JUH-Helfers 
für den Auslandseinsatz 
Seminar für Einsatzteiter der JUH im Austand 
befaßte sich mit grundsätzlichen Fragen 

Im Januar fand in Köln-Deutz in den 
Räumen der KELA (Katastrophenein­
satzleitung Ausland) ein Wochen­
end-Seminar für " Einsatzleiter der 
JUH im Ausland " statt. Dazu reisten 
aus allen Teilen der Bundesrepublik 
24 Teilnehmer an . 

Das Seminar begann mit einem Refe­
rat von Herrn Zieger (Unterabtei­
lungsleiter des Diakonischen Werks 
der Ev. Kirche Deutschlands) zum 
Thema "Katastropheneinsätze der 
JUH aus der Sicht des Diakonischen 
Werks". Zieger zog eine Bilanz der 
letzten Katastropheneinsätze der 
JUH im Ausland. Er veranschaulichte 
die vielfältigen Schwierigkeiten , be­
ginnend bei der Planung und endend 
mit dem Abschluß eines Einsatzes. 
Es wurde differenziert berichtet über 
die Soforthilfe, die unmittelbar ein­
setzt und darauf abzielt, Menschen 
zu retten und Leben zu erhalten , 
und die Normalisierungshilfe, die 
eine allmähliche Rückkehr zu norma­
len Verhältnissen ermöglichen soll , 
sowie die Mitlel- und längerfristige 
Hilfe im Sinne einer Entwicklungs­
politik, die das Ziel hat, die Lebens­
verhältnisse zu verbessern und eine 
Infrastruktur zu schaffen , die über 
die Wiederherstellung des vor der 
Katastrophe herrschenden Zustandes 
mit mehr Lebensqualität für die Men­
schen hinausgeht. Des weiteren 
wurde ausführlich über die spezifi­
schen Voraussetzungen eines JUH­
Helfers gesprochen, der im Ausland 
eingesetzt werden soll. Das Diakoni­
sche Werk erwartet von einem Jo­
hanniter-Helfer: 

• Er soll einer christlichen Konfes­
sion angehören und bereit sein zu 
christlichem Engagement, zur Tole­
ranz gegenüber andersartigen Tradi­
tionen bestehender Gemeinschaften , 
zu ökumenischer Zusammenarbeit 
mit allen Partnern, aber auch zur 
Zusammenarbeit mit anderen Hilfsor­
ganisationen. 

• Er soll einen solchen Grad von 
charakterlicher Reife, Kameradschaft­
lichkeit und Zuverlässigkeit besitzen , 
daß er auch unter SChwierigsten kli­
matischen und menschlichen Bedin­
gungen inmitten einer fremden Kultur 
seinen Auftrag erfüllen kann. 

Der UnterabteIlungsleiter des Diakoni­
schen Werkes der Ev. Kirche Deutsch­
lands, Zieger, während seines Referats. 

Das bedeutet u. a., daß er bereit sein 
soll , sich - wenn erforderlich - der 
Leitung des Gastlandes unterzuord­
nen, Vorstellungen und Pläne zu 
respektieren, Arbeits- und Lebens­
weisen verständnisvoll zu erkennen; 

schwierigen Unterstellungsverhältnis­
sen mit Feingefühl geschickt zu be­
gegnen und loyal auch fachlich weni­
ger qualifizierte Vorgesetzte zu unter­
stützen ; 

sich in das Team einzuordnen und 
sein Wissen und Können in pädago­
gisch richtiger Weise zu vermitteln . 

Daneben sollten weitere Eigenschaf­
ten vorhanden sein : 

Fähigkeit zur Selbstkritik, Humor, 
emotionale Stabilität, die Fähigkeit, 
Enttäuschungen positiv zu verarbei­
ten , Mut, neue Wege zu beschreiten , 

Beharrlichkeit, Interesse außerhalb 
des Berufes, vor allem auch in Rich­
tung auf gesellschaftspolitische Betä­
tigung . 

Dazu kommen noch folgende Bedin­
gungen: 

t 

Mindestalter 18. möglichst aber 25 
Jahre. Tropentauglichkeit , Grund­
kenntnisse in einer europäischen 
Fremdsprache. 

Sicher ist au fgefallen , daß Wert auf 
persönliche und gesellschaftliche 
Qualität gelegt wird . Es läßt sich eben 
nicht leugnen, daß die Fachkraft Ge­
fahr läuft , zum mehr oder weniger 
"nützlichen Idioten" zu werden, wenn 
sie ihre Tätigkeit nicht auch gesell­
schaftlich integriert und unter Um-
ständen auch in Frage stellen läßt. 
Es darf aber nicht verschwiegen wer­
den , daß die meisten Bewerber den 
fachlichen Anforderungen entspre­
chen, die Zahl derjenigen aber gering 
ist, von denen erwartet werden kann, 
daß sie aktiv an den Problemen der 
Katastrophenhilfe als Teil der Ent­
wicklungshilfe mitarbeiten , mit dem 
Ziel. daß schöpferische Antworten 
auf die Herausforderung durch die 
Not gegeben werden können . 

Noch gehören leider gesellschaftli­
ches und politisches Engagement 
nicht ebenso selbstverständlich zu 
den "Tugenden" eines Christen wie 
Tü chtigkeit im Beruf. 

Daß all diese Voraussetzungen nicht 
von jedem Johanniter optimal erfüllt 
werden können , ist verständlich, denn 
auch Johanniter sind nur Menschen. 
Aber ein jeder sollte bemüht sein , 
durch intensive Schulung, Selbststu­
dium, Training und Teilnahme an 
Übungen und Seminaren an sich 
zu arbeiten. 

Helfen wollen ist gut. 
Hel fen können ist besser. 
Helfen will gelernt sein . 

Herr Voigt, Referent der JUH-Bun­
desgeschäftsführung, referierte im 
Anschluß über vorbereitende Maß­
nahmen der JUH für Katastrophen­
hilfe im Ausland und erläuterte an 
Hand von vorbereitetem Arbeitsmate­
rial die Gliederung und den Aufbau 
des JUH-Bundeskatastrophenzuges. 

Herr Steißlinger, Geschäftsführer 
einer Fertigbaufirma, hielt im weite­
ren Verlauf der Tagung ein Referat 
über den Aufbau eines Camps. Steiß­
linger berichtete von den letzten Aus-
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landseinsätzen, bei denen seine 
Firma in Kooperation mit dem Diako­
nisehen Werk und der JUH eine Viel­
zahl von Fertigbauten erstellte. Er 
sprach nicht nur detailliert uber alle 
technischen Probleme eines Camps. 
sondern er erli:wterte auch ausführ­
lich die Schwierigkeiten der Kommu­
nikation mit der einheimischen Be­
völkerung , Planung einer sinnvollen 
Freizeitbeschäftigung der Helfer. 
sanitäre Probleme, klimatische Um­
stellung . Verpflegung und vieles 
mehr. 

Im Anschluß erläuterte Herr Wolf, 
Zugführer der KELA, das Abrech­
nungs- und Kassenwesen , die Vor­
bzw. Nachteile von Euro-Schecks. 
DM-Reiseschecks etc . im Ausland. 
Wolf unterstrich die Wichtigkeit der 
" taglichen " Abrechnung. um die ent­
sprechenden Kursschwankungen 
zu erfassen . 

Dr. Busse. Bundesarzt der JUH. der 
als Regionalarzt für die deutschen 
diplomatischen Vertretungen im Iran , 
in Afghanistan. Pakistan . Indien. Ne­
pal und Ceylon von 1968 bis 1974 
tätig war und die Anerkennung "Tro­
penmediziner" besitzt, referierte über 
Maßnahmen zu Gesunderhaltung 
im Einsatz. Insbesondere sprach er 
über Vorbeugung und Verhalten bei 
Krankheiten , Impfschutz. Krankheits­
erreger. Krankheitssymptome. 

Der Abend endete mit einem Referat 
des JUH-Bundesausbildungsleiters 
Peltz. Der Bundesausbildungsleiter 
stellte die erschwerten Einsatzbedin­
gungen im Ausland dar und wies 
besonders auf die wesentlichen Un­
terschiede gegenüber Inlandseinsät­
zen hin. Diese Unterschiede liegen 
speziell in der sprachlichen Verstän­
digung, im Klima , in anderen Lebens­
gewohnheiten, in anderer Mentalität, 
Religion, in der anderen Ernährung, 
in der oft schwierigen Zusammenar­
beit mit Behörden und Verbanden 
im Ausland. in langen Nachschubwe­
gen und Reparaturproblemen, in 
oft unzureichenden oder sehr beeng­
ten Unterkunftsmöglichkeiten, beson­
ders auch im Hinblick auf die sanitä­
ren Einrichtungen, in der ärztlichen 
Versorgung für das eigene Team , 
in der sinnvollen Freizeitgestaltung, 
in der ständigen Gewährleistung der 
Sicherheit für Einsatzkräfte und Mate­
rial. 

Der Lehrgangsschluß am nachsten 
Tag mit der Demonstration des Mate­
rials und der Geräte des Katastro­
phenzuges sowie praktischen 
Übungen. 
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Schwesternhelferin­
Ausbildung ISHAI in NRW 

An der Landesschule NRW der Jo­
hanniter-Unfall-Hilfe werden Madchen 
und Frauen im Alter von 17-55 Jah­
ren kostenlos zu Johanniter-Schwe­
sternhelferinnen ausgebildet. Die 
theoretischen Lehrgänge werden 
an der Landesschule in- Münster 
durchgeführt. während die praktische 
Ausbildung anschließend an 14 Tagen 
in einem Krankenhaus am Wohnort 
der Teilnehmerinnen erfolgt. Die 
Termine für die theoretischen Lehr­
gänge 1978: 

30. Juni-14. Juli 
14. Juli-28. Juli 
28. Juli-lI . August 

Herbstferien: 
SHA 5: 1.-14 . Oktober. 

Nähere Auskünfte und Anmeldungen 
fur einen der vier Lehrgänge bitte 
an die folgende Adresse richten : 

Johan niter-Unfall-Hilfe 
Schwesternhelfe ri nnenau sbild u ng 

Dezernat Nordrhein-Westfalen 
Weißenburgstraße 48 
4400 Münster/Westfalen. 

Schwesternhelferin in 28 Ta­
gen in Schieswig-Hoistein 

28. 3.-11 . 4. Rendsburg 
12. 4.-26. 4. Wildeshausen 
31.5.-13 . 6. Wildeshausen 
20. 6.- 4. 7. Wildeshausen 
13. 8.-26. 8. Wildeshausen 
4. 9.-16. 9. Wildeshausen 

20. 7.- 4. 8. Kiel 
21 . 7.- 5. 8. Kiel 

Weitere theoretische Ortslehrgänge 
in : Kiel . Kronshagen . Flensburg und 
Lübeck. Auskunft und Anmeldung : 

Gräfin Finckenstein 
Dezernentin für SHA/SH 
K ieler Weg 16 
2301 Felmersholz 
Tel. : (04346) 7833 

Eine Schwesternhelferin während der Ausbildung. 



mOLT8S8rtvHILFSDI8nST 

Wolfgang Rollik 

Ein Jahr nach dem schweren Erdbeben in der Türkei 

In Ostanatolien beginnt eine neue Epoche 
MHD-Helfer bauen Schulen, Ambulanzstationen , Wohn- und Sanitärgebäude / Schluß 

Strom, Wasserleitung , Kanalisation, 
Bad - die Zivilisation hält Einzug 
mit dem Wiederaufbau im Hochland 
von Ostanatolien . Eine Region über­
springt mehrere Generationen und 
Entwicklungsstufen, ein Sprung hin­
ein ins 20. Jahrhundert. Wie werden 
zum Beispiel die Frauen den Komfort 
von fließendem Wasser annehmen? 
Heute waschen sie ihre Wäsche und 
die Teppiche noch im Bach. Landrat 
Fevzi Ylmaz ist optimistisch . Der 
Landrat hat aber auch einen Wunsch. 

Mit Worten, die einem Orientalen 
zur Ehre rei chen , machte er die Ver­
antwortlichen des Deutschen Cari­
tas-Verbandes und des Diakonischen 
Werks damit bekannt: "Die Innenein­
richtung der Schulen muß auch von 
der Bundesrepublik geliefert werden. 
Die finanziellen Mittel der türkischen 
Regierung reichen dafür nicht aus. 

Wenn wir die Schule aus Deutschland 
mit Einrichtungsgegenständen aus 
der Türkei bestücken würden, dann 
sähe sie aus, wie wenn ein Kamel 
einen Eselskopf hätte . Die Luft muß 
nach Deutschland riechen , wenn 
man die Schultür aufmacht. " 

Vertreter des Deutschen Cari tas-Ver­
bandes und des Diakonischen Werks 
haben die Gebäude inzwischen an 
die Regierung der Provi nz Van über­
geben. Der Gouverneur, Ahmet To­
sum, dankte der deutschen Delega­
tion für die vorbi ldliche Hi lfe. Die 
Besucher und MHD-Handwerker aus 
der Bundesrepublik waren aber auch 
von der Eigenleistung der Türken 
überrascht. Vom Frühjahr bis zum 
Herbst hat das Ministerium für Wie­
deraufbau und Siedlungswesen der 
türkischen Regierung feste, erdbe­
bensichere Steinhäuser im Katastro­
phengebiet aufgebaut. Die meisten 
Wohnungen sollten noch vor Winter­
anfang bezugsfertig sein. Mehr als 
6000 Familien sol lten dann aus den 
Zelten und Notunterkünften auszie­
hen können . 

Anläßlich eines internationalen Ex-

Oie Vergangenheit ist 
Gegenwart In Ostanato­
lien. Oie Bevölkerung 
im Hochland an der tür­
kisch-iranischen Grenze 
muß in den Dörfern noch 
immer auf elektrisches 
Licht und fließendes 
Wasser in den Häusern 
verzichten. Oie Frauen 
waschen in Rinnsalen 
ihre Wäsche, schrubben 
mit Wurzelbürste und 
Kernseife die selbst­
geküpften Teppiche. 

21 erdbebensichere Fer­
tighäuser haben Bau­
fachleute des Malteser­
Hilfsdienstes von August 
bis Dezember 1977 in 
der Provinz Van/ Osttürkei 
errichtet. Vertreter des 
Deutschen Caritas-Ver­
bandes und des Diakoni­
schen Werkes haben 
die Bauten an die türki­
sche Regierung überge­
ben. Unser Bild zeigt 
ein Wohnhaus in Mura­
dlye. 

Mit erheblichen Anstren­
gungen und Internationa­
ler Hilfe hat sich die 
türkiSChe Regierung 
am Wiederaufbau betei­
ligt. Das schwerste Erd­
beben seit 37 Jahren 
in der Türkei zerstörte 
mehr als 8000 Häuser. 
Im Katastrophengebiet 
heute: Blick auf die neue 
Siedlung Muradiye, hier 
lag das Epizentrum des 
Bebens. 
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Dünn besiedelt 
und von Schotter· 
pisten durchzogen: 
das ostanatolische 
Hochland. Das 

':=::;::;1 Berg Ararat wird 
m häufig von Erder· 
~~ii3 schüUerungen 

heimgesucht 
Die Region liegt 
Im Bereich des 
Erdbebengürtels, 
der sich von den 
Alpen über das 

~~~::::::=:::~~;;;==:.:i:':==1 östliche Mittelmeer 
und Persien bis 
zum Himalaya 
erstreckt. 

Links: Türkische Kinder auf dem Land haben kaum Zeil, richtig Kind zu sein. Jungen 
und Mädchen haben schon früh ihre festen Aufgaben in der Landwirtschaft und 
Im Haushalt. - Rechts: Gesprächspartner der MHD·Helfer waren in erster Linie der 
Landrat, der Arzt von Muradiye, Planer und Handwerker der türkischen Kataslro· 
phenhille AFET und die Geschäftsleute in der 90 Kilometer entfernten Provinzhaupt· 
stadt Van. Bel den EInkaufsfahrten erregte der MHD·Bus - hier vor der Moschee ­
bei den Kindern stets Aufsehen. 

pertentreffens bei der UNESCO in 
Paris wurden folgende interessanten 
Zahlen genannt: Wurde ein großes 
Erdbeben heute Los Angeles oder 
San Francisco heimsuchen, dann 
betrüge der Sachschaden etwa 50 
Milliarden Dollar. Würde Tokio von 
einer solchen Katastrophe betroffen , 
müßte man mit einem Schaden von 
annähernd 100 Milliarden Dollar 
rechnen . Solche Sachschäden ent­
standen zum Glück in dem dünnbe­
siedelten Hochland Ostanatoliens 
nicht. Dennoch: Die arme Bevölke· 
rung traf es hart genug. Von den 
Menschenleben einmal abgesehen, 
verloren die Bauern und Hirten Win­
tervorräte an Getreide in Höhe von 
5000 Tonnen . Die Verluste am Vieh-
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bestand beliefen sich auf etwa 15000 
Stück. Erdbebensichere Hauser für 
die Bewohner in Ostanatolien taten 
schon lange not. Die Fertighäuser 
aus dem Bundesrepublik halten, wie 
der Hersteller versichert, jedem Erd­
beben stand. Bei einem Erdbeben 
können sich einzelne Elemente des 
Hauses verschieben , z. B. die Wände. 
Aber das Gebäude wird nicht zusam­
menfallen . Die Bauten besitzen auch 
bei einer schiefen Wand noch genü­
gend Stabilität. Aufgetretene Schaden 
sind leicht zu beheben , wie der Bau­
unternehmer versichert. Die leichten 
Erdstöße, die während der Bauzeit 
im Gebiet um Muradiye zu spüren 
waren, haben bei den Häusern kei· 
nerlei Schäden angerichtet. Auch 

die erdbebensicheren Steinhäuser 
der türkischen Regierung wurden 
nicht beschädigt. 

Die erdbebensichere Bauweise ist 
deshalb so wichtig, weil die Provinz 
Van im Bereich des Erdbebengürtels 
liegt, der sich von den Alpen über 
das örtliche Mittelmeer und Persien 
bis zum Himalaya erstreckt. Die Tür­
kei zählt zu den gefährdetsten Erdbe­
bengebieten auf der Erde. In dem 
Gebiet des Erdbebengürtels schieben 
sich "wandernde " Kontinentalplatten 
übereinander. Wenn diese Platten 
sich "verklemmen ", baut die Bewe­
gungsenergie Spannungen auf, die 
sich dann in Form eines Erdbebens 
entladen. Die Erdkrusten in Anatolien 
wandern mit der erstaunlich hohen 
Geschwindigkeit von mehreren Zen­
timetern im Jahr. 

Die Konferenzteilnehmer bel der 
UNESCO vertraten die Ansicht, daß 
die totalen Zerstorungen durch Erd­
beben in Zukunft immer wahrschein­
licher würden . Das sei auf die ständig 
zunehmende Bevölkerung und die 
wachsende Konzentralion menschli­
cher Ansiedlung In städtischen Bal­
lungsgebieten zurückzuführen . Für 
die Bevölkerung in Ostanatolien wäre 
wichtig , was die Wissenschaftler als 
notwendig bezeichneten : ein langfri­
stiges Programm wissenschaftlicher 
Untersuchungen, um die Wahrschein­
lichkeitsverteilung von Erdbeben, 
die Erschütterungsempfindlichkeit 
von Gebäuden und die sekundären 
Bebenfolgen, wie Erdrutsche usw. 
voraussagen zu können . Auch gilt 
es, Gefahrenkarten auszuarbeiten. 

Aber von diesen Erdbeben-Frühwarn­
systemen sind die Kurden in Mura· 
diye, Caldiran , Zülfübulak, in Hanköy 
und im Viehhirtendorf Umuttepe noch 
sehr weit entfernt. Ihnen sollen zu­
nächst die erdbebensicheren Ge­
bäude nützen, mit denen der Malte­
ser-Hilfsdienst 21 wichtige kommu­
nale Einrichtungen geschaffen hat. 

Die Krankenstationen und Schulen 
scheinen selbst in Gegenden Bewun­
derung auszu lösen, in denen die 
Malteser-Helfer aus der Bundesrepu­
blik erst im Frühjahr tätig werden 
wollen . Eine dreiviertel Autostunde 
vom Camp entfernt füllte der Bericht­
erstatter im Auftrag des MHD-Fahrers 
den Tankbeleg aus: "Malteser-Hilfs­
dienst, Muradiye". Als der junge 
Tankwart das las, ging ein erkennen­
des und anerkennendes Lächeln über 
sein Gesicht. Er sagte: "Tamam , ta· 
mam!" - "Prima!" 



DeUTSOHer FeuerweHrverBanD €~t~ tU 
15 Jahre Bundesgeschäftsstelle des DFV Diese Seiten 

erscheinen in 
Verantwortung des 
Deutschen 
Feuerwehrverbandes 

Für Herbst 1979 ein neues Domizil 
DFV beabsichtigt Beendigung des derzeitigen räumlichen Provisoriums 

" Das Präsidium des DFV hat die Er­
richtung eines Generalsekretariats 
am Sitz der Bundesregierung be­
schlossen. Mit Wirkung vom 1. April 
1963 wird das Generalsekretariat 
des Deutschen Feuerwehrverbandes 
in Bad Godesberg , Hochkreuzallee 89, 
seine Geschäfte aufnehmen. Das 
Präsidium hat den bisherigen Ge­
schäftsfüh rer des Landesfeuerwehr­
verban des von Niedersachsen , Herrn 
Benno Ladwig , zum Generalsekretär 
bestellt. Neben dem Generatsekreta­
riat in Bad Godesberg bleibt am 
Wohnsitz des Präsidenten eine Präsi­
dialkanzlei in Rottweil-Zimmern be­
stehen." Durch diese Mitteilung im 
Nachrichtenblatt des Deutschen Feu­
erwehrverbandes Nr. 3/63 vom 
29. März 1963 wurde die Errichtung 
des Generalsekretariats des DFV ver­
kündet. 

Vor nunmehr 15 Jahren erhielt somit 
der OFV ein eigenes Generalsekreta­
riat mit einem hauptamtlichen Gene­
ralsekretär. Es begann ein neuer Ab­
schnitt im Wirken des Feuerwehrver­
bandes. Das Generalsekretariat wurde 
in der Hochkreuzallee in einem ge­
mieteten kleineren Reihenhaus einge­
richtet. Bis Dezember 1976 beher­
bergte dieses Gebäude neben der 
Verwaltung des DFV auch die Woh­
nung des damaligen Generalsekretärs 
Ladwig, der zum 31 . Dezember 1976 
in den wohlverdienten Ruhestand 
trat und die Wohnung räumte. 

Ab diesem Zeitpunkt ist in diesem un­
scheinbaren Verwaltungshaus keine 
Wohnung mehr enthalten. Die weni­
gen Räumlichkeiten werden von der 
Bundesgeschäftsstelle des Deutschen 
Feuerwehrverbandes (einschließlich 
der Deutschen Jugendfeuerwehr) 
und dem Versandhaus des DFV ge­
nutzt. Bei dieser Nutzung besteht 
eine große räumliche Enge. Von der 
Eröffnung des Generalsekretariats 
in einem Raum und mit einem haupt­
amtlichen Beschäftigten bis zum 
heutigen bescheidenen Umfang von 
vier Räumen und einem Personal, 
das aus dem Bundesgeschäftsführer 
Voßmeier; dem Referenten für Ju­
gendarbeit , Conrad , sowie einer 

• 

Links: Seit 15 Jahren das Domizil des DFV: Hochkreuzallee 89 in Bonn-Bad Godes­
berg. Rechts: Die Mitarbeiter der DFV-Bundesgeschättsstelle (von rechts), Bundesge­
schäftsführer Voßmeier, Frau Witte, Fr!. Pallmert und der Referent für Jugendarbeit, 
Conrad. 

Ganztags- und einer Halbtagskraft 
besteht, sind nunmehr 15 Jahre ver­
gangen. Das Aufgabengebiet der 
Bundesgeschäftsstelle hat sich in 
den letzten Jahren erheblich erwei­
tert. 

Der Mietvertrag für das jetzige Haus 
läuft zum Herbst 1979 aus. Auf einer 
Tagung im Januar 1978 in Wiesbaden 
haben das Präsidium des DFV und 
der Deutsche Feuerwehrausschuß 
einstimmig beschlossen , den Mietver­
trag aufgrund der räumlichen Enge 
und der jährlichen Kosten nicht zu 
verlängern und für den Deutschen 
Feuerwehrverband ein Haus zu kau­
fen , in dem ab Herbst 1979 dann 
die Bundesgeschäftsstelle und das 
Versandhaus des DFV gemeinsam 
untergebracht werden können. Ein 
Haus, welches neben den notwendi­
gen Verwaltungsräumen auch Pl atz 
für Besprechungen und kleinere Ta­
gungen bietet. Damit kommt der DFV, 
ein Verband mit rd. 1 Mio. Mitglie­
dern, zu einem eigenen Domizil und 
weg von dem bisherigen Provisorium 
im Mietverhältnis. Seit Jahren haben 
die Verantwortlichen des Verbandes 
bereits diesen Schritt als notwendig 
angesehen. 

Organisation der musiktrei­
benden Züge der Feuerweh­
ren auf Kreis-. Landes- und 
Bundesebene 

1. Zur fachlichen und organisatori­
schen Betreuung der Musik-, Spiel­
manns- und Fanfarenzüge sowie 
gemischten Züge wird auf den jewei­
ligen Organisationsebenen eines 
Mitgliedes des DFV (nach Aufbau 
der Feuerwehrverbände) ein Sachbe­
arbeiter eingesetzt. 

2. Der Sachbearbeiter trägt die Be­
zeichnung Kreisstabführer, Landes­
stabführer, Bundesstabführer (und 
evtl. Bezirksstabführer usw.). 

3. Die Bestellung der Stabführer er­
folgt: 

3.1. Der Kreisstabführer wird zu­
nächst durch den Vorsitzenden des 
Kreis-Feuerwehrverbandes ernannt, 
soll dann aber später durch diesen 
auf Vorschlag der Musiker berufen 
werden . 

3.2 Der Landesstabführer wird durch 
den Vorsitzenden des Landes-Feuer­
wehrverbandes ernannt und zu einem 
späteren Zeitpunkt au f Vorschlag 
der Kreisstabführer berufen. 
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3.3 Der Bundesstabführer wird durch 
den Präsidenten des DFV im Einver­
nehmen mit dem Deutschen Feuer­
wehr-Ausschuß auf Vorschlag der 
Landesstabführer berufen . 

3.4 Der Zeitraum der Ernennung bzw. 
Berufung entspricht der Wahlzeit 
des Prasidenten bzw. der jeweiligen 
Vorstände der Feuerwehrverbände. 

4. Der Stabführer kann zu den Sit­
zungen der jeweiligen Organe der 
Feuerwehrverbände (Vorstand oder 
Verbandsausschuß) zugezogen werden . 
5. Die Landesstabführer und der 
Bundesstabführer bilden im DFV 
den AK "MusIkwesen" unter Leitung 
des Fachreferates "Organisation ", 

6. Die Aufgaben des Stabführers sind : 
6.1. Erfassung der musiktreibenden 
Züge in der Feuerwehr auf der jewei­
ligen Verbandsebene. 

6.2 Betreuung der Züge und Herstel­
lung eines Informationsflusses. 

6.3 Vertretung der Interessen der 
musiktreibenden Züge und deren 
Angehörigen dem Verbandsorgan 
gegenüber. 

6.4 Organisation von Zusammenkünf­
ten der musiktreibenden Züge zur 
Verbesserung der Ausbildung und 
der Kameradschaft untereinander. 

7. Wertungsspiele der musiktreiben­
den Züge stehen unter Aufsicht des 
Stabführers auf der jeweiligen Ver­
bandsebene. 

8. Zu den Aufgaben des AK "Musik­
wesen " im DFV gehören: 

8.1 Erarbeitung von Vorschlägen 
für Organisationsrichtlinien für mu­
siktreibende Züge im DFV. 

8.2 Erarbeitung von Vorschlägen 
für bundeseinheitliche Lehrgangs­
pläne für die musiktreibenden Züge 
im DFV. 

8.3 Erarbeitung von Vorschlägen 
für bundeseinheitliche Wertungsbe­
dingungen und Wertungsrichtlinien 
für Wertungsspiele der musiktreiben­
den Zuge im DFV auf Kreis-, Landes­
und Bundesebene. 

8.4 Empfehlungen für geeignetes 
Notenmaterial . 

8.5 Vorschläge zur Vorbereitung und 
Organisation von Bundeswertungs­
spielen . 

8.6 Behandlung und Erarbeitung von 
Vorschlägen zu speziellen Problemen 
der musiktreibenden Züge und deren 
Angehörigen . 

Diese Richtlinien wurden vom Deut­
schen Feuerwehrausschuß am 14. 1. 
1978 in Wiesbaden beschlossen. 
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Großer .Jugendtreff 

Kreisbrandrat Alfred Städele hat die 
Feuerwehrjugend des Landkreises 
Günzburg zu einem großen Jugend­
treff eingeladen und alle kamen. Bre­
chend voll war die Meh rzweckhalle 
der Stadt lehenhausen. Rund 350 
junge Feuerwehranwärter mit kurzen 
und langen Haaren kamen mit ihren 
Jugendbeauftragten und Komman­
danten zu einer Veranstaltung , die 
ausschließlich auf die Feuerwehrju­
gend zugeschnillen war. Ein junges 
Zaubererpaar unterhielt die Jugendli­
chen fast eine Stunde mit gekonnten 
Tricks. Als " Medium" mußte sogar 
auch Kreisbrandrat Alfred Städele 
herhalten, und als Höhepunkt zeigte 
Herbert Paul, Lehrer in Krumbach, 
den "Zick-Zack-lIlusionstrick" mit 
seiner Assistentin Ev. Oie Jugend 
war begeistert. 

In einem Kurzreferat verwies KBR 
Städele auf die vorbildliche Jugend­
arbeit im Landkreis Günzburg und 
stellte heraus, daß der altbekannte 
Grundsatz" Wer die Jugend hat, hat 
auch die Zukunft" sich immer wieder 
bewahrheitet. U. a. führte er aus: 

"Es kommen heute schon Fälle vor, 
wo die jungen Feuerwehranwärter 
mit 16 Jahren, wenn sie in die Reihen 
der Aktiven eingereiht werden , man­
chen Handgriff besser beherrschen 
als in Ehren ergraute Feuerwehrmän­
ner" . Im Rahmen der Veranstaltung 
wurden an die Teilnehmer bei den 
sportlichen Wellkampfen der Ju­
gendgruppen beim Kreisfeuerwehrtag 
1977 Erinnerungsabzeichen überge­
ben . Musikalisch umrahmt wurde 
die Veranstaltung durch die Jugend­
kapelle lehenhausen und den Feuer-

wehrfanfarenzug der Freiwilligen 
Feuerwehr lehenhausen. 

Bürgermeister Walfred Kuhn meinte 
in seinem Grußwort, daß es keine 
bessere Einrichtung gibt nach seinem 
Erachten, als durch die Feuerwehrju­
gendgruppen den Bestand der Frei­
willigen Feuerwehren zu sichern. 
Kreisbrandrat Alfred Städele über­
brachte die Grüße des Landrats und 
Präsidenten des BeZirkstags von 
Schwaben, Dr. Georg Simnacher, 
und stellte abschließend fest , daß 
die Feuerwehren des Landkreises 
Günzburg mit dem stark verjüngten 
Führungsstab der Kreisbrandinspek­
toren, der Kreisbrandmeister sowie 
der Jugendbeauftragten und der gro­
ßen Zahl von feschen jungen Bur­
schen voller Hoffnung in die Zukunft 
sehen können. 

Bei diesem ersten großen Jugendtreff 
der gesamten Feuerwehrjugend des 
Landkreises wurde an Kreisbrandrat 
Alfred Städele, Günzburg, und Kom­
mandant 0110 Gruber, Krumbach, 
im Namen des Präsidenten des Deut­
schen Feuerwehrverbandes, Albert 
Bürger, und des stellvertretenden 
Bundesjugendleiters Karl Binai die 
Ehrennadel und Ehrenurkunde der 
Deutschen Jugendfeuerwehr über­
reicht. Damit wurden die Pionierarbeit 
und die hervorragende Jugendförde­
rung von Kreisbrandrat Alfred Städele 
und Kommandant 0110 Gruber ge­
würdigt. 

Auf unserem Bild von links nach 
rechts: Jugendbeauftragter Wilfried 
Schröder, Kreisbrandrat Alfred Stä­
dele, Günzburg, Kommandant 0110 
Gruber, Krumbach . 



DLrG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Stat istischer Jahresbericht 1977: 

Wieder mehr als 750 Lebensrettungen 
DLRG-Mitglieder leisteten fast 2,25 Millionen Wachstu nden 

Der statistische Bericht des Präsi­
diums der DLRG weist für 1977 be­
eindruckende Zahlen auf: Mehr als 
128000 Rettungsschwimmprüfungen 

wurden abgenommen . 850 neue Ret­
tungsbootsführer und fast 500 neue 
Rettungstaucher legten die entspre­
chenden Zusatzprüfungen ab. Fast 

2,25 Mill. Wachstunden wurden an 
Binnengewässern und an der See 
erbracht. Bei 6600 Bootsunfällen, 
bei denen die DLRG zu Hilfe kam, 
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konnten über 6300 Personen gebor­
gen werden . 753mal haben Rettungs­
schwimmer ein Menschenleben vor 
dem sicheren Tod des Ertrinkens 
gerettet. 

Das Potential an Gerät hat sich 1977 
wieder vergrößert: Fast 1400 Ret­
tungsboote , 260 Landfahrzeuge, 2670 
Tauchgeräte und über 2000 Funk­
sprechgeräte stehen den Helfern 
der DLRG zur Verfügung . Sie verfügt 
zudem über mehr als 1350 Wachsta­
Iionen. 

Die Gesamtorganisation gliedert sich 
in 14 Landesverbände mit 203 Bezir­
ken , 15 Kreisgruppen , 1789 Ortsgrup­
pen und 298 Stützpunkten. 
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DRLG-Lehrschein und Öffentlicher Dienst 

Nach der neuen Prüfungsordnung 
muß der Erwerb des Lehrscheins 
von einer Gliederung der DLRG be­
fürwortet werden . Da im öffentlichen 
Dienst tätige Personen, z. B. Lehrer, 
Schwimmeister, Offiziere der Bun­
deswehr, zur Ausübung ihres Dien­
stes am Erwerb des Lehrscheins in­
teressiert sind bzw. sein Erwerb unter 
Umständen sogar Voraussetzung 
für die volle Ausübung ihrer Tätigkeit 
ist, hat das Präsidium der DLRG jetzt 
folgende Feststellungen getroffen: 

1. Gemäß den Voraussetzungen zum 
Erwerb des Lehrscheins ist eine Be­
fürwortung durch die zuständige 
Stelle des Öffentlichen Dienstes einer 
Befürwortung durch den zuständigen 
Bezirk gleichgestellt; insofern ist 
in den Ausführungsbestimmungen. 
wenn von den Bezirken gesprochen 
wird, vom Sinne der Prüfungsord­
nung jeweils zu ergänzen : " bzw. zu­
ständige Stelle des Öffentlichen Dien­
stes", 

2. Die Ausführungsbestimmungen 
orientieren sich weitgehend am Nor­
maltall eines Lehrscheinerwerbs 
durch ein Mitglied, das vorher seine 
Tätigkeit innerhalb einer Gliederung 
der DLRG ausgeübt hat. In diesem 
Normalfall muß die Ausbildung und 
Prüfung durch die Landesverbände 
in Verbindung mit den Bezirken so­
wie das Einreichen der Unterlagen 
über die Bezirke erfolgen . 

Selbstverständlich sind Lehrschein­
ausbildung , -prüfung und -fortbildung 
auch in folgender Weise denkbar: 
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a) Zwei oder mehrere Landesver­
bände führen gemeinsam einen Lehr­
gang ohne unmittelbare Beteiligung 
und vorherige Einschaltung der Be­
zirke durch; dies kann mit oder ohne 
Beteiligung des Präsidiums erfolgen. 

b) Ein oder mehrere Landesverbände 
führen gemeinsam mit Institutionen 
des Öffentlichen Dienstes Sonder­
lehrgänge ohne vorherige Einschal­
tung der Bezirke durch (z. B. zentrale 
Sonderlehrgänge des Landesverban­
des Westfalen in Warendorf, auch 
für Angehörige der Bundeswehr, 
die aus dem Gebiet anderer Landes­
verbände stammen). 

Neue Bedingungen, Urkunden 
und Abzeichen für die 
Schwimmprüfungen 

" Deutsche Prüfungsordnung 
Schwimmen - Retten - Tauchen " 
heißt die von den Schwimmausbil­
dung treibenden Verbänden im ver­
gangenen Jahr vereinbarte gemein­
same Basis für die Abnahme von 
Schwimm- und Rettungsschwimm­
prüfungen. Sie ist von 

BDS: Bundesverband Deutscher 
Schwimmeister e.V., Postfach 39, 
5047 Wesseling 1; 

DLRG: Deutsche Lebens-Rettungs­
Gesellschaft e. V., Alfredstraße 73 , 
4300 Essen; 

DRK : Deutsches Rotes Kreuz, Fried­
rich-Ebert-Allee 71 , 5300 Bonn: 
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DSV: Deutscher Schwimm-Verband 
e. V. , Silcherstraße 8, 8000 Mün­
chen 40; 

DTB: Deutscher Turner-Bund, 0110-
Fleck-Schneise 8, 6000 Frankfurt 
am Main 71 und 

VDST: Verband Deutscher Sporttau­
cher e. V., Schloßstraße 6, 2000 Ham­
burg 70, 

gemeinsam erarbeitet worden. In 
den Ausführungsbestimmungen für 
Schwimm prüfungen ist geregelt, wer 
zur Abnahme der Schwimmprüfungen 
berechtigt ist. Da nicht alle beteiligten 
Organisationen über ein Vertriebsnetz 
verfügen wie die DLRG, wird für den 
Urkunden- und Abzeichenvertrieb 
- wie in der Vergangenheit - der 
Fachhandel eingeschaltet sein . Mit 
der Belieferung des Fachhandels 
haben die sechs Verbände gemein­
sam eine Firma beauftragt und ver­
traglich sichergestellt , daß die inter­
nen Vertriebswege der einzelnen 
Verbände nicht beeinträchtigt wer­
den. 

Urkunden und Abzeichen sind gesetz­
lich geschützt. Die DLRG hat diesen 
Vorgang im Auftrag der obengenann­
ten Verbände abgewickelt. 

Das Engagement der DLRG um das 
Zustandekommen der Vereinbarung 
zwischen den beteiligten - sie nen­
nen sich seitdem befreundete - Ver­
bänden beruht nicht allein auf ihrem 
Bestreben, daß möglichst alle Mitbür­
ger das Schwimmen erlernen sollten , 
sondern auch auf ihrem Bemühen, 
aus guten Schwimmern möglichst 
viele Aettungsschwimmer weiterzu­
bilden. 
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Zivilverteidigung in der DDR 

In der DDR können künftig Wehr­
pflichtige anstatt zum Dienst in der 
"Nationalen Volksarmee " -18 Mo­
nate Dienstzeit als Soldat - zum 
Dienst in der Zivilverteidigung einbe­
rufen werden . Im Gesetzblatt der 
DDR wurde eine diesbezügliche 
Anordnung des Nationalen Verteidi­
gungsrates veröffentlicht. Der Dienst 
wird als Ersatz für den aktiven 
Wehrdienst oder Reservistendienst 
anerkannt. 

Die jetzt veröffentlichte Anordnung 
bestätigt rec htl ich, was im Frühjahr 
1977 bereits als vollzogene Tatsache 
aus Berichten der DDR zu entnehmen 
war. Der Dienst in der Zivilverteidi­
gung wird als Ersatz für den aktiven 
Wehrdienst oder Reservistenwehr­
dienst anerkannt. Der Minister für 
nationale Verteidigung regelt diesen 
Dienst durch Befehle, Dienstvorsch rif­
ten oder sonstige Bestimmungen. 
Die Angehörigen der Zivilverteidigung 
tragen Uniform, leisten einen Dienst­
eid und dürfen keine nebenberufliche 
Tätigkeit ausüben. Sie haben mili täri­
sche Dienstgradbezeichnungen, die 
vom " Soldat der Zivilverteidigung " 
bis zum "Generaloberst" reichen . 
Chef der Zivilverteidigung ist General­
leutnant Fritz Peter, zeitweise Ständi­
ger Vertreter der DDR beim Ober­
kommando der Warschauer-Pakt­
Staaten. Die DDR-Zivilverteidigung 
untersteht jetzt dem Verteidigungs­
ministerium. 

(Frankfurter Allgemeine Zeitung ) 

Katastrophenschutz 
geht jeden an 

Es kommt oft vor, daß ein Schadens­
ereignis in einer Gemeinde zu spät 
als Katastrophe eingestuft wird. 

Dadurch wird dann auch die erfor­
derliche Hilfeleistung verzögert. 
Ober die Organisation und die Ar­
beitsweise des Katastrophenschut­
zes im Kreise 5tormarn gab vor ge­
ladenen Gästen der AbteIlungsleiter 
für Katastrophen- und Zivilschutz 
der Kreisverwaltung Erläuterungen. 

Abteilungsleiter H. Fiebig war einer 
Einladung des Amtsvorstehers von 
Trittau gefolgt, der die Bürgermeister 
der neun Gemeinden des Amtes, 
Vertreter des DRK und der Johanni­
ter-Unfallhilfe sowie Pol izeibeamte 
zu dieser Informationsveranstaltung 
gebeten hatte. Fieb ig erläuterte, daß 
der Landrat als unterste Katastro­
phenschutzbehörde erst dann die 
Leitung der gesamten Schadensbe­
kämpfung an sich ziehen dürfe, wenn 
die Störung mit örtl ich zur Verfügung 
stehenden Mitteln nicht mehr be­
kämpft werden könne. 

Der Katastrophenschutz sei nur ein 
Teilbereich des Zivilschutzes; es sei , 
da es nicht möglich wäre, die Bürger 
bewußt auf die Verteidigung einzu­
stimmen, Pflicht eines jeden Bürgers, 
sich eingehend über die bestehenden 
Möglichkei ten des Katastrophen­
schutzes zu informieren. 

Im Kreise Stormarn sind 1200 freiwi l­
lige Helfer in den Hilfsorganisationen 
organisiert. Fünfzig Prozent von 
ihnen sind innerhalb von drei bis 
vier Stunden am Einsatzort verfügbar. 

(Lauenbu rger Nachrichten, 
Ratzeburg) 

Killer·Satelliten im All 

Es war schon länger bekannt, daß 
im Weltraum mit einer neuen Waf­
fen-Kategorie ein "heißer" Kampf 
geführt wird. Erstmals wurde dies 
bekannt, als über dem Indischen 
Ozean amerikanische Beobachter­
Satelliten zerstört bzw. geblendet 
wurden. - Inzwischen bauen die 
beiden Super-Mächte ganz offiziell 
Kille r-Satellite n. 

Nachdem feststeht, daß die Sowjets 
sie bereits besitzen, bauen nun auch 
die USA Killer-Satelliten für die Jagd 
auf fremde Späher im Weltall. Der 
wechselseitige Angri ff und die Ver­
nichtung der All-Späher beider 
Supermächte durch " Jagd-Killer" 
scheint für den kriegerischen Ernst­
fall möglich. 

Aufk lärungssatelliten , Nachrichtensa­
telliten und Frühwarnsatelliten sollen 
gegen Oberraschungsangriffe mit 

Interkontinental-Raketen schützen. 
Einige dieser Satelliten rasen durchs 
All , andere sind auf die Erdumdre­
hung eingesteuert und stehen in War­
teposition . Stillschweigend wurde 
die gegenseitige Spionage dieser 
Art geduldet. 

Jetzt erhielt das Pentagon die Order, 
Killer-Satelliten bauen zu lassen. 

58,7 Mio. Dollar wird Amerikas erster 
Killer-Satellit kosten. Er wird gegneri­
sche Satelliten - im Gegensatz zu 
sowjetischen Möglichkeiten - per 
Rammstoß zerstören können . Die 
Washington Post: " Mit dieser Ent­
scheidung haben sich die USA . . . 
jenem Waffensystem genähert, mit 
dem sie einen Krieg im Weltraum 
führen können ." 

(Welt der Arbeit, Köln) 

Evakuierungspläne stehen 
im Telefonbuch 

Der Zivil- und Katastrophenschutz 
in der Bundesrepublik soll neu ge­
ordnet werden. Oie Tagespresse 
bringt Beispiele aus dem Ausland, 
die die dort übliche Handhabung 
erläutern. 

Um ein Neben- oder Gegeneinander 
zu vermeiden , beruht die Organisa­
tion des Ziv ilschutzes in Schweden 
auf der normalen Verteidigungspla­
nung und -gliederung. Alle Staats­
bürger zwischen dem 16. und dem 
65. Lebensjahr sind zivilschutzd ienst­
pflichtig . In der Regel werden dieje­
nigen zu Übungen herangezogen, 
die vom Beruf her Kenntnisse mit­
bringen. Feuerwehrleute etwa, Räu­
mungsexperten, Krankenpfleger oder 
Funker. 

Im Frieden werden etwa 220 000 
Männer und Frauen zum Dienst bei 
den örtlichen ZS-Behörden bestimmt. 

Dazu kommen 65000 Personen im 
Werkschutz. In regionaler Gliederung 
bestehen noch Sanitätsabteilungen, 
ein freiwilliges Fliegerkorps sowie 
Ein satzkommandos zum Ersteinsatz 
in zerstörten Gebieten. Das sind 
hauptsächlich Wehrpflichtige, die 
zusätzlich einen Zivilschutzlehrgang 
durchlaufen haben. 

Im schwedischen Telefonbuch findet 
jeder Bürger den Weg angegeben , 
dem er bei einer eventuellen Evaku­
ierung zu folgen hat. Auf diese Weise 
soll im Ernstfall ein Verkehrschaos 
vermieden werden. 

(Kie ler Nachrichten!; 
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ZV-Informationen für 
Schwesternschülerinnen 

Bereits seit Herbst 1974 gibt es im 
Zivilschutzkreis 0510 ein Unterrichts­
und Informationsangebot im Zivil­
schutz für alle Schwesternschülerin­
nen der Stadt. In jedem Jahr veran­
staltet der Zivilschutzkreis für die 
fünf verschiedenen Schwesternschu­
len sechs bis acht Lehrgange. 

Der Leiter der Organisations- und 
Übungsstelle, Skansgard, sagt dazu, 
daß er es für wichtig hält, Informatio­
nen über die zivile Bereitschaft, die 
Zivilverteidigung und - im Zusam­
menhang damit - auch über die Or­
ganisation und Aufgabe des Sanitäts­
dienstes zu vermitteln . Von den 
Schwesternschulen sei darum gebe­
ten worden , auch einen Unterricht 
in praktischer Erster Hilfe durchzu­
führen . 

Die Durchführung dieser Lehrgänge 
beansprucht zwar den Zivilschutz­
kreis sehr stark, zumal immer mehr 
Schulen ihr Interesse an den Lehr­
gängen bekunden. Die Kranken­
schwestern sind jedoch eine Perso­
nengruppe, die für die Bereitschaft 
im Gesundheitswesen sehr wichtig 
ist. Viele Krankenschwestern gehören 
in Oslo zum Sanitätsdienst des Zivil-
schutzes. (0510, Nr. 2/1977) 

Herb Johnson kritisiert 

Journal 01 
CIVIL DEFENSE 

Ein merkwürdiger Einfluß scheint 
zu verhindern, daß sich die verant­
wortlichen Politiker und Bürokraten 
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mit dem Gedanken über Schutz von 
Leben und Eigentum der Zivilbevölke­
rung befassen. Scheinbar glauben 
sie , daß für den Zivilschutz der USA 
alle erforderlichen Maßnahmen, die 
einen nuklearen Massenmord verhin­
dern können, mit einer Summe von 
71 Millionen Dollar jährlich durchge­
führt werden können. 

Der Bericht des Verteidigungsmini­
sters für das Haushaltsjahr 1977 stellt 
fest : " Statt fortzufahren, die frie­
densmäßige Katastrophenabwehr 
auf örtlicher und auf staatlicher 
Ebene zu unterstützen , wie es das 
ZS-Programm vorsieht, werden im 
Staatshaushalt 1977 die Teile des 
Programmes, die eigentlich von den 
Staatsregierungen und den lokalen 
Verwaltungen unterstützt werden 
sollten , gestrichen." 

Weiter wird ausgeführt, diese Strei­
chungen beträfen Maßnahmen, die 
der Abwehr von Naturkatastrophen 
dienen. Die Argumentation geht da­
hin , daß die ZV Schutzmaßnahmen 
gegen einen nuklearen Krieg zu tref­
fen habe, keinesfalls gegen alltägli­
chen Katastrophen. Hier muß die 
Frage erlaubt sein , ob nun in militäri­
schen Standorten etwa die lokalen 
Verwaltungen für die Familien der 
Soldaten keine Katastrophenhilfe 
leisten sollen. Soll es keine Schutz­
räume gegen Orkane geben , die für 
Soldatenfamilien vorgesehen sind? 
Wie kann man nur so engstirnig ar­
gumentieren? 

(Starke/ Florida, Vol. 9, Nr. 7/8) 

Katastrophenplanungen tür 
Krankenhäuser 

Das Blatt der Nationalen Kranken­
hausvereinigung "Das Krankenhaus" 
befaßte sich in seiner Ausgabe vom 
1. September 1976 mit den Proble­
men, die auftreten können , wenn 
sich im Frieden eine Katastrophe 
größeren Ausmaßes ereignet. Nach 
dem Zugüberfall in der Umgebung 
von Assen entstand eine solche Si­
tuation für mehrere Krankenhäuser. 
So, wie in jedem Krankenhaus ein 
Kriegskatastrophenplan besteht, muß 
also auch ein Friedenskatastrophen­
plan erarbeitet werden . Bei der Gei-

seinahme in Wijster waren die umHe­
genden Krankenhäuser darauf vorbe­
reitet , eine größere Anzahl Verwunde­
ter aufnehmen zu müssen. Die Inan­
spruchnahme der drei beteiligten 
Krankenhäuser wurde vom medizini­
schen Zentrum in Beilen koordiniert. 

Es entstand das Problem, daß eine 
durchgehende 24-Stunden-Bereit­
schaft nur begrenzt durchzuhalten 
ist. Krankenhausbeschäftigte waren 
zudem auch Mitglieder der eingesetz­
ten Hilfskolonnen, wachehaltende 
Soldaten mußten zusätzlich verpflegt 
werden, der Besuch von Verwandten 
und Journalisten zusätzlich Verkraftet 
werden. Alles Probleme, die unbe­
dingt durch einen Friedenskatastro­
phenplan geregelt werden müssen. 

(Den Haag, Nr. 1/ 1977) 

Finnland baut Zivilschutz aus 

Zivilsdlutz 
Protection civile 
Protezione civile 
Pro1ecziun civila 

Vom 5. bis zum 12. Juni 1977 be­
suchte eine schweizerische ZS-Dele­
gation Finnland. Die 25 Damen und 
Herren folgten einer Einladung des 
finnischen Zivilschutzverbandes, des­
sen Delegation im Jahre 1976 die 
schweizerische Zivilschutzorganisa­
tion besuchte und deren Einrichtun­
gen kennen lernte. 

Die Schweizer studierten die Organi­
sation und den Stand des finnischen 
Zivilschutzes eingehend am Beispiel 
der Städte Helsinki und Tampere. 
Die finnische Hauptstadt beispiels­
weise verfügt über 2800 private 
Schutzräume mit über 310 000 
SChutzplätzen. Außerdem gibt es 
23 öffentliche Schutzräume, die als 
Felsenanlagen tief unter der Erde 
liegen und weitere 68 000 Menschen 
aufnehmen können . Diese Anlagen 
werden ergänzt durch die Schutz­
räume für die verschiedensten 
Dienstzweige des Zivilschutzes. Heute 
können in Helsinki bei drohender 
Gefahr 77 % der Bewohner einen 
Schutzraum aufsuchen. In den näch­
sten Jahren sind weitere 25 000 
Schutzplätze geplant. In der Satel­
litenstadt Hervanna sind bereits 
2,8 km unterirdische Kavernen als 
Schutzräume vorhanden. 

(Frauenfeld, Nr. 9/ 1977) 
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Hydraulisch betätigte 
Rettungsgeräte 

Die abgebildeten hydraulisch betätig­
ten Rettungsgeräte " Spreizer" und 
"Schneidgerät" werden in erster Linie 
bei Verkehrsunfällen zur Rettung 
eingeschlossener oder eingeklemmter 
Unfallopfer. die sich nicht mehr selbst 
außer Gefahr bringen können, einge­
setzt. Die Geräte dienen vornehmlich 
zum Aufsprengen von Fahrzeugtüren, 
zum Wegziehen von Lenksäulen . 
zum Hochdrücken von Fahrzeug­
dächern bzw. zum Durchtrennen 
von Karosserieteilen wie Türpfosten 
oder Dachholme. Darüber hinaus 
sind mit diesen Geräten Hilfsmaß­
nahmen durchführbar bei Eisenbahn­
oder Luftfahrtunglücken. Explosions-, 
Unwetter- oder Erdbebenkatastro­
phen . Einer der entscheidenden Vor­
teile von " Spreizer" und "Schneidge­
rät" ist die funkenlose Arbeitsweise, 
d. h. ohne zusätzliche Brandgefahr 
(auslaufender Kraftstoff auf den Stra­
ßen, Einsatz in der Nähe von Behäl­
tern oder Lagerräumen mit brennba­
ren Flüsssigkeiten oder explosiven 
Stoffen). 

Die wichtigsten technischen Daten : 

Der Antrieb erfolgt durch eine Radial­
kolbenpumpe (ND 630 bar) mit Elek­
tro- oder Verbrennungsmotor. 

Spreizer: 
Spreizkraft an der Spitze 30 kN 
Spreizweg 600 mm 
Gewicht 26 kg 

Schere: 
Maulweite an den Spitzen 90 mm 
Schneidkraft in der Mitte 85 kN 
Gewicht 14 kg 

Alle weiteren Angaben über Leistung . 
Ausstattung . die Belange der Sicher­
heit. der Arbeitsgeschwindigkeit . 
des Temperaturbereichs und der 
Abmessungen liegen seit neuestem 
in dem DIN-Entwurf 14751 Teil 1 
und 2 Ausgabe Dezember 76 fest. 

Im Bereich der Feuerwehr bestehen 
Kombinationsmöglichkeiten dieser 
Gerätegarnituren mit den Hydrogerä­
ten der Hebesätze unseres Fabrikates 
in Rü stwagen und Hilfsrüstwagen. 

Innerhalb dieser Produktgruppe wird 
derselbe Nenndruck zugrunde gelegt 
und mit einheitlichen Schnellstopp­
Steckkupplungen gearbeitet. Dadurch 
wird die Wirksamkeit der Hilfsmaß­
nahmen erhöht und die Austausch­
barkeit bzw. die Ersatzteilbevorratung 
erleichtert. 

Sanitätsraumzelle 

Ein Spezialunternehmen für Sanitäts­
ausrüstungen hat mit der Entwick­
lung einer Sanitätsraumzelle Anre­
gungen und Wünsche von Arbeits­
medizinern und Sicherheitsingenieu­
ren in die Praxis umgesetzt und ihnen 
die Erfüllung der in Frage kommen­
den Bestimmungen der Arbeitsstät­
tenverordnung leicht gemacht. In 
Standardausführung ist der Sanitäts­
container komplett ausgestattet für 
die Erste Hilfe und die ärztliche Erst­
versorgung entsprechend den 
" Grundanforderungen an Erste-Hilfe­
Räume in Betrieben " des Hauptver­
bandes der gewerblichen Berufsge­
nossenschaften und der Arbeitsstät­
tenverordnung . Seine Abmessungen: 

Innen länge 
Innen breite 
Raumhöhe 

4,00 m 
2.00 m 
2.50 m 

Ein übersichtliches, raum- und ko­
stensparend gestaltetes Anbau-Pro-

gramm nimmt dabei in seinen vier 
staubdichten, orangefarbenen Wand­
bzw. Stehschränken aus Stahlblech 
das erforderliche Erste-Hilfe-Material 
auf. 

Abmessungen je Schrank : 

Höhe 
Breite 
Tiefe 

112 cm 
49 cm 
20 cm 

Spezielle Einrichtungswünsche kön­
nen natürlich berücksich tigt werden. 

Werksärzte. (Betriebs-)Rettungssani­
täter und Ersthelfer werden dadurch 
in den Stand gesetzt. nach Arbeitsun­
fällen die erforderlichen Maßnahmen 
so lange durchzuführen. bis der or­
ganisierte Rettungsdienst den Unfall­
verletzten zum Transport und zur 
weiteren Betreuung in einer geeig­
neten Klinik übernimmt. 

Überall dort. wo die Arbeitsstätten­
verordnung "einen Sanitätsraum 
oder eine vergleichbare Einrichtung" 
verlangt. ist diese transportable Sani­
tätsraumzelle bestens geeignet. Sie 
kann auf einfachen Punktfundamen­
ten allerorts schnell aufgestellt wer­
den (z. B . auch auf Werkshöfen , in 
Hallen usw.) und paßt sich selbst 
engsten Raumverhältnissen an. Bei 
kurzfristigem Einsatz genügen Steine. 
Holz u. ä. als Unterlage. Sie wird ört­
lich nur mit den Versorgungsleitun­
gen verbunden . Waschbecken, Heiz­
körper und Beleuchtung sind bereits 
installiert. Durch das Prinzip des 
Baukastensystems sind Sanitätsraum­
zeIlen beliebig kombinierbar, erweite­
rungsfähig und versetzbar. Sie kön­
nen per Bahn oder Lkw überallhin 
geliefert und an jeden Platz gesetzt 
werden . 

Feuerrettungsleiter 

In unserer Januar-Ausgabe stellten 
wir in der Rubrik " Wissenschaft und 
Technik " eine Feuerrettungsleiter 
vor. Oie uns von einer Agentur über­
mittelten technischen Daten stimmten 
leider nicht. Hier noch einmal die 
richtigen Angaben : Die zusammen­
legbare Feuerrettungsleiter hat eine 
Länge von 14 Metern. Das Gewicht 
beträgt nur etwa 5 kg . die Belastbar­
keit 600 kg . Sprossenbelastung ein­
zeln : ca. 150 kg . Die TÜV-geprüfte 
Leiter aus Stahl und Aluminium ist 
völlig wartungsfrei. Die Patentzu­
sammenlegung si chert im Notfall 
eine einwandfreie Funktion . Das er­
neute Zusammenlegen dauert nur 
wenige Minuten. 
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neue BÜOHer 
Der Luftkrieg über 
Deutschland 

Von Franl Kurowsk l 
Econ Verlag GmbH, Düsseldorf und 
Wien 

Mit der letzten Phase des Bomben­
krieges vom 1. 1. 1945 bis zum 
8.5. 1945, in der über 180000 Tonnen 
Bomben - ein Fünftel der Gesamt­
bombenabwürfe des Krieges - auf 
deutsche Städte geworfen wurden, 
ging ein Kampf zu Ende, der auf Ko­
sten der Zivilbevölkerung geführt 
worden war, entgegen allen Kriegsre­
geln und Vereinbarungen und nicht 
nur von einer Seite, sondern von 
allen Beleiligten. 

Die Bombenangriffe des Zweiten 
Weltkrieges gehören zu den erschüt­
terndsten Erlebnissen jener Men­
schen, die sie bewußt miterlebt ha­
ben. Der Autor entwirft in seinem 
Buch ein vollständiges Bild der erbit­
terten Kämpfe, die sich am Himmel 
über Deutschland abspielten - aus 
der Sicht der Alliierten wie aus der 
Sicht der Betroffenen. 

Er beleuchtet aber auch die Luft­
schlacht über England, wie Kurowski 
überhaupt in chronologischer Rei­
henfolge die ganze Höllenszenerie 
des Luftkrieges noch einmal lebendig 
werden läßt. 

Zivilschutz im Ausland I 
USA - Der nationale Plan für 
den Notstand 

Band 1 Schriftenreihe des Bundes­
amtes für Zivilschutz 
Zweite überarbe itete und ergänzte 
Auflage 
Redaktion : J. v. Arnim und C. Maier 
Herausgeber: Bundesamt für Zivil­
schutz, Bonn-Bad GOde ' berg 

" Es lieg I nahe, die laufende Erörte­
rung des Themas Zivilschutz im Aus­
land mit der Betrachtung der Verhält­
nisse in den USA zu beginnen. Hier 
wie dort - ein föderalist isches Staa­
tengebilde: hier wie dort die Erkennt­
nis, daß zur Daseinsvorsorge auch 
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Zivilschutz gehört. " So der Präsident 
des Bundesamtes für Zivilschutz. 
Dr. Paul Wilhelm Kolb. in seinem 
Vorwort. 

Nach einer Einführung von Wollgang 
Schwarz. Akademie für zivile Vertei­
digung. und weiteren Vorbemerkun­
gen folgt dann der Text des Nationa­
len Planes für den Notstand. der in 
16 Kapiteln abgehandelt wird . Eine 
Übersichtskarte der Vereinigten Staa­
ten, die die Aufgliederung der USA 
in die verschiedenen Regionen der 
Katastrophenbereitschaften zeigt. 
ergänzt das Buch. 

In der Anlage 2 findet sich die Über­
setzung der verschiedenen Begriffe. 
Anlage 3 beinhaltet die gebräuchli­
chen Abkürzungen . 

Wesentlich für den Leser: der Index 
der Ermächtigungen , in dem die 
wichtigsten Gesetze aufgezählt wer­
den sowie der Anhang 1. der die Än­
derungen zum Nationalen Plan tür 
den Notstand umfaßt. 

Florian 14: Achter Alarm 

Das Buch der Feuerwehr. Von Hans 
Georg Prager 
2. verbe sserte und ergänzte Auflage; 
1978. Ca. 304 Selten, 160 x 230 mm, 
mit ca. 34 me ist ganzseitigen Fotos 
auf Tafeln. 

Was weiß der Außenstehende von 
der Feuerwehr, einer Organisation , 
die größer ist als die Bundespost, 
Bundesbahn oder Bundeswehr: rund 
800000 freiwillige Feuerwehrleute. 
nicht gerechnet die Angehörigen 
der Berufs- und Werkfeuerwehren . 

Diesen Männern , die er bewundern 
gelernt hat. hat Hans Georg Prager 
ein lebendiges. längst verdientes 
Denkmal gesetzt. Um ihr Leben, ihr 
Handeln und Denken beschreiben 
zu können, tat er viele Monate lang 
als Angehöriger der Hamburger Be­
rufsfeuerwehr Dienst. Oie Einsätze, 
die er an der Seite dieser Männer 
erlebte, hat der Autor in Bild-Text­
Szenen von beklemmender Realität 
und dramatischer Spannung geschil­
dert. Sie stehen stellvertretend für 
hunderttausend andere, von denen 
die Öffentlichkeit nichts erfährt. 

Prager stellt aber auch die neue fas­
zinierende Technik vor, die Erfolge 
bringt, wo andere Mittel versagen : 
Feuerwehrhubschrauber, Löschrake­
ten und erstmals die neue EDV-ge­
steuerten Einsatzzentralen der Ham­
burger Feuerwehr, um nur einige 
Neuenlwicklungen zu nennen. Rei­
sen , eine ausgedehnte Korrespon-

denz, Besuche fremder Feuerwehren 
- auch in Übersee - und Quellenma­
terial aus der ganzen Welt erlaubten 
ihm, immer wieder auch au f ähnliche 
oder abweichende Praktiken der Feu­
erwehren anderer Länder hinzuwei­
sen. 

Ein Sachbuch über die Feuerwehr? 
Ein packendes Reportagebuch? 
Mehr: Ein Dank an die Männer, die 
ihr Leben dem Dienst am Nächsten 
versch rieben haben! 

Obgleich " Florian 14" nicht als Ju­
gendbuch geschrieben wurde. hat 
es dennoch den Deutschen Jugend­
buchpreis 1966 bekommen. weil die­
ses Buch echte Vorbilder aufzeigt 
und glaubwürdige ethische Maßstäbe 
setzt. 

Der Autor. Hans Georg Prager. Ver­
fasser von 16 Reportage-Sachbü­
chern . ist Fregattenkapitän d. R. beim 
Such- und RettungSdienst (SARl , 
Versuchsleiter für Brandbekämpfung 
durch Hubschrauber, überdies 
Brandmeister der Hamburger Feuer­
wehr. 

Zu beziehen auch durch das Ver­
sandhaus des Deutschen Feuerwehr­
verbandes GmbH, Abt. Versandbuch­
handlung. Postfach 2401 25, 
5300 Bonn 2. 

ABC-Schutz-Fibel 
ABC-Schutz 111 

Von Dr. H. Eiseniohr 
Verlagsgruppe: Max imillan-Verlag: 
E. S. Mittler & Sohn; Verlag Offene 
Worte, Herford 

In dieser Ausgabe werden die physi­
kalischen Grundlagen der Kernwaffen 
behandelt. Bei ihrem Einsatz tre ten 
thermische Strah lung und Kernstrah­
lung auf. die beide ungewöhnliche 
Schutzmaßnahmen erforderlich ma­
chen . Zum Verständnis ihrer Wir­
kungsweise ist ein gewisses Maß 
an kernphysikalischem Wissen not­
wendig . 

Der Autor macht in diesem Bändchen 
den Versuch, dieses Wissen in ver­
ständlicher Form darzulegen, die 
trotzdem einigermaßen wissenschaft­
lich vertretbar bleibt. Der gewählten 
Darstellung liegt die Erfahrung zu­
grunde, die der Verfasser bei seiner 
Lehrtätigkeit an der ABS-Abwehr­
Schule der Bundeswehr in Sonthofen 
gewonnen hat. Das Stoffgebiet wurde 
in ca. 30 Unterrichtsstunden den 
leitenden' ABC-Abwehr-Offizieren 
vermittelt. Zahlreiche Zeichnungen 
ergänzen den Lehrstoff. 



Helmut Freutel 

Das Minimagazin 
In diesem Monat: Notrufsystem 73 

Wußten Sie schon , daß . . . 

. .. bis zum Jahre 1979 voraussicht­
lich alle Telefonnetze der Bundesre­
publ ik mit der Notruf-Nummer 110 
und dem Feuerwehrruf 112 ausgestat­
tet sein sollen? Der Ausbaustand 
beim Notruf 110 und beim Feuer­
wehrruf 112 hat in den letzten Jahren 
beträchtliche Fortschritte gemacht. 
Im Bundesdurchschnitt wohnen nach 
Angaben der Deutschen Bundespost 
etwa 95 Prozent der Bevölkerung 
in Ortsnetzen mit Anschlüssen 110 
und etwa 92 Prozent der Bevölkerung 
in Ortsnetzen mit Anschlüssen 112. 
Die nähere Betrachtung einer Tabelle 
läßt erkennen, daß insbesondere grö­
ßere Orte und dicht besiedelte ländli­
che Gebiete mit Anschlüssen 110 
und 112 bereits versorgt sind . In den 
Stadtstaaten Berlin , Bremen und 
Hamburg hat der Ausbaustand 100 
Prozent erreicht. Das Saarland hat 
die Vollversorgung beim Notruf 110 
erreicht. Hessen , Bayern und Schles­
wig-Hoistein hinken vor allem bei 
der Einrichtung des Feuerwehrrufes 
112 hinterher, während Baden-Würt­
temberg erstaunlich gut ausgestattet 
ist. Hier leben 99,6 Prozent der Be­
völkerung in Orten , wo es den Notruf 
110 schon gibt und 96,9 Prozent in 
Orten, wo die Feuerwehrnummer 
112 existiert. Ähnlich günstige Zahlen 
weisen Niedersachsen und Nord­
rhein-Westfalen auf. 

Wußten Sie schon, daß . .. 

... der Notruf eine lange Entwick­
lungsgeschichte hinter sich hat? 
Als es im öffentlichen FernspreChnetz 
noch handbediente Ortsvermittlungs­
steIlen gab, genügte es, der Vermitt­
lung nur das Wort "Polizei " über 
den Fernsprecher zuzurufen . Ohne 
Zutun des Anrufers wurde dann die 
Verbindung hergestellt. Als dann 
aus Rational isierungsgründen eine 
andere Wähltechnik eingeführt wur­
de. hieß es von diesem bequemen 
Verfahren Abschied zu nehmen. Eine 
automatisch arbeitende Notruftechnik 
wurde in Zusammenarbeit von Poli-

zei , Fernmeldefirmen und der Deut­
schen Bundespost entwickelt: das 
Notrufsystem 73. Damit steht heute 
den Notdienstträgern ein leistungsfä­
higes technisches System für den 
Notruf über das weitverzweigte öf­
fentliche Fernsprechnetz zur Verfü ­
gung. 

Wußten Sie schon, daß . .. 

. . . mit dem Notrufsystem 73 alle 
von den Polizeien und anderen Orga­
nisationen, die sich im Rettungswe­
sen betätigen oder an seiner Verbes­
serung mitarbeiten und nicht zuletzt 
von verantwortungsbewußten Staats­
bürgern erhobenen Forderungen 
an den Notruf erfüllt worden sind? 

Zu den wichtigsten Leistungsmerk­
malen gehört : 

Die bundeseinheitliche Kurzruf­
nummer 

110 Notruf (für die Polizei) 

112 Feuerwehrruf (für die Feuerwehr) . 

Damit wird der Hilfesuchende bei 
der Wahl dieser Nummern immer 
mit der für seinen Standort zuständi­
gen Abfragestelle verbunden. Es soll 
eine ständig besetzte Notrufabfrage­
steIle erreicht werden , die Notrufe 
jeder Art entgegennimmt und Hilfs­
maßnahmen in die Wege leitet. 

Der münz freie Notruf 

Bei Münzfernsprechern soll durch 
Betätigen eines Hebels und ohne 
vorherigen Einwurf von Münzen eine 
Gesprächsverbindung zur zuständi­
gen Notrufabfragestelle aufgebaut 
und gleichzeitig eine Standorterken­
nung übertragen werden . Schneller 
und einfacher kann man einen Notruf 
nicht signalisieren . Die Lokalisierung 
des Notrufs ist dann von Vorteil , 
wenn der Hilfesuchende sich nicht 
verständlich machen kann oder orts­
unkundig ist. 

Wußten Sie schon, daß ... 

.. . für das Herbeirufen von Hilfe am 
häufigsten das öffentliche Fern­
sprechnetz der Deutschen Bundes­
post benutzt wird , weil es mit seinen 
rund 11 Millionen Fernsprechhaupt­
anschlüssen weit verbreitet und daher 
schnell zugänglich ist? 

Gerade die Münzfernsprecher, die 
gerne von jedermann zum Telefonie­
ren benutzt werden , eignen sich gut 
als "Notruf telefon ", insbesondere 
wenn sie mit münzfreien Notrufmel­
dern (unser Bild) ausgestattet sind 
und weil die Fernsprechhäuschen 
stets an gut sichtbarer Stelle stehen . 
Die Betriebsfähigkeit der Notrufan­
schlüsse wird überwacht. Störungen 
werden optiSCh in der Vermittlungs­
steIle der Post und an der Notrufab­
fragesteile angezeigt. Es gibt ferner 
eine Blockadeanzeige bei der Notruf­
abfragesteile, wenn ein Anrufer nach 
Gesprächsende nicht auflegt. Es kann 
dann eine Blockadefreisc haltung 
durch die Notrufabfragestelle erfol­
gen , damit die Notrufnummer für 
Anrufer wieder erreichbar ist. 
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